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EDITORIAL/099: Schwafeln auf hohem Niveau (SB)





Wochendruckausgabe 99 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
18.08.2018




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Schwafeln auf hohem Niveau

Auch Bücher haben ein Alter, und wie die Menschen verändern sie
sich mit ihm. In diesem Frühjahr haben die "Minima Moralia" von
Theodor W. Adorno ihren fünfzigsten Geburtstag. Zwischen 1944 und 1947
- nach der gemeinsam mit Max Horkheimer verfassten "Dialektik der
Aufklärung" - im kalifornischen Exil entstanden, ist diese Sammlung
von 153 "Reflexionen aus dem beschädigten Leben" bis heute Adornos
populärstes Buch geblieben. Mit einer Auflage von gut 100.000
Exemplaren führt es wie kein anderes die theoretische Befähigung und
die künstlerische Begabung dieses Philosophen vor. [1]

In Folge viel zitiert und aufs kürzeste mit dem Anschein der
Verstehbarkeit versehen und dem Ruch des intellektuellen Nutzens
gefärbt, läßt sich gleichwohl an kaum einem anderen
pseudodialektischen Sprachgebrauch als dem aus der Minima Moralia nur
zu häufig zitierten Satz von Theodor W. Adorno "Es gibt kein richtiges
Leben im falschen" darlegen, aus welchen waghalsigen Versteifungen und
Brüchen sich eine oft soziologisch determinierte Spekulation
zusammenzusetzen wußte.

Dem möglicherweise anschwellenden Protest adornistischer
Besserwisserei, der Autor dieser Zeilen sei im wesentlichen
unverständig, wäre die Feststellung entgegenzuhalten, daß es kein
richtiges Verstehen im falschen gibt.

Ihre Schattenblick-Redaktion

Anmerkung:

[1] aus: Zeit online vom 03.05.2001, Philosophie, Martin Seel: Das
Richtige im Falschen

https://www.zeit.de/2001/19/200119_ka-philo-.xml
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WALD/276: Hambacher Forst - Schlag auf Schlag und Widerstand ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 19. August 2018

Polizei stiehlt Gartenlaube

Einsatz im Rahmen des Klimacamps zeigt Grenzen der Rechtsstaatlichkeit



Raststätte Bedburger Land West. Samstag Abend hat die Polizei auf der
Autobahn A61 mit 100 Beamt*innen eine Gartenlaube von Klima-Aktiven
beschlagnahmt. Man habe verhindern wollen, dass damit eine
Ordnungswidrigkeit im Rahmen des Landesforstgesetzes begangen werden
könnte. Tatsächlich hatte das Klimacamp am Freitag in einer
Pressemitteilung verkündet, dass auf dem Camp "ein neues Baumhaus für die
Besetzer*innen des Hambacher Forsts gebaut" werde.

"Die Polizei behauptet, wir wollten die Laube als Baumhaus und damit als
Fremdobjekt in den Hambacher Wald bringen. Nach dem Landesforstgesetz sei
das möglicherweise ordnungswidrig. Wie seltsam, dass sich plötzlich die
Polizei für den Schutz des Waldes interessiert, dessen Rodung sie ansonsten
durchzusetzen versucht", so Johanna Winter vom Klimacamp.

Camp-Sprecherin Maja Rothe ergänzt: "Besonders absurd ist, dass im
Beschlagnahmungsprotokoll steht, es habe sich um einen 'Zufallsfund'
gehandelt. Da muss man sich doch fragen, ob die Polizei nun alle
Gartenlauben in Deutschland konfisziert, die sie zufällig findet, weil sie
sonst vielleicht in den Hambacher Forst gebracht werden könnten. Hier sieht
man, wie das Recht verbogen wird, um Konzerninteressen durchzusetzen. Die
Polizei handelt damit als verlängerter Arm des Werkschutzes von RWE."

Die Klima-Aktiven befürchten, dass die Polizei bereits diesen Monat die
Besetzung im Hambacher Forst räumen und dafür riesige Schneisen in den
alten Wald schlagen wird, was einer illegalen Rodung gleichkäme. Das
Bündnis "Aktion Unterholz" ruft für diesen Fall zu kreativen Aktionen
zivilen Ungehorsams auf. Gleichzeitig kündigte das Bündnis Ende Gelände
eine massenhafte Aktion zivilen Ungehorsams für die Rodungssaison an.

Die Stimmung unter den Klima-Bewegten auf der Raststätte war gut, trotz des
rechtlich fragwürdigen Vorgehens der Beamt*innen. Der Abtransport der Laube
unter Polizeischutz wurde mit dem Sprechchor "Wir sind hier, wir sind laut,
weil ihr unsere Laube klaut!" begleitet. Als Antwort auf den Laubenklau
wurde bereits am Sonntagmorgen im Hambacher Forst eine weitere Gartenhütte
errichtet.

Das Klimacamp im Rheinland dauert noch bis zum 22. August. Der Austausch
mit der lokalen Bevölkerung ist weiterhin im Gange, am heutigen Nachmittag
um 16 Uhr lädt das Klimacamp zum gemütlichen Austausch bei Kaffee und
Kuchen.




Aktionen im Hambacher Forst:

https://aktion-unterholz.org/

http://hambacherforst.org/

https://www.ende-gelaende.org/de/

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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WALD/275: Hambacher Forst - gegeneinander ausgespielt ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 17. August 2018

Tagebau Hambach: BUND verlangt Unterlassungserklärung von Innenminister
Herbert Reul

Umweltverband wehrt sich gegen Kriminalisierung seines friedlichen
Braunkohlen-Widerstandes



Düsseldorf, 17. August 2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) geht mit einer
anwaltlichen Unterlassungsaufforderung gegen Innenminister Herbert Reul
vor. Hintergrund ist die Antwort des Innenministers auf eine kleine
Landtags-Anfrage des SPD-Landtagsabgeordneten Guido van den Berg. Darin
hatte der Minister im Kontext mit Vorwürfen von Straftaten im Hambacher
Wald die falsche Tatsachenbehauptung aufgestellt, der BUND NRW e.V. leiste
logistische Unterstützung für die autonome Waldbesetzerszene. 
[Landtags-Drucksache 17/3360 vom 07.08.2018]

"Wir wehren uns entschieden gegen die Kriminalisierung unseres friedlichen
und gewaltfreien Widerstandes gegen den Braunkohlentagebau Hambach", sagte
der BUND-Landesvorsitzende Holger Sticht. "Der BUND NRW e.V. hat zu keinem
Zeitpunkt eine logistische Unterstützung der autonomen Waldbesetzerszene
geleistet."

Der BUND verlangt jetzt über seinen Anwalt von Innenminister Reul, eine
öffentliche Erklärung abzugeben, dass keine Tatsachen bekannt sind, welche
eine logistische Unterstützung der autonomen Waldbesetzerszene seitens des
BUND NRW belegen. Daneben fordert der BUND Reul auf, eine verbindliche,
schriftliche Erklärung dahingehend abzugeben, dass der Minister es
zukünftig unterlässt, zu behaupten, dass der BUND NRW eine logistische
Unterstützung der autonomen Waldbesetzerszene betreibe. Im Falle der
Zuwiderhandlung macht der BUND eine Vertragsstrafe in Höhe von 50.000
Euro geltend.

Ferner sieht der BUND durch die Aussagen des Ministers auch die
Straftatbestände der üblen Nachrede und Verleumdung erfüllt und behält sich
diesbezüglich vor, dies zur Anzeige zu bringen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. August 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/463: Klimakampf und Kohlefront - vertieft und erneuert, alte Fronten ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 17. August 2018

Klimacamp: Bewegung entwickelt Strategie für 2019

Aktion im Hambacher Forst geplant

Fußballspiel gegen TuS Germania Kückhoven am Freitag

Andacht in Immerath am Samstag



Erkelenz. Das Klimacamp füllt sich: am Donnerstag waren bereits 450
Teilnehmende vor Ort. Grund des Andrangs ist die Strategiekonferenz, welche
am Wochenende auf dem Camp stattfindet. Dabei soll auch der Kampf um die
von Abbaggerung bedrohten Dörfer thematisiert werden. Anwohnende aus der
Region sind herzlich eingeladen, ihre Perspektiven in die Diskussionen mit
einzubringen.

"Die Lage ist dramatisch - wir alle haben mit der Hitzewelle zu spüren
bekommen, was mit dem Klimawandel auf uns zu kommt, und uns bleiben nur
wenige Jahre, die Katastrophe einzudämmen. Gleichzeitig baggert RWE immer
weiter. Als nächstes Dorf soll Keyenberg der Zerstörung weichen. Deshalb
setzen wir auf die Zusammenarbeit mit allen Betroffenen und die
Mobilisierung der solidarischen Bevölkerung, die sich ja in weiten Teilen
für einen schnellen Kohleausstieg ausgesprochen hat. Wir nehmen die Rettung
der Dörfer und den Kampf um die Klimagerechtigkeit selbst in die Hand
und legen jetzt erst richtig los", so Johanna Winter vom Klimacamp mit
Blick auf die kommende Strategiekonferenz, zu der
Klimagerechtigkeitsgruppen aus dem gesamten deutschsprachigen Raum ins
Rheinland anreisen.

"Die Strategiekonferenz ist notwendig, denn auf ein Handeln der Regierungen
hofft hier niemand mehr", so Maja Rothe, eine Sprecherin des Klimacamps."
Am Montag fasste dies Ingo Bajerke aus Keyenberg auf der Podiumsdiskussion
zum "Rheinland der Zukunft" prägnant zusammen: "Wenn mein Dorf abgebaggert
werden soll, kommt mir weder die Politik noch die Polizei zur Hilfe. Aber
wenn ich einen Schritt auf das Gelände von RWE setze, sind sie sofort zur
Stelle, um mich zu stoppen".

Auf dem Klimacamp gibt es auch zahlreiche Gelegenheiten, persönliche
Kontakte zu knüpfen, zum Beispiel beim Freundschaftsspiel des Klimacamps
gegen den TuS Germania Kückhoven am Freitag auf dem Fußballplatz im
Laheypark. Anstoß ist um 19 Uhr und Zuschauer*innen sind herzlich
willkommen. Am Samstag geht es um 10.30 Uhr auf "Fahrradtour zu den
Geschichten des Widerstands im Rheinland", wo an verschiedenen Stationen
Menschen aus der Region von ihren Erlebnissen im Kampf gegen RWE berichten.
Außerdem wird es am Samstag um 19 Uhr gemeinsam mit einem örtlichen Pfarrer
eine offene Andacht an der Ruine des Immerather Doms geben. Zum Abschluss
des offiziellen Programms lädt das Klimacamp am Sonntag um 15.30 Uhr alle
Interessierten zu einer Führung über das mittlerweile stark gewachsene und
weiter gestaltete Camp ein, ab 16 Uhr gibt es dann Kaffee und Kuchen und
einem gemeinsamen Rückblick auf die vergangene Woche.

Parallel zur Strategiekonferenz wird auf dem Klimaamp ein neues Baumhaus
für die Besetzer*innen des Hambacher Forsts gebaut. Es wird befürchtet,
dass die Polizei bereits diesen Monat die Besetzung räumen und dafür
riesige Schneisen in den alten Wald schlagen will, was einer illegalen
Rodung gleichkommt. Gleichzeitig kündigte das Bündnis Ende Gelände eine
massenhafte Aktion zivilen Ungehorsams an, um die Rodung zu stoppen. Auch
Greenpeace und der BUND machen den Erhalt des Waldes zur Bedingung für ihr
zukünftige Mitarbeit in der Kohlekommission der Bundesregierung.

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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KOHLEALARM/462: Klimakampf und Kohlefront - Treffen der Gegner ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 14. August 2018

"Als vom Braunkohleabbau Betroffene arbeiten wir mit dem Klimacamp
zusammen"

Klimacamp startet mit Podiumsdiskussion zur Zukunft des Rheinlands



Erkelenz. Das Klimacamp im Rheinland nimmt Form an. Seit Freitag werden
Zelte aufgebaut, und das Camp mit eigenem Solarstrom versorgt. Seit Montag
läuft das Programm, welches gleich mit einem Höhepunkt begann: Mit 200
Menschen war die Podiumsdiskussion "Das Rheinland der Zukunft - von lokaler
und globaler Gerechtigkeit" voll besetzt. Anknüpfend an eine gemeinsame
Veranstaltung in der Stadthalle Erkelenz letztes Jahr, trafen sich nun
erstmals ein Vertreter der Bergbau-Gewerkschaft IG BCE mit Aktiven der
Bewegung für Klimagerechtigkeit und Anwohnenden aus dem durch Umsiedlung
bedrohten Dorf Keyenberg auf dem Camp. Zahlreiche Anwohnende sowie
Mitglieder der IG BCE kamen zum Klimacamp, um die Debatte zu verfolgen und
mitzudiskutieren.

Auch in den kommenden Tagen bietet das Camp vielfältige
Beteiligungsmöglichkeiten. Im Zentrum steht dabei die Forderung nach
Klimagerechtigkeit und einem schnellen Kohleausstieg. "Klimagerechtigkeit
hat globale und lokale Dimensionen" erklärt Johanna Winter vom Klimacamp.
"Gesellschaften, insbesondere im globalen Norden, müssen so produzieren und
konsumieren, dass es nicht zu Lasten von Menschen in anderen Teilen der
Welt geht. Konkret bedeutet das: Kohle und andere fossile Energieträger
müssen im Boden bleiben. Klimagerechtigkeit bedeutet aber auch, dass
Menschen hier vor Ort nicht für die Profite von Energiekonzernen aus ihren
Dörfern vertrieben werden oder ein Kohleausstieg zu Lasten der
Beschäftigten von RWE geht. All diese Dimensionen bringen wir auf dem Camp
zusammen und suchen nach Lösungen, die ein gutes Leben für alle
ermöglichen." Deswegen steht das Klimacamp seit Beginn des Jahres im engen
Austausch mit den Menschen aus den umliegenden Dörfern. "Als vom
Braunkohleabbau Betroffene arbeiten wir mit dem Klimacamp zusammen, um zu
verhindern, dass durch die Kohle erst unsere Heimat stirbt und dann das
Klima. Wir fordern, dass alle Dörfer bleiben." erklärt Antje Pistel aus
Holzweiler.

In unmittelbarer Nähe des Camps liegt Keyenberg, das nächste Dorf, dem eine
Abbaggerung droht. "Um die fatalen Folgen des Klimawandels, wie die
anhaltende Dürre diesen Sommer abzumildern, brauchen wir einen sofortigen
Kohleausstieg. Sogar die Bundespolitik beschäftigt mittlerweile der
Ausstieg. Angesichts dessen sind die Pläne, weiter Dörfer abzubaggern,
verrückt. In Keyenberg beginnt RWE gerade damit Menschen aus ihrem Dorf zu
verdrängen. Mit dem Klimacamp wollen wir den Widerstand der Menschen hier
sichtbar machen und gemeinsam dafür kämpfen, dass Keyenberg bleibt." so
Johanna Winter.

Das Klimacamp im Rheinland findet in diesem Jahr zum neunten Mal statt. In
diesem Jahr liegt ein besonderer Schwerpunkt auf der Vernetzung mit den
Menschen aus der Region. Über die nächste Woche sind zahlreiche
Veranstaltungen auf dem Camp geplant. Menschen aus der Region sind täglich
zum gemeinsamen Abendessen um 18 Uhr eingeladen, für sie gibt es zudem
erstmals das "Zelt des lokalen Widerstands". Des Weiteren werden regelmäßig
Führungen über das Camp angeboten. Informationen zum Programm sind online
unter www.klimacamp-im-rheinland.de verfügbar. Gegen Ende der Woche trifft
sich dann die europäische Klimagerechtigkeitsbewegung zu zwei Konferenzen
im Rheinland. Es werden 500 Teilnehmende erwartet.

Das Klimacamp ist Teil einer weltweiten Bewegung, diesen Sommer finden
zahlreiche Aktionen für Klimagerechtigkeit statt. Die Gruppe Code Rood hat
für Ende August Protestaktionen gegen Gasförderung in den Niederlanden
angekündigt und im Oktober plant das Bündnis Ende Gelände in einer
Massenaktion zivilen Ungehorsams die Rodung des Hambacher Forstes zu
stoppen.

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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MUMIA/903: Kapitalismus und Sklaverei (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 918

Kapitalismus und Sklaverei

Ohne den Massenmord an Afrikanern hätten sich die USA und Europa nicht
entwickelt

von Mumia Abu-Jamal, August 2018



Zwischen der Landung von Christoph Kolumbus und dem Ende des Amerikanischen
Bürgerkriegs wurden fast 20 Millionen Menschen aus Afrika als Sklaven nach
Amerika verschleppt. Davon gelangte etwa eine halbe Million in die USA, und
fast elf Millionen landeten südlich der US-Grenze in Lateinamerika. Die
Toten - es gab zahllose Menschenleben, die auf diesen mörderischen
Überfahrten entlang der Mittelpassage verlorengingen - wurden nicht
gezählt, sondern über Bord geworfen. Wer an Krankheiten litt oder durch die
erbärmlichen und schockierenden Bedingungen der Überfahrt dem Wahnsinn
verfiel, wurde entweder lebend über Bord geworfen oder zuerst zu Tode
geprügelt und dann über Bord geworfen. Auf der Basis dieses makabren und
niederträchtigen Sklavenhandels mit seinem blindwütigen Morden trieben die
europäischen Mächte und an ihrer Spitze das Britische Empire ihre
vielgepriesene industrielle Revolution voran und entwickelten den
Merkantilismus zur göttlichen Ökonomie des Kapitalismus. Es wundert nicht,
dass Karl Marx im »Kapital« schreibt, der europäische Kapitalismus sei dem
»blutigen Schoß« der afrikanischen Sklaverei entsprungen.

Im Rückblick auf Marx' einflussreiche Arbeit als Philosoph, Ökonom und
Historiker wird deutlich, dass er die Versklavung der Afrikaner in Amerika
als eine wesentliche Kraft des wachsenden Kapitalismus identifizierte,
nicht nur in der »Neuen Welt«, sondern auch in Europa. In den späten 1840er
Jahren schrieb Marx sehr weitsichtig über die Sklaverei als
überlebensnotwendige Voraussetzung für das Entstehen des US-Imperiums: »Die
direkte Sklaverei ist der Angelpunkt der bürgerlichen Industrie, ebenso wie
die Maschinen etc. Ohne Sklaverei keine Baumwolle; ohne Baumwolle keine
moderne Industrie. Nur die Sklaverei hat den Kolonien ihren Wert gegeben;
die Kolonien haben den Welthandel geschaffen; und der Welthandel ist die
Bedingung der Großindustrie. So ist die Sklaverei eine ökonomische
Kategorie von der höchsten Wichtigkeit.« (Karl Marx/Friedrich Engels:
Werke, Band 4, S. 131)

1944 stellte Eric Williams in seinem Werk »Kapitalismus und Sklaverei« die
als gesichert geltenden Lehren europäischer und amerikanischer Geschichte
als Mythen in Frage. Williams, der später Premierminister von Trinidad und
Tobago wurde, betonte eindringlich, der afrikanische Sklavenhandel habe
Europas Aufstieg zur vorherrschenden globalen Wirtschaftsmacht
vorangetrieben, und die massiven Profite aus dem atlantischen
Dreieckshandel mit den Sklaven hätten geholfen, die industrielle Revolution
zu finanzieren und zu untermauern. Williams argumentierte, die Versklavung
und Ausbeutung der in Amerika gefangengehaltenen Menschen aus Afrika sei
die Voraussetzung für die vollständige Eroberung der sogenannten Neuen Welt
gewesen.
Bei seiner Untersuchung dieser Wirtschaftsgeschichte konzentrierte sich
Williams auf den britischen Sklavenhandel mit den Westindischen Inseln:
»Der Dreieckshandel gab der britischen Industrie einen mehrfachen Anreiz.
Die erzielten Gewinne stellten einen der Hauptströme der
Kapitalakkumulation in England dar, der die industrielle Revolution
finanzierte. Sir Josiah Child schätzte, dass jeder Engländer auf den
Westindischen Inseln, der 'mit zehn Schwarzen zusammenarbeitet, unter
Einbeziehung dessen, was sie essen, zum Leben und Kleiden brauchen,
Arbeitsplätze für vier Männer in England schaffen würde'. Nach Davenants
Berechnungen war eine Person auf den Inseln, egal ob weiß oder schwarz, so
profitabel wie sieben in England.«

England war die dominierende Macht im Dreieckshandel im 17., 18. und 19.
Jahrhundert. Eine mächtige Flotte, gekoppelt mit scheinbar unbegrenztem
Kapital, verschaffte den Briten eine Blütezeit durch den Menschenhandel,
obwohl Franzosen, Portugiesen, Niederländer und später US-Amerikaner starke
Konkurrenten waren. Karl Marx meinte deshalb, dass alle kapitalistischen
Gesellschaften in ihren prägenden Anfangszeiten dieser »ursprünglichen
Akkumulation« bedurften. Der Sklavenhandel war somit die notwendige
Hauptader beim Entstehen der frühen Formen des französischen,
niederländischen und britischen Kapitalismus.
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BERICHT/083: Richtige Literatur im Falschen - fürs Kapital ein immer größer werdender Gewinn ... (SB)




Das Gesetz endlich, welches die relative Übervölkerung oder
industrielle Reservearmee stets mit Umfang und Energie der
Akkumulation in Gleichgewicht hält, schmiedet den Arbeiter fester an
das Kapital als den Prometheus die Keile des Hephästos an den Felsen.
Es bedingt eine der Akkumulation von Kapital entsprechende
Akkumulation von Elend. Die Akkumulation von Reichtum auf dem einen
Pol ist also zugleich Akkumulation von Elend, Arbeitsqual, Sklaverei,
Unwissenheit, Brutalisierung und moralischer Degradation auf dem
Gegenpol, d.h. auf Seite der Klasse, die ihr eignes Produkt als
Kapital produziert.

Karl Marx: Das Kapital, MEW Band 23, S. 675

Wenngleich sich die Frage von Armut und Reichtum als
Verteilungsproblem darstellen mag, blendet diese Sichtweise doch die
Herrschaft als menschheitsgeschichtliches Leitmotiv des eigenen
Überlebens zu Lasten anderer aus. Erschöpft sich das höchste Streben
des Unterworfenen darin, selbst zum Herrn aufzusteigen und exzessiv
von menschlicher Substanz zu zehren, dreht sich das Rad von Ausbeutung
und Verfügung weiter, wird der Brand forcierten Wachstums und
zügelloser Ausplünderung jeglicher Ressourcen unablässig angeheizt.
Was Staat und Kapital kraft ihrer Zwangsmittel aufoktroyieren,
korrespondiert mit der dafür unverzichtbaren Beteiligung der
Besitzlosen, aus ihrer feilgebotenen Arbeitskraft ein befristetes
Lehen mehr oder minder notdürftiger Existenz zu erwirtschaften.

Das westdeutsche Wirtschaftswunder als aus verschiedenen ökomomischen
Quellen, politischen Konstellationen und sozialen Verhältnissen
gespeister Ausnahmefall gestattete und erforderte die Etablierung
eines Sozialstaats, der in der Konkurrenz der Systeme eine
unabweisliche Überlegenheit der hiesigen Gesellschaftsordnung
demonstrieren, sie zum vorgeblichen Dauerzustand verklären und
radikaler Opposition den Boden entziehen sollte. Das ist gelungen. Als
dann wieder einsetzende Krisen der Kapitalverwertung mit der
neoliberalen Offensive gedämpft und die herrschenden Verhältnisse in
ihrem Fortbestand gesichert wurden, trafen die damit verbundenen
sozialen Grausamkeiten auf eine Arbeitsbevölkerung und deren
Interessenvertretung, denen der Zahn des Widerstandsgeists und der
Kampfbereitschaft gezogen war.

Im Bild des deutschen Kuchens, der nur deswegen größer als der anderer
Volkswirtschaften sei, weil man um seines Erhaltes willen das Maul
halte, sich ins Zeug lege und den Gürtel enger schnalle, verschränken
sich ideologische Fiktion und materielles Substrat zu einer
Zwangsjacke aus Drohung und Bestrafung, Unterwerfung und Fügsamkeit.
Die höhere Produktivität als Voraussetzung des erfolgreichen
Wirtschaftskriegs ist mit einem entuferten Niedriglohnsektor samt
sozialer Kontrolle der ausgebeuteten und ausgemusterten Arbeitskraft
und Menschenkörper erkauft. Die unabweislich anmutende Ratio, daß es
uns selbst als Fußmatte dieser Räuberbande immer noch besser ergeht
als deren Opfern da draußen, von deren Fleisch und Knochen für uns
noch ein Brocken abfallen könnte, ist ebenso mörderisch wie suizidal.
Wie die gravierenden Unterschiede der Lebenserwartung von Armen und
Reichen in Deutschland, aber viel mehr noch zwischen der
Bundesrepublik insgesamt und der europäischen Peripherie oder gar dem
globalen Süden handfest belegen, geht es um eine Auseinandersetzung
von existentieller Tragweite.


Armut in einem reichen Land

Beim Symposium "Richtige Literatur im Falschen", das vom 7. bis 9.
Juni 2018 in der Dortmunder Zeche Zollern zum Thema "Literatur in der
neuen Klassengesellschaft" stattfand, war die Sektion III dem Thema
"Pauperisierung" gewidmet. Unter Moderation von Klaus Kock von der
Kooperationsstelle Wissenschaft-Arbeitswelt TU Dortmund sprach Prof.
Dr. Christoph Butterwegge als Gastreferent über "Prekarisierung,
Pauperisierung und soziale Polarisierung", worauf Annett Gröschner in
einem Co-Referat über ihr Romanprojekt "Schwebende Lasten" berichtete.

Der Politikwissenschaftler Christoph Butterwegge hat in Bremen
promoviert und war bis 2016 Professor für Politikwissenschaft an der
Universität zu Köln. Er ist Mitglied der Forschungsstelle für
interkulturelle Studien und war neben seiner wissenschaftlichen Arbeit
stets auch politisch tätig, in der Friedensbewegung und in der
Sozialpolitik engagiert und hat 2017 zum Amt des Bundespräsidenten
kandidiert. Er wird oft als Armutsforscher bezeichnet, weil er viel zu
diesem Thema veröffentlicht hat. Drei Titel seiner neuesten Bücher:
"Auf dem Weg in eine andere Republik. Neoliberalismus,
Standortnationalismus und Rechtspopulismus", "Hartz IV und die Folgen"
und "Armut".

Annett Gröschner hat Germanistik studiert und ist Schriftstellerin.
Sie war Mitbegründerin der Frauenzeitschrift "Ypsilon", Herausgeberin
und Redakteurin der Zeitschriften "Sklaven" und "Sklavenaufstand", hat
für das Prenzlauer Berg Museum als Historikerin gearbeitet. Sie ist
freiberuflich als Journalistin und Schriftstellerin tätig, aber auch
für verschiedene Berliner Theater unterwegs. Sie ist Gast beim
Performance-Kollektiv "She She Pop", Gastprofessorin für
Kulturjournalismus an der Universität der Künste in Berlin und erhielt
zahlreiche Stipendien und Preise. Einige ihrer Bücher: "Mit der Linie
4 um die Welt", "Walpurgistag" und "Backfisch im Bombenkrieg". In
ihrem neuen Romanprojekt "Schwebende Lasten" geht es um eine
Kranfahrerin im ehemaligen Ernst-Thälmann-Werk in Magdeburg.
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Prekarisierung, Pauperisierung und soziale Polarisierung

Wie Christoph Butterwegge ausführte, hält er die wachsende soziale
Ungleichheit aus verschiedenen Gründen für das Kardinalproblem der
Menschheit, vor allem deshalb, weil sie zu ökologischen und
ökonomischen Krisen, Kriegen und Bürgerkriegen wie auch zu
Migrationsbewegungen führt. Diese Ungleichheit herrsche nicht nur
global, sondern auch in Deutschland, doch halte man hier das Bild
einer sozial homogenen Gesellschaft vor. Warum ist das so? Der
Soziologe Helmut Schelsky hat 1953 die Bundesrepublik als nivellierte
Mittelstandsgesellschaft bezeichnet. Dieser Begriff war damals schon
falsch und umstritten, aber diese Formel ist gewissermaßen ins
kollektive Bewußtsein eingegangen. Bis heute berufen sich Politiker
der etablierten Parteien darauf, um sogar die Bundesrepublik im 21.
Jahrhundert so zu bezeichnen. Wenn man das Massenbewußtsein untersucht
und fragt, welches besonders ungleiche, gespaltene Gesellschaften
sind, wird Deutschland so gut wie nie genannt, während die USA,
Kolumbien, Brasilien, vielleicht noch Großbritannien die Liste
anführen. Die Bundesregierung veranstaltet dieser Tage einen Festakt
zum Thema "70 Jahre soziale Marktwirtschaft". Das war zwar damals
schon ein Kosenamen für den Kapitalismus, ist aber für den
Finanzmarktkapitalismus der Gegenwart grotesk. Das ist ein Grund,
warum die wachsende soziale Ungleichheit in der eigenen Gesellschaft
nicht erkannt wird, so der Referent.

Wie sieht diese soziale Ungleichheit aus? Weil man die Armut nicht
wirksam bekämpfen kann, wenn man den Reichtum nicht antastet, soll
zuerst von diesem die Rede sein. Die beiden reichsten Geschwister
unseres Landes, Stefan Quandt und Susanne Klatten, haben kürzlich eine
Milliarde und 126 Millionen Euro an Dividende nur aus ihren BMW-Aktien
für das Vorjahr bezogen. Bei uns wird die Armut im wesentlichen
verharmlost, indem man sagt, in Kalkutta gibt es Armut, wenn die
Menschen an den Straßenecken verhungern, aber in Köln gibt es sie
nicht, weil höchstens die Hartz-IV-Bezieher, die im Hochhaus wohnen,
auf einem hohen Niveau klagen. Zugleich wird der Reichtum
verschleiert. Im fünften Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung wird derjenige als einkommensreich bezeichnet, der das
Zwei- bis Dreifache des mittleren Einkommens zur Verfügung hat, das
heißt also 3500 Euro netto. Da das Einkommen jederzeit entfallen kann,
ist das Vermögen ein viel wichtigerer Parameter. Die Bundesregierung
siedelt Vermögensreichtum bei 500.000 Euro Nettovermögen an. Er habe
in Dortmund das Haus seiner Mutter für sehr viel weniger verkauft und
davon in Köln eine eher kleinere Eigentumswohnung erworben, so
Butterwegge. Da sei man die 500.000 Euro schnell los. Bei 500.000 Euro
fange nicht der Reichtum an, sondern in seinem Empfinden allenfalls
der Wohlstand. Der Reichtum spiegelt sich in einigen Zahlen des
Berichts wider, wo es heißt, daß 10 Prozent der Reichsten 51,9 Prozent
des Nettogesamtvermögens auf sich vereinigen. Das beschönigt und
verharmlost jedoch, weil beispielsweise das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) zu anderen Ergebnissen kommt: Das reichste
Prozent vereinigt 33 Prozent des Nettogesamtvermögens auf sich, und
der Reichtum konzentriert sich wiederum bei den Reichen in wenigen
Händen. Das reichste Promille vereinigt 17 Prozent auf sich. Die
Konzentration des Vermögens ist inzwischen in Deutschland ähnlich hoch
wie in den USA. Der Gini-Koeffizient, ein Maß der Ungleichheit,
besagt, daß bei Null alle das gleiche haben, während bei eins einem
alles gehört. In den USA beträgt dieser Koeffizient 0,8, in der
Bundesrepublik beim Vermögen 0,79. Das deutet darauf hin, daß die
Ungleichheit insbesondere unter Konzentration des Vermögens sehr
ausgeprägt ist.

Was die Armut betrifft, setzt die EU folgenden Maßstab an: Wer in
einem Mitgliedsland weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens
zur Verfügung hat, gilt als armutsgefährdet, ist de facto aber
einkommensarm. Das sind für einen Alleinstehenden 969 Euro. Wenn die
Miete abgezogen ist, bleibt nicht mehr viel zum Leben übrig. 15,7
Prozent der Bevölkerung, das sind 12,9 Millionen Menschen, fallen
unter dieses Armutsmaß der EU. Man kann bei solchen Statistiken zu
sehr unterschiedlichen Ergebnissen kommen. Bedient man sich der Zahlen
des Instituts der Deutschen Wirtschaft in Köln (IDW), einer
Lobbyeinrichtung der deutschen Wirtschaft, dann gibt es keine große
soziale Ungleichheit in Deutschland, zumindest ist sie seit 2005 nicht
mehr gestiegen. Nimmt man hingegen der Zahlen des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung (DIW), dann ist sie seither um fünf bis sechs
Prozentpunkte gestiegen. Die Zahlen des IDW lassen sich leicht
widerlegen, wenn man von der Sache etwas versteht, so der Referent.

Wo liegen die Ursachen? Grundsätzlich neigt eine kapitalistisch
organisierte Gesellschaft zur sozialen Polarisierung. Wenn den einen
die Produktionsmittel gehören und den anderen nur ihre Arbeitskraft,
die sie auf einem Arbeitsmarkt verkaufen müssen, vermehrt sich der
Reichtum. Die Tendenz der sozialen Polarisierung ist strukturell
angelegt. Dennoch wird man angesichts des Ausmaßes dieser Spaltung in
Arm und Reich zusätzliche Ursachen suchen müssen wie insbesondere den
Einfluß des Neoliberalismus und eine entsprechende Politik, die von
Regierungen unterschiedlicher Zusammensetzung betrieben wird. Es seien
drei Ursachenkomplexe zu nennen:

Erstens die Deregulierung des Arbeitsmarkts. Wenn man im Zuge der
Agenda 2010 und der Hartz-Gesetze den Kündigungsschutz lockert, die
Leiharbeit liberalisiert, prekäre Beschäftigungsverhältnisse schafft,
Werk- und Honorarverträge erleichtert, dann entsteht als logische
Folge ein breiter Niedriglohnsektor. 24,3 Prozent aller Beschäftigten
arbeiten im Niedriglohnsektor, der inzwischen das Haupteinfallstor für
Erwerbs-, Familien-, Kinder- und Altersarmut ist. Das ist nicht
zufällig so, es ist kein unsozialer Kollateralschaden der
Globalisierung, kein sozialpolitischer Betriebsunfall, sondern
gewollt. Die Lohndumpingstrategie zielt darauf ab, den
Wirtschaftsstandort Deutschland noch konkurrenzfähiger zu machen.
Gerhard Schröder lobte in seiner Rede auf dem Weltwirtschaftsgipfel in
Davos im Januar 2005 seine rot-grüne Koalition dafür, daß sie "einen
der besten Niedriglohnsektoren in Europa" geschaffen habe. Man wollte
durch Prekarisierung der Beschäftigungsverhältnisse die Stellung als
Exportweltmeister ausbauen und andere Länder wie jene der
südeuropäischen Peripherie niederkonkurrieren.

Zweitens die Demontage des Sozialstaats. Man hat nicht nur Leistungen
gekürzt, sondern Strukturen verändert. Verharmlost als Zusammenlegung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe, wurden bestimmte historisch
relevante Strukturelemente des Sozialstaates seit Bismarck außer Kraft
gesetzt. Die Arbeitslosenhilfe als eine den Lebensstandard von
Langzeiterwerbslosen noch halbwegs sichernde Lohnersatzleistung wurde
gestrichen und dafür mit dem Arbeitslosengeld II eine reine
Fürsorgeleistung, eine Lohnergänzungsleistung eingeführt. Das
angestrebte Ergebnis wurde erreicht, nämlich Druck auf die
Gewerkschaften, Betriebsräte, Vertrauensleute und Belegschaften
auszuüben, schlechtere Arbeitsbedingungen und niedrigere Löhne zu
akzeptieren. Durch diesen Um- und Abbau des Sozialstaates hat man das
Prinzip der paritätischen Finanzierung außer Kraft gesetzt und mit der
Riesterreform durch eine Teilprivatisierung der Altersvorsorge dafür
gesorgt, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht mehr paritätisch an
der gesetzlichen Rentenversicherung beteiligt sind. Beteiligt sind sie
schon, aber an den 4 Prozent, die die Arbeitnehmer für eine
finanzmarktabhängige Altersvorsorge zahlen sollen, die als
kapitalgedeckt beschönigt wird, als sei sie sicher, die gesetzliche
Rente hingegen nicht. Durch dieses Umlageverfahren hat man die
Struktur des Sozialstaats so verändert, daß die soziale Sicherheit für
ganz unterschiedliche Gruppen ausgehebelt wurde. Das gilt für
Alleinerziehende, Familien und Kinder, die Altersarmut wächst aufgrund
der Teilprivatisierung der Altersvorsorge und wegen des Einbaus von
sogenannten Dämpfungsfaktoren in die Rentenanpassungsformel, man hat
mit Hartz IV auch bewirkt, daß die Löhne sinken, und scharfe
Sanktionen etabliert.

Drittens eine Steuerpolitik, die ganz bewußt Wohlhabende, Reiche und
Hyperreiche entlastet. Die Globalisierung wurde als Vorwand benutzt,
um eine Steuerpolitik nach dem Matthäusprinzip durchzusetzen: Wer hat,
dem wird gegeben, und wer wenig hat, dem wird auch das noch genommen.
Man hat den Spitzensteuersatz, die Körperschaftssteuer, die
Kapitalertragssteuer gesenkt, die Vermögenssteuer seit 1997 nicht mehr
erhoben, die Erbschaftssteuer für Firmenerben so gestaltet, daß man
heute einen ganzen Konzern erben kann, ohne einen einzigen Cent
betriebliche Erbschaftssteuer bezahlen zu müssen. Auf der anderen
Seite wurden für Transferleistungsbezieher, prekär Beschäftigte,
Geringverdiener die Steuern erhöht, nämlich die Mehrwertsteuer am 1.
Januar 2007 von 16 auf 19 Prozent. Das Ergebnis einer solchen
Steuerpolitik ist eine soziale Polarisierung, eine stärkere
Prekarisierung des Arbeitsmarkts und eine Verarmung, also
Pauperisierung in einem reichen Land. Es kommt darauf an, dieses
Problem nicht zu verdrängen, es zu erkennen und etwas dagegen zu tun,
schloß Butterwegge seinen Vortrag.
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SPD und Gewerkschaft neoliberal kontaminiert

Warum haben die Gewerkschaften diese sozialen Grausamkeiten
hingenommen? Auf die von Erasmus Schöfer aufgeworfene Frage erwiderte
Christoph Butterwegge, daß er diesbezüglich ziemlich ratlos sei. Jeder
Gewerkschafter konnte voraussehen, was bei Hartz IV passiert: Wenn man
Lohnersatzleistungen wie Arbeitslosenhilfe streicht und die Jobcenter
befähigt, den Betroffenen jeden Job aufzudrücken, auch wenn er weder
ortsüblich noch tariflich entgolten wird, und die Menschen durch
Sanktionsdrohung veranlaßt, sich gefügig zu verhalten, läuft das
darauf hinaus, willige und billige Arbeitskräfte zu schaffen. Obgleich
die Position der Gewerkschaften dadurch strukturell geschwächt wurde,
haben sie das akzeptiert. Ein Grund war sicher die sozialdemokratische
Loyalität, zumal Gerhard Schröder die Partei mit brachialen Mitteln
auf Kurs gebracht hat. Daß aber die Vorsitzenden der
Einzelgewerkschaften und die DGB-Spitze, die ein höheres Maß an
Autonomie als Bundestagsabgeordnete besaßen, mitgemacht haben, ist
nicht allein mit Reformismus und Opportunismus zu erklären, so
Butterwegge.

Der Druck aus den Gewerkschaften selbst war schwach. Es gab große
Demonstrationen gegen Hartz IV im Vorfeld, die dezentral in mehreren
Städten zusammen einige Hunderttausend Menschen auf die Straße
brachten. Dann gingen sie wieder nach Hause, die Gewerkschaftsführung
ließ den Protest versanden. Der Widerstand gegen die Agendapolitik war
überschaubar, sowohl was die Basis als auch die Führung angeht. Eine
große Rolle spielte die neoliberale Meinungsführerschaft, da der
Sozialstaat allenthalben als Klotz am Bein des Wirtschaftsstandorts
diskreditiert wurde. Selbst gestandene GewerkschafterInnen waren der
Auffassung, daß der Sozialstaat in abgespeckter Form nur zu retten
sei, wenn man die Reformpolitik der rot-grünen Koalition mittrage. Die
Philosophie, wenn wir den Sozialstaat vor dem Neoliberalismus retten
wollen, dann müssen wir diesen in homöopathischen Dosen selbst
praktizieren, entsprach der Linie des Schröder-Blair-Papiers. Blair
brachte die Labour-Partei auf den Kurs, man müsse die Thatcher-Politik
des harten Neoliberalismus durch einen Neoliberalismus mit
menschlichem Antlitz kontern. Globalisierung, demographischer Wandel
und Digitalisierung wurden als Erzählungen des Neoliberalismus so
vermittelt, daß die Leute bereit waren, den Gürtel enger zu schnallen.
Das Modewort "Digitalisierung" taucht im Koalitionsvertrag 298mal auf,
"Armut" elfmal und "Reichtum" kein einziges Mal. Mit Vehemenz wird
vorgetragen, daß uns die Digitalisierung zwingt, stillzuhalten und
keine unmäßigen Lohnforderungen zu stellen, so Butterwegge.

Thomas Wagner begrüßte den Verweis auf die Digitalisierung als
bevorzugtes Einfallstor für neoliberale Anpassungsprozesse innerhalb
der SPD und der Gewerkschaften unter dem Stichwort Flexibilisierung
der Arbeitsverhältnisse. Es werde ein neues Vehikel aufgesattelt, um
neoliberale Politik weiter voranzutreiben. Seiner Erfahrung nach sei
es jedoch sehr schwer, solche Themen medial ins Gespräch zu bringen.

Eberhard Weber, von 1990 bis 2009 DGB-Vorsitzender in Dortmund, räumte
ein, daß die Haltung zu Hartz IV kein Ruhmesblatt für die Gewerkschaft
war, doch teile er die Auffassung nicht, daß sie als Ganzes versagt
habe. Gesellschaftlich betrachtete sei sie eine kleine Minderheit
gewesen, deren Positionen öffentlich kaum wahrgenommen wurden. Zudem
habe es weder eine verbürokratisierte Führungsclique noch eine
revolutionäre Basis gegeben, die neoliberale Ideologie sei in der
Bevölkerung und unter den Beschäftigten tief verankert. Man habe
danach noch jahrelang hart gerungen, doch auch das finde in der
Öffentlichkeit kaum Gehör. Zudem habe sich die Medienlandschaft in den
letzten Jahren dramatisch verändert, Auseinandersetzungen über
Kommunalpolitik, über zentrale Fragen in der vom Strukturwandel arg
gebeutelt Stadt fänden nicht mehr statt. Die Rahmenbedingungen hätten
sich weiter verschlechtert.

Manfred Koch verwahrte sich als Sozialist und Gewerkschafter gegen
Stimmen, die damals von Verrat an der Spitze sprachen. Allerdings habe
es eine schleichende Öffnung gegenüber neoliberalen Einflüssen
gegeben, in einem hochkomplexen Vorgang der Auseinandersetzung seien
Arbeitsplätze und schließlich auch die Kampfstärke der Gewerkschaft
verlorengegangen, so daß man von einer ideologischen Verwüstung
sprechen müsse. Erasmus Schöfer ging diese Kritik nicht weit genug,
erinnerte er doch daran, daß die Gewerkschaften bereits 1968 die
Notstandsgesetze unterstützt und die Protestbewegung gespalten hätten.
Die Folgen könne man heute an den neuen Polizeigesetzen ablesen.

Stefanie Hürtgen nannte als einen weiteren Grund der
gewerkschaftlichen Schwäche die dramatische Ost-West-Spaltung. Der
Osten wurde mit Transformationsproblemen und Prekären assoziiert, die
es zu aktivieren gelte. Widerstand gegen Hartz IV, der letzte
Massenprotest im Osten, wurde als rechte Bewegung stigmatisiert.
Ursula Engelen-Kefer rief als stellvertretende DGB-Vorsitzende nicht
gesamtdeutsch zu Protesten auf, weil die Bewegung in Ostdeutschland
rechts unterwandert sei. Das wurde später wissenschaftlich widerlegt,
doch die Bezichtigung der Ostdeutschen war längst auch an den
Universitäten und von Linken mitproduziert worden.

Wie Christoph Butterwegge abschließend anmerkte, habe Erich Ollenhauer
Dortmund einst als Herzkammer der Sozialdemokratie bezeichnet. Die SPD
habe jedoch nicht die Tradition von Bebel über Brandt zu etwas
ähnlichem fortgesetzt, sondern sei den Weg den Weg Helmut Schmidt,
Gerhard Schröder, Olaf Scholz gegangen. Der Unterbezirk Dortmund
schrumpfte von 35.000 Mitgliedern Mitte der 70er Jahre auf heute unter
8000. Als Jusofunktionär 1974/75 gerade aus der SPD ausgeschlossen,
sei ihm im Westfalenpark Günter Samtlebe begegnet, der jahrzehntelang
Dortmunder Oberbürgermeister war. Dieser sagte gleichsam im Scherz:
Laß uns mal hinter den Busch da vorne gehen, damit mich niemand mit
dir sieht. Diese Anekdote mache die damalige Stimmung in der
Sozialdemokratie kenntlich, in der Neoliberale gegen Parteilinke mobil
machten. Diese Auseinandersetzung wurde mit harten Bandagen geführt
und wir haben sie verloren, so Butterwegge.
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Romanprojekt "Schwebende Lasten"

Annett Gröschners Roman "Moskauer Eis" kam 2000 heraus und beschreibt
einen Mann, der seinen Arbeitsplatz verliert, als das Kälteinstitut
geschlossen wird, in dem er beschäftigt war. Er friert sich ein und
hofft, daß er wieder auftauen kann, wenn sich die Verhältnisse ändern.
Der zweite Teil "Schwebende Lasten" ist die Geschichte seiner Frau,
die ihn nach zwölf Jahren Ehe verlassen hat. Barbara Kobe ist eine
jener 800.000 ostdeutschen Frauen, die sich zu DDR-Zeiten scheiden
ließen. Sie wurden im Einigungsvertrag "vergessen", beziehen nur eine
sehr geringe Rente und sind mit ihrem Anliegen mittlerweile bis vor
die UNO gezogen. Jedes Jahr werden es weniger.

Im Mittelpunkt des Romans steht die Kranfahrerin und Blumenbinderin
 Hanna Krause, die 1913 geboren wurde und zwei Revolutionen, zwei
 Diktaturen und einen Aufstand, zwei Weltkriege, zwei Niederlagen,
 zwei Demokratien, den Kaiser und andere Führer, gute und schlechte
 Zeiten erlebt hat. Die nie aus ihrer Stadt herauskam, sechs Kinder
 zur Welt gebracht hat und zwei davon nicht begraben konnte, was ihr
 naheging bis zum Lebensende. Die unter einer Kirche verschüttet und
 jeglicher Güter beraubt wurde, ihren einbeinigen und im Alter
 stummen Mann Karl, der nach der Schicht im Stahlwerk in die Kneipe
 mußte, weil er kein Flaschenbier mochte und gern Skat spielte, auf
 dem Rücken durch die Welt trug und die jeden Abend sieben Haufen
 dreckige Wäsche vor den Füßen hatte. Die später, nachdem der
 Blumenladen im Knattergebirge längst Geschichte war, von einem Kran
 im Schwermaschinenbaukombinat Ernst Thälmann einen guten Überblick
 auf die Beziehungen der Menschen fünfzehn Meter unter ihr hatte und
 die rechtzeitig starb, bevor sie die Welt nicht mehr verstand.



Das ist die Zusammenfassung. Der Roman selbst spielt im Juni 2013, als
die Stadt Magdeburg in den Fluten der Elbe versinkt, und die Töchter
Hannas ihre Sachen packen müssen, weil sie alle im Überflutungsgebiet
wohnen. Die zweitälteste Tochter, Barbara Kobe, ist Kultursoziologin
und schreibt in ihrer Wohnung auf einer ansonsten geräumten Elbinsel
einen Vortrag, den sie im Museum der Arbeit in Hamburg halten soll.
Sie wohnt im zweiten Stock, unten schießt das Wasser durch die
Straßen, nur Deichwachen patrouillieren noch. Der Strom ist
ausgefallen, der Akku ihres Laptops hat nur noch 20 Prozent, sie muß
sich beeilen.

Barbara Kobe hat Chemielaborantin gelernt, was sie vorwiegend dazu
nutzte, den besten Nagellack der Stadt zu machen, mit dem sie angeben
konnte. Von zehn Mitlehrlingen ihrer Generation sind vor 1961 sieben
nach Leverkusen abgeworben worden, dann aber in Reihenhausküchen von
Kleinstadtvororten gelandet. Sie hat Klaus Kobe geheiratet, einen
Kälteingenieur, der seine Arbeit mehr liebte als sie. Als ihre Tochter
zwölf war, verließ sie die Familie und ging nach Berlin, wo sie in
einem Kino arbeitete, im Grenzgebiet wohnte und ein Fernstudium
Kultursoziologie absolvierte. Daß sie Mann und Tochter verlassen
hatte, hing ihr an, doch irgendwann hörte sie auf, sie zu erwähnen.

Sie hat sich als Kultursoziologin auf Frauen in Männerberufen
spezialisiert. Sie selbst hat wie alle in ihrer Familie im
Thälmann-Werk gearbeitet und wußte also, wovon sie redete. Ihr
Fachbereich wurde evaluiert und abgewickelt, sie war kurzzeitig
arbeitslos und wurde dann zu einer Vortragsreise nach Amerika
eingeladen, wo man ihre Forschungen interessanter fand, als die
derjenigen, die jetzt den Fachbereich an der Humboldt-Universität
übernommen hatten. Sie kam herum in der Welt, Gastprofessuren hier und
dort, vor allem in Amerika, jahrelang nicht in Deutschland. Sie kehrte
erst mit 60 zurück und dann gleich wieder auf die Insel, wo sie schon
mal gewesen war. Von ihrem Ersparten kaufte sie eine Eigentumswohnung,
als in der DDR geschiedene Frau hatte sie nicht viel Rente, eine Lücke
im Einigungsvertrag.
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Vortrag für die Konferenz "Arbeit und Geschlecht" Hamburg 2013.

Meine sehr verehrten Damen, liebe Herren (...) Gestatten Sie mir, in
meinem Vortrag etwas persönlicher zu werden, als wir
Kultursoziologinnen und -soziologen es uns im allgemeinen zugestehen.
Die Nähe zu unserem Gegenstand läßt uns einer Sprache bedienen, die
sich im größtmöglichen Abstand zur Alltagssprache begibt. Jetzt am
Ende meines akademischen Lebens gestehen Sie mir bitte zu, daß ich
meinen Vortrag so formuliere, daß meine Mutter ihn verstünde, wäre sie
noch auf der Welt. In diesem Jahr wäre sie hundert geworden, und ja,
es geht auch um sie.

Es gibt ein Gemälde des ostdeutschen Malers Wolfgang Mattheuer, er
lebte von 1927 bis 2004, der sich in den 70er und 80er Jahren in der
DDR einiger Beliebtheit erfreute, weil er seine Kritik an den
Verhältnissen so formulierte, daß keiner, der kritisch, aber nicht
mutig war, sich von ihm wegen zu großer Renitenz ins Unrecht gesetzt
fühlen mußte. (...) Wichtig ist das Gemälde, das den Titel "Die
Ausgezeichnete" trägt und 1973/74 entstanden ist. Es zeigt nichts
weiter als eine ältere Frau, halb verdeckt von einem weiß gedeckten
Tisch, auf dem fünf verschiedenfarbige Tulpen liegen. Als ich das Bild
Anfang der 2000er Jahre in der Neuen Nationalgalerie in einer
gesamtdeutschen Ausstellung sah, ergriff es mich, als verfügte es über
eine eiserne Faust, mit der es mich an die Decke emporhob und von dort
wieder auf den Boden zurückschleuderte. Ich, die ich nicht zu
Gefühlsausbrüchen neige, mußte plötzlich heulen und schluchzte so
laut, daß es mich schüttelte, und die Leute um mich herum mich seltsam
ansahen und eine Frau mich fragte, ob ich eine schlechte Nachricht
erhalten habe. SMS waren gerade in Mode gekommen. Ich weiß bis heute
nicht, warum mir das geschah. Ich war nie ein Fan des ostdeutschen
Realismus. Ich fand eher, daß er mit seiner vorsichtigen
kryptologischen (das streicht sie wieder) Kritik das System eher noch
unterstützte. Und vielleicht hätte mich das Gemälde, hätte ich es in
den 70er Jahren in einer Kunstausstellung gesehen, gar nicht
beeindruckt. Aber nun, einige Jahre, nachdem die Gesellschaftsordnung,
die die Frau für was auch immer ausgezeichnet hatte, untergegangen
war, sah ich dort wie in einem Spiegel die ganze Größe und Tragik der
arbeitenden ostdeutschen Frau einschließlich ihres erzwungenen
Niedergangs lange nach der Entstehung des Gemäldes, der aber, und
darin besteht seine künstlerische Größe, darin schon eingeschrieben
ist.

Ich muß Ihnen das Bild mit Worten beschreiben, ich habe bisher nur
Schwarz-Weiß-Reproduktionen gefunden, die das Gemälde nicht annähernd
zeigen. Es ist horizontal dreigeteilt. Oben eine orange Wand, in der
Mitte ein weiß gedeckter Tisch, der wie ein Riegel zwischen Oberkörper
und Unterleib der Frau die ganze Breite des Gemäldes einnimmt, und im
letzten Drittel die Dunkelheit unter dem Tisch, aus der nur zwei helle
Fesseln in Schuhen hinausleuchten. Die Frau hat Wasser in den Beinen,
vom vielen Stehen wahrscheinlich, von zahlreichen Schwangerschaften
vielleicht (...). Die Frau ist in der Totale, älter schon, kurz vor
der Rente. Sie hat sich feingemacht für den Tag der Auszeichnung.
(...) Aber die Schultern hängen, die Augen sind geschlossen, ihr
Gesicht strahlt eine sehr große Müdigkeit aus.

Der Dank des Systems dafür besteht aus kümmerlichen fünf Tulpen,
eigenartigerweise fünf Blüten, aber nur drei Stile, da kann sie schon
froh sein, daß sie verschiedenfarbig sind. In meiner Erinnerung sind
es immer Nelken gewesen, und auch in den Quellen, die ich im Netz
gefunden habe, war von Nelken die Rede, nicht von Tulpen. Wenn ja, zu
Auszeichnungen gab es in der Regel Nelken, aber Mattheuer wollte
wahrscheinlich Klischees vermeiden. Wir haben sie im Kopf. Nelken,
immer mit Blumendraht versehen, versteift, damit sie nicht umkippen in
der Vase, ein Zeichen unserer Existenz in der Garotte, die ab und an
mal angezogen wurde, aber gleich wieder losgelassen, und den Rest der
Zeit zwang sie uns geradezusitzen. Meine Mutter, die in den 30ern mit
Leib und Seele Blumenbinderin gewesen war (...) haßte genau zwei
Blumensorten: Mainelken und Gerbera. Aus ebenjenem Grund, daß sie
einer Stütze bedurften und künstlicher aussahen, als eine nachgemachte
Blume es vermochte. Nelken hätte sie nicht entgegengenommen (...). Das
Bild ist still, nicht aufmüpfig, eine große Melancholie geht von ihm
aus. (...) Das ganze Bild spricht bis auf die Wand von einer
Grundresignation, die nach Günter de Bruyn zur Bejahung des
Bestehenden neigte, ein bequemes Einrichten in der Zwangslage
gestattete, und Gedanken an Veränderung verbot. (...)

Die Ausgezeichnete hätte meine Mutter sein können, zur Feier des
Abschieds in die Rente vielleicht eine Auszeichnung für
Selbstverständliches oder weil sie halt mal wieder dran war am
Frauentag. Angefangen hatte meine Mutter im Verwaltungsgebäude von
Krupp als Putzfrau, bis es im August 1944 in Schutt und Asche lag. Mit
derselben Bombe ging auch die Wohnung gegenüber dem Werkseingang
kaputt. Nach der Rückkehr aus der Evakuierung ging sie wieder ins
Werk, erst als Kantinenhilfskaft, dann als Lagerarbeiterin. Nach dem
17. Juni 1953, der in Magdeburg zu weit heftigeren Protesten geführt
hat als irgendwo anders in der Republik, von Berlin abgesehen, kam sie
mit Hilfe des Frauenförderungsplans auf den Brückenkran im nun
Thälmann-Werk genannten Krupp-Werk. Dort blieb sie 20 Jahre. Sie
arbeitete in drei Schichten. Da es viele Leerzeiten gab, weil mal
wieder kein Material da war, hatte sie viel Zeit, um zu stopfen, zu
stricken und da oben Bücher zu lesen. Hanna liebte den "Zauberberg",
hat sie viermal gelesen und immer gesagt, Kinder, so ein Schweizer
Sanatorium ist schon was Feines. Dieses Ausgezeichnetwerden war ein
schlechter Tausch, und vielleicht kam daher auch die allgemeine
Unzufriedenheit. Dieser ständige Einsatz war mit drei traurigen Blumen
und einem Blechabzeichen nicht zu kompensieren, denn er hätte mehr als
dieses bedurft. Natürlich ist auch meine Mutter Aktivistin gewesen und
Mitglied des Kollektivs der sozialistischen Arbeit. Sie hatte
Wettbewerbspokale auf Vorrat, bis ein anderer den Wanderpokal bekommen
hat. (...) Ich ging manchmal nur durch den Betrieb, um meine Mutter
oben auf dem Kran zu beobachten. Ihre präzisen Bewegungen, nie kam
eine Last ins Rutschen. Beinahe wäre sie da oben gestorben, als sie
Angst hatte, wegen der Herzschmerzen den Verkehr aufzuhalten. Es war
ein Herzinfarkt. (...)

Viele Jahre habe ich über die Wanderbewegung der Industrie
nachgedacht. Sie ging immer dahin, wo die Löhne so niedrig und die
Rechte so beschnitten waren, das sie faktisch nur auf dem Papier
existierten. Heute sind die Fabriken in Mexiko, China oder Bangladesch
und es gibt dort so gut wie keine Arbeitsschutzbestimmungen, kein
Mitbestimmungsrecht, keine Arbeitszeitbegrenzungen, einen Hungerlohn.
Das Mitbestimmungsrecht bestand im Thälmann-Werk darin, mit Streik zu
drohen, wenn es bestimmte Zigarettenmarken im Werk nicht zu kaufen
gab. Es gab sie dann sofort wieder. Damals waren wir noch selbst Teil
dieses gigantischen Molochs aus Stahl und Reinigungsspänen, der
Erlenmeyerkolben, der Sirenen, Teil des gefräßigen Wesens, das uns in
ein Zeitfenster zwang, 6 bis 14, 14 bis 22, 22 bis 6. Manchmal sahen
wir uns tagelang nicht, weil alle andere Schichtzeiten hatten. Geht ja
nicht ins Werk, das Werk frißt euch auf, ein Moloch, werdet was
anderes, hat unser Vater gesagt. Aber wir landeten früher oder später
alle im Werk und gingen auch wieder. (...)

Meine Mutter Hanna hat das Werk als Brache nicht mehr gesehen. Ich bin
mir nicht sicher, ob sie es schlimm gefunden hätte. Ich fand es
schlimm. Ich finde, es ist eine Leerstelle in der Stadt. Die Frauen
verloren als erste ihre Arbeit. Sie klammerten sich verbissen an die
Vorstellung, morgens aus dem Haus gehen zu müssen und abends
wiederzukommen, um am Ende des Monats genügend Geld für das Nötigste
auf dem Konto zu haben, obwohl die aus dem Westen kommenden
Arbeitsvermittler ihnen eine Hausfrauentätigkeit schmackhaft machen
wollten: Nehmen Sie doch den Männern die Arbeit nicht weg! Setzen Sie
sich zur Ruhe, lassen Sie ihren Mann arbeiten. Aber die Frauen waren
trotzig, bockbeinig, eigensinnig. Sie blieben sitzen auf den
angeschraubten Stühlen der Leistungsanteilung, gingen nicht weg,
wollten arbeiten, was Männer machten, nicht Reinigungskraft,
Tagesmutter oder Blumenbinderin. Sie wollten den Geruch nach Öl,
Stahlspänen, sie wollten am Abend wissen, was sie am Tag gemacht
hatten. Sie wurden zu Umschulung, ABM-Stellen, Ich-AGs genötigt. Jede
Dekade ein neuer Name, und immer weniger Geld. Die Frauen blieben zäh.

Das Bild von Mattheuer ist das Bild meiner Mutter als fast alte Frau.
Die Kinder sind aus dem Haus, bis auf die Nesthäkchen haben alle einen
Beruf und sie leben für den Betrieb. Ihr Mann kann nicht mehr gehen,
er hat nur ein Bein, und sprechen inzwischen auch nicht mehr. Das
Rauchen und die Arbeit in der Stahlgießerei haben ihm einen
Luftröhrenkrebs beschert. Er raucht durch das Loch im Hals. Sie
kommuniziert mit Hilfe von Kranzeichen, die können sie beide. Karl
Marx hat gesagt, die Landschaft der Industrie ist das aufgeschlagene
Buch der menschlichen Psychologie. Dieses Buch gibt es nicht mehr. Der
Bildschirm wird schwarz. Ist auf dem Hängeboden nicht noch eine
Schreibmaschine oder muß ich jetzt mit der Hand weiterschreiben? Es
klopft an der Tür.
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Erzählende Wissenschaft, analytische Essenz der Geschichte

Wie ihre Romanfigur Barbara Kobe weiß auch Annett Gröschner, wovon sie
spricht. Sie ist in Magdeburg aufgewachsen, wo zu Zeiten der DDR jedes
Kind ab der fünften Klasse zeitweise im Fach Produktive Arbeit im
Schwermaschinenbau gearbeitet hat. Die meisten Gasherde in der DDR
wurden von Schülern hergestellt, und wenn diese älter wurden,
schnitten sie Gewinde in Verseilmaschinen. Ich kannte diese Welt sehr
gut, so die Autorin, habe zudem für diesen Roman mit mehreren
Kranfahrerinnen gesprochen, die jetzt alle als Rentnerinnen in ihren
Wohnungen sitzen. Ich war ein Jahr im Archiv und habe mit vielen
Leuten Interviews geführt, die länger in den Betrieben waren als ich.
Meine Familie hat in der Stahlgießerei gearbeitet. Das bleibt drin,
auch wenn die meisten von uns Künstlerinnen geworden sind. Man wird
seine Klasse nicht los. Im Werk haben früher 60.000 Menschen
gearbeitet, heute ist das ein leerer Ort, so groß wie 50
Fußballfelder. Das Herz der Stadt, wo überhaupt nichts passiert.

Wie in der Diskussion zur Sprache kam, biete der Text die Möglichkeit
anzuknüpfen, auch wenn das nicht die eigene Erfahrungswelt ist, weil
er nicht theoretisch daherkommt, sondern sinnlich die konkreten
Arbeitsbedingungen erschließt, wie sie heute nur noch selten
beschrieben werden. Die Analyse sei eingebunden in die Erzählung, die
Essenz der Geschichte werde zu einer analytischen Kraft. Der Roman
mache etwas sichtbar, was es so gar nicht mehr gibt. Im Ästhetischen
könne man etwas aufleben lassen, das über Beschreibung hinausgehe und
mithin kunstvoll sei. Literatur sei kein bloßer Dienstleister, der
Konflikte nachzeichnet. Sich selbst und die Gegenwart in den Ring zu
werfen, berge das Risiko, die Reflexion der Verstrickung nicht mehr
vermeiden zu können, was aber gerade das Interessante und Spannende
sei.

Anke Stelling fand es als Literaturwissenschaftlerin attraktiv, wie
bei Annett Gröschner eine Akademikerin über andere Berufsgruppen
berichten kann, ohne sie zu vereinnahmen und zu überschreiben, weil es
deren eigene Erinnerungen sind: Erzählende Wissenschaft als Medium der
Selbsterkenntnis und Welterfahrung. Dabei sei die Literatur der
Arbeitswelt zugleich mehr als die Literatur der ArbeiterInnen. Die
Arbeit sei auch als Metapher und Denkmodell dabei, wenn man etwa über
Lebenssinn spricht.

Ingar Solty unternahm den Versuch, sozialwissenschaftliche Grundierung
und Literatur anhand der geführten Diskussion zusammenzubringen. Die
Agenda 2010 war eine der zentralsten Zäsuren in der jüngsten deutschen
Geschichte, die AfD ihr verspätetes Ergebnis. Das Romanprojekt ist so
interessant, weil es aus einer Arbeitswelt berichtet, die nicht die
der akademischen Klasse ist. Viele deutsche Romane über das 20.
Jahrhundert enden in den 1990er Jahren und reichen nicht bis in die
Gegenwart. "Schwebende Lasten" ist eines der wenigen Beispiele, in
denen über die Agenda 2010 hinausgeschrieben wird. Eigentlich müßte
eine derartige Zäsur viel stärker in der Literatur behandelt werden.
Man könnte drei Gründe nennen, warum das nicht geschieht: Durch die
Deindustrialisierung vor allem im Osten gibt es keine
Berufsbiographien mehr. Zudem fehlt ein politologischer Spannungsbogen
wie Krieg, Revolution oder Neuaufbau. Dem langen Prozeß der
Neoliberalisierung seit den 90er Jahren fehlt der historische
Knalleffekt. Es gibt aber eine dritte Erklärung, daß nämlich die Zäsur
selber umstritten ist. Teile der Sozialdemokratie behaupten bis heute,
daß es die richtige Entscheidung war, obwohl sie die SPD zerstört hat,
und die Grünen sind wirtschaftspolitisch noch weiter nach rechts
gerückt. Die Einschreibung der neuen Linken in Neoliberalismus hat
dazu beigetragen, diese Zäsur nicht als solche erscheinen zu lassen.
Aber eine Erzählung brauchen wir. Wie kann die Literatur die
verschiedenen sich auseinander entwickelnden Erfahrungen bündeln in
eine Erzählung, in der die Agenda 2010 vorkommt und vielleicht auch
die Spaltung der Linken an vielen Fragen und Fronten behandelt wird?
Erzählt werden muß die Zäsur, weil man andernfalls keine Erzählung für
die unteren Klassen hat, die ohne sie nach rechts wandern, so Solty.

Annett Gröschner fand indessen die Vorgabe schwierig, daß es diese
Zäsur gebe und man darüber schreiben müsse. Es sei ja umgekehrt, da
man die Figuren der Geschichte entwickle und dann darüber schreibe.
Barbara Kobe steht am Wendepunkt ihres Lebens und wendet sich nun
ihrer Mutter zu. Die Überflutung setzt Geschichten frei. Zuerst werden
die Keller ausgeräumt, und dabei findet man hunderttausend
Erzählanlässe. Wir können ganz viel und wir können ganz wenig und wir
können es vor allem nicht so schnell, wenn es Erzählungen oder Romane
sind. Ich war im Archiv und habe viele Interviews geführt. Aber wenn
ich das eins zu eins aufschreiben wollte, würde das niemand lesen
wollen, ich zuallererst nicht. Das muß erst eine Geschichte werden,
und das braucht manchmal zehn Jahre.
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Berichte und Interviews zum Symposium "Richtige Literatur im
Falschen 2018" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT

BERICHT/071: Richtige Literatur im Falschen - Besinnung auf den Klassenkampf ... (SB)

BERICHT/080: Richtige Literatur im Falschen - Industrieästhetik ... (SB)

BERICHT/081: Richtige Literatur im Falschen - ein hoher Preis bis heute ... (SB)

BERICHT/082: Richtige Literatur im Falschen - Flohhüpfen ... (SB)

INTERVIEW/090: Richtige Literatur im Falschen - getrennt arbeiten, vereint schlagen ...    Hans-Jürgen Urban im Gespräch (SB)

INTERVIEW/099: Richtige Literatur im Falschen - keine Partei und keine Versprechen ...    Udo Achten im Gespräch (SB)

INTERVIEW/100: Richtige Literatur im Falschen - Lyrik, Freiheit und Entwicklung ...    Monika Rinck im Gespräch (SB)>

INTERVIEW/101: Richtige Literatur im Falschen - Fette Herrschaften ...    Cornelia Koppetsch im Gespräch (SB)

INTERVIEW/102: Richtige Literatur im Falschen - es spricht das Ungesagte ...    Norbert Niemann im Gespräch (SB)


19. August 2018
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AUSSICHTEN/8371: Und morgen, den 20. August 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.08.2018 bis zum 21.08.2018 +++
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Erträglich am Morgen

und hier und da Regen,

Jean-Luc macht sich Sorgen,

den Tag abzuwägen.
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MUSIK/555: ZDF - Musikdokumentation "Champions der Charts", am 24.08.2018 (ZDF)


Champions der Charts

Hinter den Kulissen der Musikindustrie

Freitag, 24. August 2018, 23.00 Uhr 

Inhalt:

– Stab und Mitwirkende

– Inhalt



Stab und Mitwirkende

Autorin: Katarina Schickling
Kamera: Oliver Biebl
Schnitt: Christian Bobsien
Produzentin: Dagmar Biller
Redaktion: Susanne Becker, Holger Faber
Eine ZDF-Auftragsproduktion der Tangram International GmbH, München

Zur Wort kommen bzw. mitwirkend:


	Wolfgang Niedecken

	Clueso

	Die Fantastischen Vier

	Felix Jaehn

	Markus Kavka

	Leslie Mandoki

	Gestört aber Geil

	Marie Bothmer

	Ingo Politz

	John Seabrook




Inhalt

Eine ganze Industrie sucht den richtigen Beat, die eingängige "Hookline", die perfekte "Bridge" – jene Elemente, die im digitalen Zeitalter den Weg an die Spitze der Charts ebnen. Wie funktioniert die Jagd nach dem Nummer-Eins-Hit? Die ZDF-Doku nimmt die Zuschauer mit hinter die Kulissen der Musikindustrie und zeigt, wie es dort zugeht. Und viele Stars wie Felix Jaehn, Wolfgang Niedecken und Macher kommen darin zu Wort. Ein Blick "backstage" – im wahren Wortsinn.

DJ-Star Felix Jaehn erzählt, wie seine Songs entstehen, Wolfgang Niedecken sowie Michi Beck von den Fanta 4 vergleichen die heutige Musikszene mit der während ihren Anfängen, Newcomerin Marie Bothmer kämpft sich mit ihrem neuen Song ins Business. In einer Zeit, in der die deutsche Musikindustrie sich neu definiert und der Tod des jungen schwedischen DJ-Stars Avicii dunkle Schatten über die strahlenden Erfolge legt, ist die Frage aktueller und brisanter denn je: Wie werden heute wirklich Hits gemacht? Welche Rolle spielen die Musiker, deren Songs auf Spotify reüssieren? Wie suchen Produzenten den nächsten Chartstürmer? Wie laufen Songwriters-Sessions, wo Profis fremde Songs pushen? Der Film begleitet Produzenten und Musiker bei ihrer Suche nach dem nächsten Superhit in einer Welt, die Zuschauern und Fans sonst verborgen bleibt.

Felix Jaehn, der Pop-Weltstar aus Hamburg, erinnert sich an die Studioarbeit bei seinem großen Hit: "'Cheerleader' war nicht einfach nur Recycling – da ist außer den Vocals nicht viel vom Original übrig geblieben. Das ist, als ob man um einen Motor herum ein komplett neues Auto baut."

Wolfgang Niedecken, der BAP-Rocker aus Köln, gehen "Hits aus der Retorte" gegen den Strich. 1990 war es ein Skandal, dass Frank Farians Hit-Duo Milli Vanilli zu dem Playback nur getanzt, aber nicht wirklich gesungen hat und andere Sänger ihre Stimme dafür im Studio geliehen haben.

Leslie Mandoki, mit Ralph Siegels Grand-Prix-Formation "Dschinghis Khan" einst selbst Chartstürmer und inzwischen Betreiber eines der gefragtesten Tonstudios Europas, findet die Arbeitsweise heute ehrlicher, auch wenn er selbst weiß, dass eine sichere Live-Stimme noch kein Hitgarant ist, sondern auch ein zielgerichtetes Marketing: "Wichtig ist am Ende doch vor allem, ob ein Song seine Hörer erreicht!"

In den großen US-Hitfabriken ist es heutzutage Standard, dass Songs aus Fragmenten vieler verschiedener Schöpfer bestehen. Der preisgekrönte Journalist John Seabrook in New York hat jahrelang in der Musikszene recherchiert und entlarvt, wie Labels das schnelle Geld mit Sternchen machen, anstatt wie früher Künstler aufzubauen.

Michi Beck (Die Fantastischen Vier), der mit dem WM-Song "Zusammen" gemeinsam mit Clueso im Sommer 2018 in den deutschen Charts ganz weit oben ist, kennt diese schnelle Erfolgsstrategie als Juror für "The Voice of Germany" sehr genau: "Es geht um Einzigartigkeit. Das braucht man nicht nur, um in der Show zu bestehen, sondern auch in der Musikwelt. Viele können singen, aber die singen nur einen Song nach. Nicht jeder Ton muss unbedingt sitzen. Style geht vor Können." So sind auch seine beiden Schützlinge, die "The Voice of Germany" 2014 und 2015 gewonnen haben, nach ein, zwei Hits wieder in der Versenkung verschwunden.

Die Newcomerin Marie Bothmer schrieb schon als Teenager Songs. Seit sie einen Plattenvertrag mit einem "Major Label" hat (wie die großen "Plattenfirmen"-Giganten genannt werden), lernt sie die harte Realität des Musikgeschäfts kennen – und wie wenig es mit der romantischen Vorstellung eines Künstlers zu tun hat, der mit der Gitarre in der Hand seine Geschichte einem möglichst großen Publikum erzählen will. Bei "Spotify" analysiert der Playlist-Manager für Deutschland, ob Marie Bothmers geplante Single Hit-Potenzial hat. Dazu erklärt Markus Kavka, warum der Einfluss von Spotify zu einer Vereinfachung der Musik, zu weniger Vielfalt – und weniger Independents – führt. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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UNTERHALTUNG/614: ZDFzeit - "Royale Kindheit, Royale Liebe, Royale Skandale", ab 21.08.2018 (ZDF)


Royale Kindheit, Royale Liebe, Royale Skandale

Drei "ZDFzeit"-Dokus

Ab 21. August 2018, dreimal dienstags 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Sendetermine und Stab 

– Royale Kindheit – Prinzen, Ponys, Paparazzi

– Royale Liebe – Märchen, Macht, Mätressen

– Royale Skandale – Lügen, Laster, Leidenschaften

– Infos zur "ZDFzeit"

– Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsendedatum)



Dienstag, 21.08.2018, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Royale Kindheit
Prinzen, Ponys, Paparazzi
Film von Anne Kauth und Julia Melchior

Kamera: Marc Francke, Ralf Andreas Gemmecke
Produktion: IFAGE
Redaktion: Evgenia Ploch
Leitung der Redaktion: Ursula Schmidt
Länge: ca. 43 Minuten


Dienstag, 28. August 2018, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Royale Liebe
Märchen, Macht, Mätressen
Film von Lisa Borgemeister und Martina Schindelka

Kamera: Thomas Gutberlet, Jan Prillwitz, Stephan Radke
Produktion: ZDF
Redaktion: Ulrike Grunewald
Leitung der Redaktion: Ursula Schmidt
Länge: ca. 43 Minuten


Dienstag, 4. September 2018, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Royale Skandale
Lügen, Laster, Leidenschaften
Film von Ulrike Grunewald und Marvin Entholt

Kamera: Rainer Hartmann
Produktion: IFAGE
Redaktion: Anne Kauth
Leitung der Redaktion: Ursula Schmidt
Länge: ca. 43 Minuten

 * 

Royale Kindheit – Prinzen, Ponys, Paparazzi

Ein neuer Prinz oder eine Prinzessin wird geboren, und die Welt jubelt! Königskinder sind Popstars – aber auch rund um die Uhr im Dienst für den Fortbestand von Monarchie und Macht. Kleine Royals stehen von Geburt an im Rampenlicht. Längst haben die Königshäuser erkannt: Prinzen und Prinzessinnen sind das beste Mittel zur Imagepflege einer jeden Monarchie. Doch wie bereitet man die Kinder auf das höfische Protokoll, auf Paraden und Paparazzi vor?

In vielen europäischen Königshäusern scheint durch das Einheiraten von bürgerlichen Ehepartnern auch ein wenig mehr Herzenswärme in die höfisch-kühle Erziehungs-Traditionen eingezogen zu sein. Die kleinen Royals sollen vor allem normal, glücklich und mit möglichst wenig Druck aufwachsen. Doch ist das kindliche Leben hinter Palastmauern wirklich so glanzvoll und unbeschwert, wie die Fotos es gern darstellen?

"ZDFzeit" widmet sich fünf Herrscherfamilien in Europa und Japan und geht den Fragen nach: Was heißt es, als Prinz oder Prinzessin aufzuwachsen? Ist es ein Privileg oder doch eher eine Pflicht? Wie hat sich die höfische Kindererziehung im Lauf der Jahrhunderte verändert? Und wie viel Inszenierung und PR-Gedanken stecken im nach außen gelebten Familienidyll?

Ob in Großbritannien, Monaco oder Schweden – glückliche Kindergesichter sind die zeitgemäße Politur für ein positives Image von Adelsdynastien. Doch hinter der Fassade sieht es oft anders aus, wie Kronprinzessin Victoria von Schweden zeigt. Essstörungen und Depressionen in jungen Jahren waren die Reaktion auf den hohen Druck, dem sich die Thronanwärterin ausgesetzt fühlte. Sie hat die große Krise überwunden. Doch ihren Kindern, Estelle und Oscar, will sie solche Erfahrungen ersparen. Gemeinsam mit ihrem bürgerlichen Ehemann Daniel setzt sie auf Bodenständigkeit, viel gemeinsame Zeit und Nähe im Familienalltag.

"Dabei ist es noch nicht lange her, dass hinter Palastmauern Gefühlskälte als Tugend und seelische Grausamkeit als bewährtes Erziehungsmittel galten", sagt die Journalistin und Adelsexpertin Patricia Riekel. Als Wilhelm II. 1859 in Preußen auf die Welt kam, bedeutete eine adlige Herkunft vor allem Drill und Funktionstüchtigkeit. Für die Söhne, die einzig möglichen Thronanwärter, war die ohnehin strenge Kindheit mit sechs Jahren vorbei. Danach hieß es: Zeit für militärische Zucht und Ordnung. Reste dieser harten Regelwerke findet man heute noch in Japan, der ältesten Erbmonarchie der Welt. Frauen sind dort auf dem Thron unvorstellbar. Umso tragischer erscheint das Schicksal von Prinzessin Masako, Ehefrau von Kronprinz Naruhito. Nach vielen kinderlosen Jahren kommt 2001 endlich der langersehnte Nachwuchs auf die Welt – Aiko, ein Mädchen. Es bleibt der einzige Nachkomme des Kronprinzenpaars. Abgeschottet von der Außenwelt und im Korsett uralter Traditionen ist das Mädchen zu einem Teenager mit gesundheitlichen Problemen herangewachsen. "Prinzessin ohne Lächeln", sagen die Japaner. Ein Anrecht auf den Thron hat sie nach derzeitiger Lage nicht.

 * 

Royale Liebe – Märchen, Macht, Mätressen

Prinz Harry, König Felipe & Co. – sie alle haben ihre Traumfrau aus dem Volk geheiratet, entgegen royaler Tradition. Doch sind diese modernen Liebesehen eine Bedrohung für Europas Monarchien? Märchen, Macht und Mätressen bestimmten jahrhundertelang das Bild royaler Paare – für Liebe und Lebenslust war dort kein Platz. Bringen die neuen Prinzessinnen frischen Wind in die alten Paläste? Oder drohen sie am strengen höfischen Protokoll zu scheitern?

Eine Braut wie Meghan Markle hat es im englischen Königshaus noch nie gegeben: eine geschiedene Frau afroamerikanischer Herkunft. Kann eine Schauspielerin, die sich ihren beruflichen Erfolg selbst verdiente, die ihre Freiheit liebte und sich auch von keinem Mann einengen ließ, im goldenen Käfig des englischen Königshauses glücklich werden? Die Opfer für die wahre Liebe sind groß, und schon mehren sich die Stimmen: Was geschieht, wenn der Alltag bei Prinz Harry und Herzogin Meghan Einzug hält? "Hoffentlich ist ihr das alles genug", so die Harry-Biografin Katie Nicholl im Interview mit "ZDFzeit".

Was denkt Königin Elizabeth über die Liebesheirat ihres Lieblingsenkels? Sie, die für den Fortbestand der Monarchie vermutlich alles gegeben hätte, musste als Oberhaupt der Familie der Vermählung von Harry und Meghan zustimmen. Als Sechster in der Thronfolge hatte es der Prinz vermutlich etwas leichter als andere.

König Willem-Alexander der Niederlande benötigte seinerzeit die Hilfe des damaligen Ministerpräsidenten Wim Kok, um die heimischen Parlamentarier von der Liebe seines Lebens zu überzeugen. Die Argentinierin Máxima Zorreguieta brachte eine große Belastung in die Beziehung mit. Ihr Vater war zu Zeiten der Militärdiktatur in Argentinien Mitglied der Regierung und wusste zumindest von schweren Menschenrechtsverletzungen, die das Regime verübte. "ZDFzeit" erfährt von Wim Kok, wie viele diplomatische Winkelzüge er unternahm, um den Liebenden den Weg vor den Traualtar zu ebnen.

Königin Máxima gilt mittlerweile als beliebteste Königin Europas. Sie eroberte die Herzen der Niederländer mit ihrer Intelligenz und ihrem fröhlich-warmherzigen Wesen. Denn auch das ist ein Novum in der royalen Liebe: Die jüngsten Erben des Throns erwählten allesamt gut ausgebildete, unabhängige und sehr selbstbewusste Gemahlinnen. Königin Máxima ist studierte Wirtschaftswissenschaftlerin, Königin Letizia von Spanien Journalistin.

Eine Vorreiterrolle spielte die Deutsche Silvia Sommerlath. Anfang der 70er Jahre faszinierte die gelernte Dolmetscherin mit brasilianischen Wurzeln den Anwärter auf den schwedischen Thron mit ihrer Anmut. Wie es die Tradition verlangte, heirateten die Königshäuser bis weit in das 20. Jahrhundert eigentlich nur untereinander. "Das Prinzip hatte auch damit zu tun, dass Königshäuser durch die Gewohnheit der Macht und Selbstüberhöhung sich wirklich als fast eine andere Spezies als Normalmenschen ansahen", erklärt der Historiker Dr. Leonhard Horowski.

 * 

Royale Skandale – Lügen, Laster, Leidenschaften

Ob Seitensprünge oder Korruption, immer wieder sorgen Fürsten und Könige für Schlagzeilen. "ZDFzeit" blickt hinter die Märchenfassaden und berichtet von royalen Skandalen. Königliche Fehltritte sind keine Privatsache. Denn das Volk schaut sehr genau auf Moral und Anstand der gekrönten Häupter. Schnell wird ein Skandal zum Politikum oder gar zur Staatskrise. Und schon wird die Frage laut: Brauchen wir unser Königshaus überhaupt noch?

Von klein auf werden Royals dazu erzogen, sich auf dem gesellschaftlichen und politischen Parkett souverän zu bewegen. Als königliche Hoheiten repräsentieren sie ihr Land und haben Vorbildfunktion. Und doch gehören Gerüchte und Geschichten über Skandale seit jeher dazu. Manche Royals stolpern über die Verlockungen des Geldes oder eine außerehelichen Affäre. Die Skandale, die daraus entstehen können, habe bereits Jahrhunderte alte Monarchien ins Wanken gebracht.

Viele bejubeln die jungen Windsors, erfreuten sich an der glamourösen Hochzeit von Prinz Harry und Meghan Markle. Doch es gab Momente in der Geschichte, in denen es für die britische Monarchie Spitz auf Knopf stand: Der "Queen-Caroline-Skandal" im 19. Jahrhundert forderte die Krone in nie gekanntem Maße heraus: Die deutschstämmige Caroline von Braunschweig-Wolfenbüttel wurde mit dem späteren König Georg IV. verheiratet. Die Ehe stand unter keinem guten Stern. Caroline war enttäuscht, ähnelte doch ihr Gatte so gar nicht dem Porträt, das er ihr im Vorfeld zuschicken ließ. Auch George hatte seine Probleme mit der Braut: Schon während der Hochzeit war er schwer betrunken. Beide suchten Trost in Affären. Als Georg IV. König wurde, wollte er sich der Gattin entledigen und ließ Caroline im fernen Italien ausrichten, sie solle nie wieder einen Fuß auf englischen Boden setzen. Doch die im Volk äußerst beliebte Caroline zog triumphierend in London ein. Es folgte ein skandalöser Prozess gegen Caroline. Der Großteil der Bevölkerung stand auf der Seite der Angeklagten. Massenproteste und Gerichtsverfahren diskreditierten die Monarchie und schadeten ihr nachhaltig.

In den Niederlanden erfreuen sich Maxima und Willem-Alexander seit Jahren steigender Popularitätswerte. Doch auch dieses Königshaus blickt zurück auf eine bewegte Vergangenheit: Die von Seitensprüngen und Intrigen geprägte Ehe von Königin Juliana mit dem in Jena geborenen Prinz Bernhard gipfelte 1956 in einer Staatskrise: Die Nachricht wurde publik, die Königin stehe unter dem Einfluss einer Geistheilerin. Der "Spiegel" hatte diese ungewöhnliche Verbindung in einer Titelgeschichte enthüllt und sorgt für ein Erdbeben in der holländischen Politik. Eine Untersuchungskommission ermittelte und verbannte die umstrittene Greet Hofmans vom Hofe. Noch alarmierender war die Gefahr, dass die Ehe von Bernhard und Juliana an Greet Hofmans scheitern könnte. Eine Scheidung wäre niemals akzeptiert worden. Und dann war der Prinzgemahl auch noch verwickelt in eine Bestechungsaffäre mit dem amerikanischen Flugzeughersteller Lockheed. Dieses Mal gelang es nicht, den Mantel des Schweigens über den royalen Fehltritt zu legen. Bernhard musste alle öffentlichen Ämter niederlegen, um nicht vor Gericht gestellt zu werden. Es war der historische Tiefpunkt der niederländischen Monarchie.

Nun ist es raus: Spaniens Justiz funktioniert. Im Juni 2018 wurde der Schwager von König Felipe Inaki Urdangarin zu knapp sechs Jahren Gefängnis verurteilt – wegen Veruntreuung von Steuergeldern. Die Spanier hatten befürchtet, für den Angehörigen des Königshauses würde eine Ausnahme gemacht, die Justiz messe mit zweierlei Maß. Über Jahre wurde gegen Urdangarin und Gattin Cristina ermittelt. Ein kriminelles Mitglied der königlichen Familie – das wirft kein gutes Licht auf die Monarchie. König Felipe musste handeln. Er erkannte seiner Schwester den Titel der Herzogin von Mallorca ab und strich ihr die Apanage. Ob das reicht, den ramponierten Ruf der Monarchie wiederherzustellen, muss sich erst weisen. Nur noch ein Drittel der spanischen Bevölkerung möchte Felipe und Letizia weiterhin im Zarzuela-Palast sehen. *

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und historischen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert und Einblicke in die soziale Wirklichkeit gegeben. Hinzu kommen die royalen Dokus, die über Europas Königshäuser berichten wie zuletzt "Harry & Meghan – Hochzeit bei den Windsors" (15. Mai 2018) oder "Kronen, Krise, Skandale – Die Überlebensstrategien der Royals" (24. April 2018)

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.

Die "ZDFzeit"-Redaktion leitet seit dem 1. Oktober 2015 Ursula Schmidt.

 * 

Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsendedatum)

2012 (29 Sendungen)


	Auf der Jagd nach verlorenen Schätzen (17.01.2012)

	Geheimes Deutschland (24.01.2012)

	Der Spion, den ich liebte (31.01.2012)

	Ein (fast) perfektes Verbrechen (21.02.2012)

	Vorsicht Verschwörung! (28.02.2012)

	Geheimnisvolle Unterwelten (06.03.2012)

	Die Unbesiegbaren (13.03.2012)

	Und ewig locken die Wälder (27.03.2012)

	Himmel über Deutschland (03.04.2012)

	Die Berge der Deutschen (10.04.2012)

	Deutschland – Deine Flüsse (24.04.2012)

	Die Griechenland-Lüge (08.05.2012)

	Elizabeth II. – Die leidenschaftliche Queen (29.05.2012)

	Elizabeth II. – Die Queen und die Deutschen (05.06.2012)

	Endlich Prinzessin – Ein Jahr mit Kate und Charlene (26.06.2012)

	Der deutsche Adel (1) (14.08.2012)

	Der deutsche Adel (2) (28.08.2012)

	Deutschland in Gefahr? (04.09.2012)

	Weltenbrand (1) (18.09.2012)

	Weltenbrand (2) (25.09.2012)

	Weltenbrand (3) (02.10.2012)

	Am Rande des Atomkriegs – Kampf um Kuba und Berlin (09.10.2012)

	Der Fluchhafen Berlin (23.10.2012)

	Kampf um den Euro (30.10.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (1) (06.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (2) (13.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (3) (27.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (4) (04.12.2012)

	Stille Nacht in Stalingrad (11.12.2012)




2013 (30 Sendungen)


	Mein Kampf mit Hitler – "Machtergreifung" 1933 (22.01.2013)

	Wie gut ist Billig-Bio? (12.02.2013)

	Wie gut sind No-Name-Lebensmittel? (19.02.2013)

	Die ganze Wahrheit über Fitness (05.03.2013)

	Was kostet ein Kind? (12.03.2013)

	Arm und Reich (19.03.2013)

	Aldi gegen Lidl – Das Duell (02.04.2013)

	Die Jahrhundertfälschung (09.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (1) (23.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (2) (30.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (3) (07.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (4) (14.05.2013)

	Unheimliche Geschäfte (21.05.2013)

	Mythos Everest – Gipfelsturm auf dem Dach der Welt (28.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (5) (04.06.2013)

	Traumfabrik Königshaus (6) (11.06.2013)

	Wie gut sind Fertiggerichte? (18.06.2013)

	Wie gut ist unser Fleisch? (25.06.2013)

	Ein Baby für William und Kate (30.07.2013)

	Kante Klartext Kandidat (06.08.2013)

	Macht Mensch Merkel (13.08.2013)

	Der Deutschland-Test – Wie gut ist unser Gesundheitssystem? (20.08.2013)

	Die Milliarden-Zocker (17.09.2013)

	Wasser, Schlamm – und wer bezahlt? (24.09.2013)

	Unser Krieg (1) (08.10.2013)

	Unser Krieg (2) (22.10.2013)

	BMW gegen Mercedes – Das Duell (29.10.2013)

	Nacht über Deutschland – Novemberpogrom 1938 (05.11.2013)

	Kennedy – Das Geheimnis der letzten Tage (12.11.2013)

	Wie gut ist unser Spielzeug? (27.11.2013)




2014 (34 Sendungen)


	Wie gut sind Light-Lebensmittel? (14.01.2014)

	Wie gut ist unser Brot? (21.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (28.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (04.02.2014)

	Schlank in den Frühling (04.03.2014)

	Wie gut ist sanfte Medizin? (11.03.2014)

	Der große Baumarkt-Test (18.03.2014)

	Mit Jubel in die Hölle (25.03.2014)

	H&M gegen C&A – Das Duell (01.04.2014)

	Das Geheimnis von Flug MH370 (08.04.2014)

	Maxima und Willem-Alexander (22.04.2014)

	McDonald's gegen Burger King (05.05.2014)

	Riskante Reise – Europa und die Flüchtlingsströme (20.05.2014)

	Verschwörung gegen die Freiheit (27.05.2014)

	Thronwechsel in Spanien – Juan Carlos dankt ab (03.06.2014)

	Vegetarier gegen Fleischesser – Das Duell (10.06.2014)

	Königliche Dynastien: Die Windsors (16.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Habsburger (22.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Hohenzollern (29.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Romanows (05.08.2014)

	Die Suche nach den verlorenen Söhnen (26.08.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Der erste Tag (02.09.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Das erste Opfer (09.09.2014)

	Prinz Harry – Der wilde Windsor (16.09.2014)

	Wie gut sind unsere Lehrer? (23.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (1) (30.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (2) (07.10.2014)

	Die Insel (1) (21.10.2014)

	Die Insel (2) (28.10.2014)

	Wahnsinn '89: Wie die Mauer fiel (04.11.2014)

	DURST! (11.11.2014)

	Wie viele Ausländer verträgt Deutschland? (25.11.2014)

	Die Aldi-Story (09.12.2014)

	Der große Test zum Fest (16.12.2014)




2015 (32 Sendungen)


	Aldi, Lidl & Co. – Wie gut sind Discounter-Lebensmittel? (20.01.2015)

	Wie gut ist unser Bier? (27.01.2015)

	Mensch Putin (17.02.2015)

	Wie gut ist die deutsche Küche? (24.02.2015)

	Wie gut ist unsere Wurst? (03.03.2015)

	Geh doch nach drüben (1) (10.03.2015)

	Geh doch nach drüben (2) (17.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (1) (24.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (2) (31.03.2015)

	Wir Geiseln der SS (14.04.2015)

	Die Verbrechen der Befreier (05.05.2015)

	Der Fall Deutsche Bank (19.05.2015)

	Wie deutsch ist die Queen? (30.06.2015)

	Königliche Liebe (07.07.2015)

	Der Monaco-Clan (14.07.2015)

	Königliche Kindheit (21.07.2015)

	Die Suche nach Hitlers "Atombombe" (28.07.2015)

	Der große Kosmetik-Test – Wie gut sind Deo, Creme & Co. (25.08.2015)

	Wie gut ist unser Trinkwasser – Der große Test (01.09.2015)

	REWE gegen EDEKA – Das Supermarkt-Duell (08.09.2015) 

	Tödliche Grenze – Der Schütze und sein Opfer (15.09.2015)

	Ost und West – der große Check (22.09.2015)

	Auf den Spuren der Einheit – mit Christopher Clark (29.09.2015)

	Wie gut ist unsere Milch? (06.10.2015)

	Wie gut ist unser Kaffee? (13.10.2015)

	Billig gegen teuer – Muss es immer Markenware sein? (20.10.2015)

	Lust und Lüge – Die Deutschen und der Sex (03.11.2015)

	Wie viele Flüchtlinge verträgt Deutschland? (10.11.2015)

	Wie viel Islam verträgt Deutschland? (24.11.2015)

	Wie gerecht sind unsere Steuern? (01.12.2015)

	Wie fair sind unsere Löhne? Der große Gehalts-Check (08.12.2015)

	Machtmensch Putin (15.12.2015)




2016 (36 Sendungen)


	Alle gegen Aldi – wer schlägt den Discounter-Riesen? (19.01.2016)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (02.02.2016)

	Iglo, Frosta & Co. – Wie gut ist Tiefkühlkost? (16.02.2016)

	Wie gut sind unsere Chefs? (23.02.2016)

	Wie gut sind unsere Krankenhäuser? (01.03.2016)

	Der Pflege-Check – Wie leben wir im Alter? (08.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit des Aufbruchs (15.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit der Wunder (22.03.2016)

	Elizabeth II. wird 90 – Die Jahrhundert-Königin (05.04.2016)

	Wie korrupt ist Deutschland? (12.04.2016)

	König, Krone, Kindersegen – Carl Gustaf von Schweden wird 70 (26.04.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (1) (10.05.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (2) (17.05.2016)

	Schoko, Keks & Co. – Wie gut sind unsere Süßigkeiten? (24.05.2016)

	Pommes, Chips & Co. – Wie gut sind Kartoffelprodukte? (31.05.2016) 

	No-Name oder Markenware – Der große Produkttest (07.06.2016)

	Kurs auf die Krone – Mary und Frederik von Dänemark (05.07.2016)

	Glamour, Gold und die Liebe – Europas Königshäuser im Vergleich (12.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Welfen (19.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Bernadottes (26.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Grimaldis (02.08.2016)

	Hühnchen, Nuggets & Co. – Wie gut sind Geflügelprodukte? (23.08.2016)

	Bratwurst, Aufschnitt & Co. – Wie gut sind unsere Wurstwaren (23.08.2016)

	Hopfen und Malz – Wie gut ist unser Bier? (30.08.2016)

	Haben wir's geschafft? – Deutschland und die Flüchtlinge (06.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Oetker-Story (13.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die C&A-Story (20.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Haribo-Story (27.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Tchibo-Story (04.10.2016)

	Der große Bahn-Check (18.10.2016)

	Wer schlägt McDonald's – Das große Fastfood-Duell mit Nelson Müller (25.10.2016)

	Wie gut sind Billig-Bäcker (01.11.2016)

	Achtung, Kundenfall! – Locken, schmeicheln, überrumpeln (22.11.2016)

	Der große Warentest – Wie gut sind Matratze, Waschmaschine & Co.? (29.11.2016)

	Mehr Ausländer, mehr Kriminalität? – Der große Faktencheck (06.12.2016)

	Mensch Erdogan! – Die Geheimnisse des türkischen Präsidenten (13.12.2016)




2017 (33 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Turbo-Salami, Tütensuppen & Co (17.01.2017)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Light-Produkte, Veggie-Wurst & Co (24.01.2017)

	Mensch Gauck! – Pastor, Präsident, Freiheitssucher (31.01.2017)

	Prinz Philipp – Ein Leben für die Queen (07.02.2017)

	Zarensturz – Das Ende der Romanows (14.02.2017)

	Mensch Schröder! – Eine deutsche Karriere (07.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (1) (14.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (2) (21.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Arbeit, Freizeit und Urlaub (28.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Essen, Trinken und Sport (04.04.2017)

	Wie viel Polizei braucht Deutschland? (11.04.2017)

	Rossmann, dm & Co. – Der große Drogeriemarkt-Test (18.04.2017)

	Ikea, Roller & Co. – Wer ist der beste Möbel-Discounter? (09.05.2017)

	Das Lidl-Imperium – Der Discounter im Qualitäts-Check (16.05.2017)

	Die Tricks der Gesundheitsbranche (23.05.2017)

	Der große Warentest – Wie gut sind Fahrradschlösser, Grill & Mückenschutz? (30.05.2017)

	Königliche Dynastien: Die Coburger (13.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Oranier (20.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Glücksburger (27.06.2017)

	Glamour, Macht und große Gefühle – Europas Königshäuser im Vergleich (04.07.2017)

	Kronprinzessin und Superstar – Victoria von Schweden wird 40 (11.07.2017)

	Langnese, Schöller & Co. – Der große Eistest mit Nelson Müller (18.07.2017)

	Dianas Vermächtnis – Das Geheimnis der unglücklichen Prinzessin (01.08.2017)

	Bratmaxe, Bruzzzler & Co. – Der große Grill-Test mit Nelson Müller (22.08.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Aldi-Story (26.09.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Otto-Versand-Story (10.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Volkswagen-Story (17.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Persil-Story (24.10.2017)

	Mensch Trump! – Provokateur, Populist, Präsident (07.11.2017)

	Früher war alles besser! Oder? (21.11.2017)

	Mensch Macron! – Aufsteiger, Reformer, Europäer (28.11.2017)

	DHL, Hermes & Co. – Der große Paketdienst-Test (06.12.2017)

	Wie gut sind unsere Ärzte? (12.12.2017)




2018 (18 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Fertiggerichte, Pausensnacks & Co. (16.01.2018)

	Nelson Müllers Nudel-Check – Wie gut sind Spaghetti, Tortellini & Co.? (23.01.2018)

	Nelson Müllers Käse-Check – Wie gut sind Gouda, Camembert & Co.? (30.01.2018)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Backwaren, Fruchtsäfte & Co. (13.02.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Reichstag (27.02.2018)

	Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst (13.03.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Kreml (20.03.2017)

	Fit in den Frühling – Der große Bewegungs-Check (10.04.2018)

	Kronen, Krisen und Skandale – Die Überlebensstrategien der Royals (24.04.2018)

	Obi, Hornbach & Co. – Der große Baumarkt-Check (08.05.2018)

	Harry & Meghan – Hochzeit bei den Windsors (15.05.2018)

	Wo lebt es sich am besten? – Die große Deutschland-Studie (22.05.2018)

	Nelson Müllers Essens-Check – Wie gut sind Olivenöl, Lachs & Obst to go? (29.05.2018)

	Die Kaufhof-Story – Das Warenhaus im Qualitäts-Check (05.06.2018)

	Kim, Trump und die Bombe – Nordkoreas riskanter Machtpoker (12.06.2018)

	Supermächte – Angst vor China? (17.07.2018)

	Supermächte – Amerika first? (24.07.2018)

	Supermächte – Russlands Rückkehr (31.07.2018)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – August 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





PREIS/313: Deutscher Radiopreis - Zwei Nominierungen für den WDR (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. August
2018

Deutscher Radiopreis: Zwei Nominierungen für den WDR



Die ersten Finalisten des Deutschen Radiopreises 2018 stehen fest. Der
WDR darf auf Preise in den Kategorien "Beste Innovation" (WDR 3 "Böll
folgen") und "Beste Sendung" (WDR 5 "Die Polit-WG") hoffen.

Die unabhängige Jury des Grimme-Instituts hat die WDR 3-Produktion
"Böll folgen" in der Kategorie "Beste Innovation" nominiert. Die
Hörerinnen und Hörer werden über das Radio auf die Straße an
Originalschauplätze gelockt, an denen der Nobelpreisträger gelebt und
gewirkt hat. Auf den vier Routen des multimedialen Video-Walks können
sie die Lebensstationen besuchen und werden dabei von prominenten
Guides begleitet: Wolfgang Niedecken führt durch die Kölner Südstadt,
in der Heinrich Böll seine Kindheit verbrachte. Durch das Kölner
Agnesviertel, in dem Böll in den 70er Jahren lebte, führt seine
Enkelin Samay Böll. An den Rhein und über die Hohenzollernbrücke geht
WDR Westart- und COSMO-Moderatorin Siham El-Maimouni. Dort lässt sie
aus Bölls Texten lesen. Und im WDR Funkhaus am Wallrafplatz, in dem
Heinrich Böll viel gearbeitet hat, begleitet die Nutzer WDR-Intendant
Tom Buhrow.

Redaktion: Martina Müller-Wallraf, Wolfram Kähler, Volker Schaeffer,
WDR 3

Weitere Informationen unter: Boell100.wdr.de/walk


Siham El-Maimouni

Eine weitere Nominierung für den WDR geht in der Kategorie "Beste
Sendung" an die "WDR 5 Polit-WG". Redakteurinnen und Redakteure,
Moderatorinnen und Moderatoren der Politik-Redaktion analysieren die
Lage im Land - persönlich, kritisch und nicht zuletzt humorvoll. Es
ist die vermeintlich meinungsstärkste Wohngemeinschaft Deutschlands,
die sich das Thema der Woche vorknöpft. Ein Angebot, das sich vor
allem an junge, politikinteressierte Hörerinnen und Hörer richtet. Die
Polit-WG läuft samstags um 9.05 Uhr auf WDR 5 und wird schon freitags
als Podcast veröffentlicht.

Redaktion: Martha Wilczynski-Bartels und Patrick Fina, WDR 5

Stifter des Deutschen Radiopreises sind die Hörfunkprogramme der ARD,
Deutschlandradio und die Privatradios in Deutschland. Sie riefen den
"Deutschen Radiopreis" 2010 ins Leben, in diesem Jahr wird er zum
neunten Mal verliehen: Am 6. September entscheidet sich in Hamburg,
welche Produktionen den Deutschen Radiopreis 2018 erhalten. Zu den
Kooperationspartnern zählen das Grimme-Institut, die Freie und
Hansestadt Hamburg, die Radiozentrale - eine gemeinsame Plattform
privater und öffentlich-rechtlicher Sender zur Stärkung des Hörfunks -
sowie die Radio-Vermarkter AS&S Radio und RMS. Die Federführung liegt
beim Norddeutschen Rundfunk.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. August 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





PREIS/312: Deutscher Radiopreis 2018 - Musikformat von BAYERN 3 in der Kategorie "Beste Innovation" nominiert (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. August 2018

Deutscher Radiopreis 2018

Musikformat von BAYERN 3 in der Kategorie "Beste Innovation" nominiert



"Die kleinste Band der Welt" ist für den Deutschen Radiopreis
nominiert. Mit dem Musikformat hat es BAYERN 3 in der Kategorie "Beste
Innovation" unter die besten drei geschafft.

Die Gewinner des Radiopreises werden im Rahmen einer Live-Gala am
Donnerstag, 6. September 2018 in Hamburg bekannt gegeben. Laudator in
dieser Kategorie ist der Comedian Matze Knopf. Stars wie Revolverheld,
Max Giesinger, Namika und Dua Lipa werden bei der Gala, die ab 20.00
Uhr live in BAYERN 3 gesendet wird, auf der Bühne stehen.

Aus Hunderten von Einreichungen hat die unabhängige Jury des
Grimme-Instituts die Besten ausgewählt. Für jede der elf Kategorien
gibt es drei Nominierungen - darunter das BAYERN 3 Musikformat "Die
kleinste Band der Welt".


Die kleinste Band der Welt

Alice Merton, Glasperlenspiel, Nico Santos, Madcon, Max Giesinger oder
Adel Tawil, sie alle können große Hallen füllen - oder in einem
kleinen Studio bei BAYERN 3 eine großartige Zeit haben. Mit der
"Kleinsten Band der Welt" (Idee und Koordination: BAYERN 3
Musikredakteurin Laura Wachter) spielen die BAYERN 3 Moderatoren
Sebastian Winkler und Sascha Seelemann gemeinsam mit den
Original-Interpreten neue Versionen ihrer Hits ein. Egal ob der Beat
von bunten Plastikröhren (Boomwhackers) kommt, eine Kettensäge
eingesetzt wird, leere Flaschen oder ein Kinder-Keyboard: Mit ihren
besonderen Arrangements und ihrem musikalischen Talent überraschen
Sebastian und Sascha die Künstler jedes Mal aufs Neue und begegnen
ihnen auf Augenhöhe. Das Resultat begeistert sowohl die Radiohörer als
auch die Fans, die das dazugehörige Video online sehen. Gute Laune ist
dabei immer garantiert!

Mehr Infos dazu online unter: https://www.bayern3.de/deutscher-radiopreis-nominierung-kleinste-band-der-welt-sebastian-winkler-sascha-seelemann


Der Deutsche Radiopreis

Der Deutsche Radiopreis wird seit 2010 jährlich in inzwischen elf
Kategorien verliehen. In diesem Jahr wurden insgesamt 385 Produktionen
von 133 deutschen Radiosendern ins Rennen geschickt. Die Sieger werden
von einer unabhängigen Jury des Grimme-Instituts ausgewählt. Die
Verleihung des Deutschen Radiopreises findet am Donnerstag, 6.
September 2018 in Hamburg statt und wird bundesweit in zahlreichen
öffentlich-rechtlichen und privaten Radioprogrammen live übertragen.
Die Gala wird auch als Livestream im Internet zu sehen sein. Außerdem
senden die Dritten Fernsehprogramme der ARD die Show zeitversetzt.
Barbara Schöneberger moderiert die Verleihung.

Für den Deutschen Radiopreis arbeiten öffentlich-rechtliche und
private Radiosender zusammen, um gemeinsam herausragende Moderatoren,
Reporter, Nachrichtenformate und Sendungen auszuzeichnen.

Mehr Informationen zum Preis im Internet unter

www.deutscher-radiopreis.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. August 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8799: Aus aller Welt - 19.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Atomstreit mit den USA - Iran beklagt fehlende Bereitschaft der Europäer

Im Konflikt mit den USA sieht Irans Außenminister Mohammed Dschawad
Sarif die Europäer zögern. Um das internationale Atomabkommen zu
erhalten, seien weitere Anstrengungen erforderlich. Bisher hätten die
Europäer nur Ankündigungen verlauten lassen, aber keine praktischen
Schritte unternommen, zitierte das Nachrichtenportal Young Journalist
Club den iranischen Außenminister. Die EU ist entschlossen, die
US-Sanktionen zu unterlaufen und den Handel mit dem Iran
fortzuführen. Allerdings brachen zahlreiche europäische Konzerne ihre
Zusammenarbeit mit dem Iran ab, nachdem Präsident Donald Trump im Mai
den Rückzug der USA aus dem Atomvertrag verkündet hatte.

19. August 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8799: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffnete Räuber überfallen Uhrengeschäft in Paris

Eine Pariser Filiale des Schweizer Uhrenherstellers Audemars Piguet
ist am Samstag ausgeraubt worden. Die beiden bewaffneten Täter
steckten mehrere Luxus-Uhren ein und seien in einem Auto geflohen,
berichteten die Behörden. Die Höhe ihrer Beute war zunächst unklar.
Der Raubüberfall ereignete sich im noblen achten Arrondissement am
rechten Seineufer, in dem sich ein großer Teil des Geschäftslebens
von Paris konzentriert.

19. August 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8796: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Türkei kündigt weitere grenzüberschreitende Militäreinsätze an

Die Türkei will ihre Militäreinsätze gegen kurdische Kämpfer im Irak
und in Syrien fortsetzen und ausdehnen. Er werde die Quelle der
Bedrohung für sein Land trockenlegen, sagte Staatspräsident Recep
Tayyip Erdogan beim Parteitag seiner islamisch-konservativen Partei
Gerechtigkeit und Entwicklung (AKP) in Ankara. Die Ankündigung dürfte
die diplomatische Krise mit dem NATO-Partner USA noch verschärfen. Im
Kampf gegen Dschihadisten unterstützen amerikanische Truppen
kurdische Verbände, die große Gebiete im Norden Syriens entlang der
türkischen Grenze kontrollieren. Auf dem Parteitag wurde Erdogan nach
Informationen der Agentur Anadolu einstimmig als AKP-Chef bestätigt.

19. August 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8798: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne gegen deutsche Finanzhilfen für Türkei

Die Grünen-Vorsitzende Annalena Baerbock sprach sich gegen eine
finanzielle Unterstützung für die wirtschaftlich angeschlagene Türkei
aus. Bevor das Land nicht zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
zurückkehre, dürfe es keine finanzielle Hilfe geben, sagte die
Politikerin dem Berliner Tagesspiegel (Montagsausgabe). Baerbock
reagierte damit auf den Vorstoß von SPD-Chefin Andrea Nahles, die vor
dem Hintergrund der Währungskrise in der Türkei deutsche Hilfen ins
Gespräch gebracht hatte - unabhängig von der politischen
Auseinandersetzung mit Präsident Erdogan. Es sei im Interesse aller,
daß das NATO-Mitglied Türkei wirtschaftlich stabil bleibe, erklärte
Nahles den Zeitungen der Funke-Mediengruppe.

19. August 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8797: Tragisches und Kurioses - 19.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schwierige Rettung eines Bergsteigers am Ostufer des Königssees

Ein Bergsteiger aus Baden-Württemberg ist in der Nacht auf Samstag an
einem schrofigen Steilhang am Königssee-Ostufer rund zehn Meter
abgestürzt. Retter der Wasser- und Bergwacht benötigten mehr als fünf
Stunden, um den Schwerverletzten zu finden und aus dem schrofigen
Steilhang zu bergen. Der 29jährige wurde in das Salzburger
Unfallkrankenhaus gebracht.

19. August 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7882: Aus Forschung und Technik - 19.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



SpaceX plant ersten bemannten Testflug für April 2019

Die NASA und SpaceX bereiten sich auf den ersten bemannten Flugtest
des privaten Raumfahrtunternehmens vor. Ein unbemannter Erststart mit
der neuen Raumkapsel Crew Dragon soll im November stattfinden.
Verlaufen die insgesamt vier Testflüge erfolgreich, ist eine bemannte
Testmission zur Internationalen Raumstation ISS für April 2019
vorgesehen. Kann SpaceX den gesteckten Zeitrahmen einhalten, wären
die NASA-Astronauten Bob Behnken und Doug Hurley die ersten
Raumfahrer, die seit dem Ende der Space-Shuttle-Ära im Jahr 2011 von
den USA aus ins All starten.

19. August 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7894: Aus aller Welt - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Brasilianischer Mob greift Migrantenlager von Venezolanern an

Ein Mob in der Grenzstadt Pacaraima im brasilianischen Bundesstaat
Roraima hat am Samstag (Ortszeit) ein Migrantenlager von Venezolanern
verwüstet und Hunderte von Bewohnern zu Fuß über die Grenze zurück in
ihr Herkunftsland getrieben. Verletzte hat es den Behörden zufolge
nicht gegeben. Die Zeitung O Globo meldete, der Auslöser der
Ausschreitungen sei ein Überfall auf einen brasilianischen Händler
gewesen. Dafür seien Venezolaner verantwortlich gemacht worden.

In den zurückliegenden Monaten haben mehr als zwei Millionen Menschen
Venezuela in Richtung Kolumbien, Ecuador, Peru, Brasilien und auch
USA verlassen. Sie flohen vor Hyperinflation, Lebensmittelmangel und
weiteren Versorgungsengpässen. In den ersten sechs Monaten dieses
Jahres beantragten rund 56.000 Venezolaner in Brasilien ein
Aufenthaltsrecht.

19. August 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7854: Medizin und Gesundheitswesen - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Jeder vierte Deutsche hat Bluthochdruck

Bluthochdruck ist in Deutschland eine Volkskrankheit. Ärzte hatten im
Auftrag der Barmer Ersatzkassen bei 28,4 Prozent der Bevölkerung
einen zu hohen Blutdruck festgestellt. Das entspricht 23 Millionen
Menschen. Laut Deutschem Ärzteblatt gab es dabei zum Teil deutliche
regionale Unterschiede. Während in Sachsen-Anhalt bei 34,9 Prozent
der Bevölkerung Bluthochdruck diagnostiziert wurde, waren es in Bremen
nur 24,4 Prozent der Einwohner. Überhaupt litten die Menschen in
den neuen Bundesländern häufiger an Bluthochdruck, und zwar 34,4
Prozent in Mecklenburg-Vorpommern, 33,9 Prozent in Thüringen, 33,2
Prozent in Brandenburg und 31,9 Prozent in Sachsen. Die niedrigsten
Raten gab es nach Bremen in Hamburg mit 24,7 Prozent und Bayern mit
25 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7882: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Zwei brutale Überfälle in Heidelberg

Auf der Neckarwiese in Heidelberg hat eine 15köpfige Gruppe
Unbekannter in der Nacht auf Sonntag ein junges Paar nach Drogen
befragt und dann den 18jährigen brutal geschlagen. Auch seine
17jährige Begleiterin wurde attackiert. Die beiden konnten flüchten,
als ein Angreifer ein Messer zog. Bald darauf schlug eine Gruppe von
sechs bis 15 Personen einen 36 Jahre alten Mann zusammen und
verletzte ihn schwer. Im wurde, als er am Boden lag, mehrmals auf den
Kopf getreten, wie die Mannheimer Polizei berichtete. Ein 31jähriger
Bekannter des Opfers schlug auf zwei Unbeteiligte ein, weil er sie
für Mittäter hielt. Die Polizei erhielt keine Hinweise darauf, daß
die beiden Vorfälle im Zusammenhang standen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7806: Sprache, Kunst und Medium - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Bilderrestaurator ging zu scharf ran

In Bayern hat ein Galerist, der vier Ölgemälde zur Reinigung an einen
Restaurator gegeben und die Bilder nach seiner Auffassung
beschädigt zurückerhalten hatte, in einem Berufungsverfahren durch das
Oberlandesgericht München teilweise Recht bekommen.

Bei drei Bildern, darunter auch das Gemälde "Der Schreiber" des Malers
Carl Spitzweg, bestätigten Sachverständige, daß für die Bearbeitung
partiell zu scharfe Lösungsmittel verwendet wurden. Dadurch sei der
Verkaufswert für den Kunsthändler um 26.000 Euro gesunken. Für diesen
Betrag soll der Restaurator aufkommen.

Die Münchner Richter folgten weitgehend dem erstinstanzlichen Urteil
des Landgerichts Traunstein, gegen das der Restaurator Einspruch
erhoben hatte. Einen erneuten Widerspruch ließ das Gericht nicht zu.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7872: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Bombe auf Schulbus im Jemen stammte aus den USA

Am 9. August hatten Kampfflieger der Kriegsallianz um Saudi-Arabien
auf dem Markt der jemenitischen Stadt Dahjan einen Schulbus zerstört.
Dabei wurden nach Angaben des IKRK 51 Menschen getötet, darunter 40
Kinder. Weitere 56 Kinder und 25 Erwachsene erlitten Verletzungen.
Bei dem Luftangriff war eine lasergesteuerte Mk 82-Bombe der
Rüstungsfirma Lockheed Martin eingesetzt worden, wie der
Nachrichtensender CNN unter Berufung auf Munitionsexperten aus den
USA meldete. Demnach war die Bombe im Zusammenhang mit einem Abkommen
zwischen dem Statedepartment und der saudischen Regierung nach
Saudi-Arabien verkauft worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7886: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Wladimir Putin spricht mit Angela Merkel auf Schloß Meseberg

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Rußlands Präsident Wladimir Putin
haben mehr als drei Stunden miteinander gesprochen und sich
anschließend über den Inhalt ihres Gesprächs ausgeschwiegen. Vor dem
Treffen im Gästehaus der Bundesregierung hatten beide die gemeinsame
Verantwortung für Lösung internationaler Krisen hervorgehoben. Merkel
nannte als wichtiges zu besprechendes Thema den Syrienkonflikt. Bei
den Kämpfen um Idlib soll es nicht zu einer humanitären Katastrophe
kommen. Die Bundesregierung wird einen politischen Prozeß unter
Führung der Vereinten Nationen einschließlich Verfassungsreform und
Wahlen in Syrien unterstützen. Putin plädierte an die Europäer, den
Wiederaufbau der Infrastruktur Syriens zu unterstützen. Hinsichtlich
Ukraine-Konflikt wollte Merkel mit ihrem Gast über die Stationierung
von Uno-Blauhelmtruppen zur Überwachung eines Waffenstillstands
sprechen. Putin unterstrich die Bedeutung der Minsker Vereinbarung
für eine Beilegung des Konflikts. Ein wichtiges drittes Thema sollte
der Bau der Gaspipeline Nord Stream 2 von Rußland nach Deutschland
sein. Sollte es wirtschaftlich Sinn machen, würde laut Putin auch
nach Fertigstellung der Leitung Gas durch die Ukraine nach Europa
geleitet. Merkel und Putin hatten sich zuletzt vor gut drei Monaten
im russischen Sotschi getroffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7856: Tragisches und Kurioses - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Größtes Riesenrad der Welt wird in Dubai errichtet

Bis zur Expo 2020 soll in Dubai das weltweit größte Riesenrad
entstehen. Die auf einer künstlich aufgeschütteten Insel zu
errichtende Konstruktion soll 260 Meter hoch werden und mit 48
Luxuskabinen bestückt sein, die zusammen 1400 Passagiere aufnehmen
können. Zum Vergleich: Das "London Eye" an der Themse mißt 137 Meter
und ist damit etwa halb so hoch.

Für das Gesamtprojekt ist das südkoreanische Unternehmen Hyundai
Engineering & Construction verantwortlich. Für den Antrieb, die
gesamte Elektrik und Elektronik einschließlich der Steuerung hat der
Kamener Spezialist Vahle Group den Zuschlag erhalten, wie MDR aktuell
berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7883: Arbeit, Soziales und Familie - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Jesiden protestieren gegen türkische Luftangriffe im Nordirak

Am Samstagnachmittag haben in Hannovers Innenstadt rund 1500
Jesidinnen und Jesiden aus Niedersachsen gegen türkische Luftangriffe
im Nordirak protestiert. Dort war am Mittwoch ein Konvoi jesidischer
PKK-Mitglieder angriffen worden. Unter anderem wurde der Politiker
Zeki Sengali getötet. Der Konvoi befand sich auf dem Rückweg von
einer Gedenkveranstaltung für die Opfer des Massakers, welches
Milizen des IS am 3. August 2014 unter Einwohnern des jesidischen
Dorfes Kocho in der Region Sindschar verübt hatten. Die
Protestkundgebung in Niedersachsens Landeshauptstadt war vom
Zentralverband der jesidischen Vereine Deutschland organisiert
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7865: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Heftige Überschwemmungen in Südindien

Landunter in Indien. Im südindischen Bundesstaat Kerala spitzt sich
die Situation immer weiter zu. Über 100.000 Menschen wurden von der
Außenwelt durch die Wassermassen abgeschnitten. Außerdem befinden
sich laut dpa zwischen 800.000 und einer Millionen Menschen in
Notunterkünften. Zehntausende warten auf Dächern auf Hilfe. Straßen
sind vielerorts zu Flüssen geworden, Brücken stürzten ein, oft gibt
es keine Telefonverbindungen und keinen Strom mehr, es besteht
Seuchengefahr. Kinder, kranke und ältere Menschen müssen per Flugzeug
in Sicherheit gebracht werden. All die Betroffenen mit
Trinkwasser, Nahrung und Medikamenten zu versorgen, ist eine kaum zu
bewältigende Herausforderung für die Helfer. Grund für die
Katastrophe: extrem starke Monsum-Regenfälle.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7871: Märkte und Finanzen - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Hilfskredite für Griechenland laufen aus

Das dritte Refinanzierungsprogramm der EU und des Internationalen
Währungsfonds für Griechenland läuft an diesem Montag aus. Künftig
kann Griechenland weitere Kredite nur an den internationalen Märkten
aufnehmen. Seit 2010 hat das Land insgesamt 256 Milliarden Euro zu
Sonderkonditionen und unter restriktiven Auflagen für Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft bekommen, um eine Staatspleite mit
schwerwiegenden Folgen für die anderen Euroländer abzuwenden. Jetzt
belaufen sich die Schulden Griechenlands trotz eines Schuldenschnitts
über 107 Milliarden Euro im Jahr 2012 auf 322 Milliarden Euro,
entsprechend über 180 Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung des
Landes. Der Gesamtkredit soll bis 2060 getilgt werden. Ausländische
Finanzexperten in Griechenland werden bis dahin sicherstellen, daß
Athen den Auflagen genügt. Das Wirtschaftswachstum Griechenlands
beläuft sich zur Zeit auf ein bis zwei Prozent. Ein großer Teil der
Bevölkerung ist verarmt. Die Arbeitslosigkeit besonders unter
Jugendlichen ist enorm hoch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7888: Aus Forschung und Technik - 19.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Nokia 9 wird der Öffentlichkeit vorgestellt

Wer schon im letzten Jahrtausend ein Handy sein Eigen nennen konnte,
der besaß mit großer Wahrscheinlichkeit ein Nokia. Denn damals kam
man an Nokia-Geräten kaum vorbei. Zu groß war die Vormachtstellung
des finnischen Herstellers. Mit dem Aufkommen der Smartphones, die
man in Finnland offenkundig verschlief, änderte sich die Handy-Welt.
Neue Big Player drängten nach vorne. Damit will man sich in Europas
Norden offenbar nicht abfinden. Seit einiger Zeit werden bei Nokia
wieder neue Modelle entwickelt… auch Smartphones. Wie gerade
die Internetplattform curved.de meldete, soll am 21. August ein
großes Event stattfinden, auf dem wohl das Nokia 9 vorgestellt wird.
Es wäre das erste Nokia-Smartphone in diesem Jahr mit Qualcomms
aktuellem Spitzen-Chipsatz Snapdragon 845. Außerdem soll es ein
großes OLED-Display mit integriertem Fingerabdrucksensor, eine
Triple-Kamera und 8 Gigabyte RAM erhalten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





RAUMFAHRT/1001: So fern und doch so nah - Alexander Gerst steuert Roboter auf der Erde (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 17.08.2018

ISS-Experiment METERON SUPVIS-Justin:

Zukunft der Roboter-Mensch-Zusammenarbeit im All

So fern und doch so nah - Alexander Gerst steuert Roboter auf der
Erde



Alexander Gerst stutzt - Rauch steigt aus der Satellitenempfangsanlage, die
er mithilfe seines robotischen Avatars gerade auf dem Mars aufbaut. Jetzt
heißt es schnell und richtig handeln, für Mensch und Maschine... Die
Simulation eines Ernstfalls ist der kritischste Teil des neuesten
Telerobotik-Experiments am Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR),
bei dem ein Astronaut an Bord der Internationalen Raumstation ISS den
humanoiden Roboter "Rollin' Justin" in Oberpfaffenhofen per Tablet
fernsteuert. Das letzte von insgesamt drei
"METERON SUPVIS-Justin"-Experimenten fand am 17. August 2018 im Marslabor
des DLR-Instituts für Robotik und Mechatronik statt, mit erfolgreicher
Unterstützung des deutschen ESA-Astronauten Alexander Gerst im Rahmen
seiner Mission "horizons".

Die Neuerung und besondere Herausforderung dieses Experiments liegt in der
hohen Eigenständigkeit des Astronauten und dem größeren Handlungsspektrum
des robotischen Co-Workers. So musste Alexander Gerst nicht nur die bisher
komplexesten Telerobotik-Aufgaben im Weltraum meistern, sondern auch auf
unerwartete Situationen reagieren.

"In der astronautischen Raumfahrt spielen intelligente Roboter zukünftig
eine wichtige Rolle, insbesondere bei Explorationsaufgaben. Sie können die
Arbeit des Menschen im Orbit und auf der Erde unterstützen, schwer
zugängliche sowie risikoreiche Regionen erkunden", sagt Prof. Hansjörg
Dittus, Vorstandsmitglied des DLR für Raumfahrtforschung und -technologie.
"Darüber hinaus werden die Technologien und Ergebnisse des Experimentes
METERON SUPVIS-Justin auch vielfältige Anwendungen auf der Erde
ermöglichen. Das gilt insbesondere für Bereiche die eine zuverlässige und
sichere Kooperation und Interaktion zwischen Mensch und Maschine verlangen,
etwa in der Assistenz- und Pflegerobotik oder bei der industriellen
Konstruktion und Wartung." Erst im Mai stellte das DLR-Institut für Robotik
und Mechatronik sein Projekt SMiLE vor, das Roboter zur
Pflegeunterstützung von Personen im Alter oder mit körperlichen
Beeinträchtigungen entwickelt.

Grundlage für kommende Weltraummissionen

Die Steuerung von "Rollin' Justin" erfolgt intuitiv, d.h. Alexander Gerst
bestimmt über das Tablet welche Arbeitsschritte der Roboter durchführen
soll, aber nicht wie diese genau auszuführen sind. Der humanoide Roboter
erledigt kontextbezogene elementare Aufgaben und trifft mithilfe seiner
künstlichen Intelligenz die dazu notwendigen Entscheidungen. Im Rahmen der
europäischen Experimentreihe METERON (Multi-Purpose End-to-End Robotic
Operation Network) haben die Robotikexperten am DLR ihre 
Telerobotik-Technologien weiterentwickelt und realistische Szenarien zur
Planetenexploration geschaffen. Damit ist der Nachweis geführt, dass
robotische Co-Worker eine wertvolle und teilweise sogar notwendige
Unterstützung für den Menschen sind und für eine große Bandbreite an
Erkundungs-, Aufbau- und Wartungsarbeiten eingesetzt werden können.

"Unser Ziel ist es zu demonstrieren, dass robotische Co-Worker auf fernen
Planeten oder dem Mond eingesetzt werden können. Sie können uns helfen, die
erste Kolonie im Weltall aufzubauen. Die Bedienkonzepte und Technologien,
die wir kontinuierlich dazu entwickeln, sollen die Grundlage für zukünftige
robotische Welltraummissionen bilden", erklärt Projektleiter Dr. Neal Lii
vom DLR-Institut für Robotik und Mechatronik.

Für ein möglichst realistisches Szenario waren Alexander Gerst und Rollin'
Justin auf sich gestellt und führten ihren Auftrag weitgehend ohne Kontakt
zur Bodencrew aus. Trotz der Einschränkungen konnte der deutsche 
ESA-Astronaut intuitiv mit seinem Roboterkollegen interagieren und selbst die
komplexen Aufgaben erfolgreich steuern - von der Wartung einer Solaranlage
bis zum Aufbau einer Empfangsstation. Höhepunkt des zweistündigen 
Live-Experiments war der erfolgreiche Austausch des plötzlich brennenden
Stationsmoduls. So konnte das Team von METERON SUPVIS-Justin demonstrieren,
dass intelligente Roboter den Menschen auch in unerwarteten Situationen in
der Ferne unterstützen - wie ein "Arbeitskollege" vor Ort.

Über die Missionen

Der deutsche ESA-Astronaut Dr. Alexander Gerst startete am 6. Juni 2018 zur
Internationalen Raumstation ISS für seine zweite Langzeitmission: "horizons
- Wissen für morgen". Bis zu seiner Rückkehr im Dezember 2018 wird Gerst an
insgesamt 67 europäischen Experimenten arbeiten, davon stammen 41 aus
Deutschland. Sie sollen zu Lösungen für die globalen gesellschaftlichen
Herausforderungen wie Gesundheit, Umwelt und Klimawandel sowie
Digitalisierung, Industrie 4.0, Energie und Mobilität von Morgen beitragen.

Das METERON SUPVIS-Justin Experiment ist eine Kooperation zwischen dem DLR
und der Europäischen Weltraumorganisation ESA. Für den Einsatz der neuen
Telerobotik-Technologien dient die ISS und das Columbus-Modul als ideale
Testumgebung. Unterstützt wurden die Aktivitäten vom 
Columbus-Kontrollzentrum, das zum Deutschen Raumfahrtkontrollzentrum (GSOC) am 
DLR-Standort in Oberpfaffenhofen gehört. Das Columbus-Kontrollzentrum ist für
den Betrieb des ISS-Weltraumlabors verantwortlich und seit zehn Jahren rund
um die Uhr im Einsatz. Insgesamt betreuen rund 80 Mitarbeiter am GSOC die
europäischen Forschungsarbeiten auf der ISS.



Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern und einem Video finden Sie
unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-29425/year-all/#/gallery/31729

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17.08.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. August 2018 
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PRESSEKONFERENZ/1728: Statements von Kanzlerin Merkel und dem russischen Präsidenten Putin, 18.08.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Schloss Meseberg - Samstag, 18. August
2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und dem russischen
Präsidenten Putin

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BUNDESKANZLERIN MERKEL: Meine Damen und Herren, ich heiße den russischen
Präsidenten Wladimir Putin herzlich in Schloss Meseberg willkommen. Dadurch
ist die Möglichkeit gegeben, dass wir heute den Gesprächsfaden von Sotschi
wieder aufnehmen und die Gespräche fortsetzen können. Ich denke, angesichts
der Tatsache, dass es weltweit so viele und auch so ernste Konflikte gibt,
unterstreicht das die Möglichkeit, Lösungen zu finden. Wir haben
Verantwortung Deutschland, aber vor allem auch Russland; denn Russland ist
ständiges Mitglied des Sicherheitsrates. Deshalb sollten wir daran
arbeiten, Lösungen zu finden.

Das gilt, erstens, für das Thema der Ukraine. Hieran arbeiten wir schon
sehr lange. Die Grundlage sind und bleiben die Minsker Vereinbarungen,
wenngleich wir feststellen müssen, dass wir nach wie vor keinen stabilen
Waffenstillstand haben. Ich hoffe, dass es gelingt, jetzt zu Schulbeginn
noch einmal einen Versuch zu unternehmen und dann die Entflechtungen
voranzubringen. Wir werden heute auch über die Möglichkeit einer UN-Mission
sprechen, die im Zusammenhang mit der Befriedung vielleicht eine Rolle
spielen könnte. Deutschland ist jedenfalls bereit, im Rahmen des 
Normandie-Formats weiter Verantwortung zu übernehmen.

Im Zusammenhang mit der Ukraine werden wir auch über den Gastransit
sprechen. Aus meiner Sicht muss die Ukraine, auch wenn es Nord Stream 2
gibt, eine Rolle im Gastransit nach Europa spielen. Ich freue mich sehr,
dass es gelungen ist, jetzt zwischenzeitlich Gespräche zwischen der
Europäischen Union, Russland und der Ukraine zu beginnen.

Ein wichtiges Thema wird heute das Thema Syrien sein. Wir müssen hier vor
allen Dingen als Erstes vermeiden, dass es in und um Idlib zu einer
humanitären Katastrophe kommt. Wir beobachten, dass die Kampfhandlungen ja
ansonsten zurückgehen. Aber damit ist natürlich noch keine Friedenordnung
geschaffen. Deshalb legt Deutschland auch als Mitglied der sogenannten
"Small Group" Wert darauf, dass wir einen politischen Prozess in Gang
bringen. Wir haben darüber schon in Sotschi gesprochen. Hier geht es vor
allen Dingen auch um eine Verfassungsreform und mögliche Wahlen. Wir
unterstützen die Arbeit des UN-Beauftragten Herrn de Mistura in diesem
Zusammenhang.

Ein Thema wird der Iran sein. Deutschland steht zu dem JCPoA. Aber wir
beobachten mit Sorge verschiedenste Aktivitäten des Iran, ob das im Jemen
ist, ob das das ballistische Programm ist, ob das die Situation in Syrien
ist. Auch hier werden wir an die Gespräche anknüpfen, die wir bereits mit
Außenminister Lawrow zu Beginn des Sommers und auch in Sotschi geführt
haben.

Wir werden heute natürlich auch über aktuelle Menschenrechtsfragen
sprechen. Wir werden auch über unsere bilateralen Beziehungen sprechen. Wir
haben die Themenjahre. Jetzt ist das Jahr der kommunalen und regionalen
Partnerschaften. Das ist sicherlich eine gute Möglichkeit, sich auch in der
breiten Fläche besser kennenzulernen. Im Oktober wird es einen Petersburger
Dialog geben, bei dem hoffentlich auch ein guter Austausch zwischen unseren
Zivilgesellschaften möglich ist.

Ich bin der Meinung, dass auch kontroverse Themen nur im Gespräch und durch
Gespräche gelöst werden können. Deshalb freue ich mich, heute Wladimir
Putin hier zu Gast zu haben.

PRÄSIDENT PUTIN: Vor allem möchte ich mich bei der Frau Bundeskanzlerin für
die Einladung und die Möglichkeit, dieses Arbeitstreffen abhalten zu
können, bedanken. Wir sind bereit, sowohl die Problematik der 
russisch-deutschen Beziehungen als auch die aktuellen internationalen Fragen zu
besprechen.

Ich möchte betonen, dass Russland der Weiterentwicklung einer gegenseitig
vorteilhaften Zusammenarbeit mit Deutschland im wirtschaftlichen und im
politischen Bereich sowie in anderen Bereichen große Bedeutung beimisst.
Wir werden auch die Perspektiven der Handelsbeziehungen erörtern.
Deutschland ist einer der führenden Partner unseres Landes in diesem
Bereich. Unser gegenseitiger Handelsumsatz ist letztes Jahr um 22 Prozent
auf 55 Milliarden Dollar gewachsen. In diesem Jahr hat er um weitere 25
Prozent zugenommen. Der Umfang deutscher Investitionen in Russland liegt
bei über 18 Milliarden Dollar. In Russland sind 5000 deutsche Unternehmen
mit einem Gesamtumsatz von 50 Milliarden Dollar und mit etwa 270
Beschäftigen vertreten. In der Bundesrepublik Deutschland funktionieren
etwa 1500 Betriebe mit russischer Beteiligung, die in verschiedene Segmente
der deutschen Wirtschaft 8 Milliarden Dollar investiert haben.

Eines der vordergründigen Segmente ist die Energiewirtschaft. Deutschland
ist einer der größten Abnehmer russischer Energieressourcen. Im vergangenen
Jahr haben wir allein an Erdgas 53 Milliarden Kubikmeter nach Deutschland
geliefert. Der Konsum des russischen Gases wächst von Jahr zu Jahr. Im
vergangenen Jahr hat er um 13 Prozent zugenommen.

Deutschland ist nicht nur ein großer Markt für russische Waren, sondern
auch ein großes Transitland. Letztes Jahr hatten wir das 50-jährige
Jubiläum der Erdgaslieferungen aus Russland nach Europa. In all diesen
Jahren hat Russland eine stabile Energieversorgung geleistet.

Gemeinsam mit deutschen Partnern arbeiten wir am Projekt der neuen
Erdgaspipeline North Stream 2, dessen Umsetzung das europäische
Gastransportsystem vervollkommnen und die Transitrisiken minimieren wird.
Es wird die Versorgung für den wachsenden Konsums in Europa sicherstellen.
Nord Stream 2 ist ein ausschließlich wirtschaftliches Projekt. Es
verschließt keine Möglichkeiten für den Transit des russischen Gases durch
die Ukraine. Ich kenne die Position der deutschen Bundeskanzlerin sehr
genau. Ich möchte nur betonen: Die Hauptsache ist, dass dieser Transit
durch die Ukraine es ist ein traditioneller Transit den wirtschaftlichen
Anforderungen entspricht.

Es gibt auch gute Perspektiven für eine Erweiterung der Zusammenarbeit in
anderen Richtungen. Das bezieht sich etwa auf die industrielle Kooperation
und die Lokalisierung von Hochtechnologieprojekten. Die Zusammenarbeit im
humanitär-kulturellen Bereich entwickelt sich. Im Rahmen der kommunalen und
regionalen Partnerschaften werden viele Veranstaltungen durchgeführt. Im
Herbst beginnt das neue Jahr der Hochschulpartnerschaften. Für das Jahr
2019 ist in Deutschland ein sehr großes Konzertprogramm geplant. Kontakte
zwischen den Parlamenten unserer Länder entwickeln sich weiter. Wir hatten
vor Kurzem einen großen Besuch einer parlamentarischen Delegation aus
Deutschland. Diese Zusammenarbeit entwickelt sich mit Beteiligung der
russischen Staatsduma. Die Zusammenarbeit der Zivilgesellschaften
entwickelt sich im Rahmen des Petersburger Forums und anderer
Organisationen.

Was die internationale Agenda betrifft, so werden wir natürlich alle
interessierenden Fragen ansprechen. Wir werden natürlich das JCPoA
erörtern. Zur Stärkung der internationalen und globalen Sicherheit ist es
natürlich sehr wichtig, diese Vereinbarung weiterhin beizubehalten.

Wir werden natürlich die Situation im Nahen Osten besprechen. Es ist sehr
wichtig, auch die humanitäre Unterstützung für Syrien zu stärken. Ich meine
hiermit in erster Linie die Leistung von humanitärer Hilfe an die
Bevölkerung Syriens, um diejenigen Gebiete zu unterstützen, in die die
Flüchtlinge aus dem Ausland zurückkehren können. Ich meine hier natürlich
nicht nur die europäischen Staaten, obwohl auch aus Europa einige
zurückkehren könnten. Aber in Jordanien gibt es über eine Million
Flüchtlinge. Auch in der Türkei gibt es sehr viele Flüchtlinge, 350. Was
müssen wir dafür tun? Wir müssen die kommunalen Einrichtungen
wiederherstellen, die elementarsten wie Wasserversorgung, Wärmeversorgung
usw.

Wir werden natürlich auch das Thema Ukraine ansprechen, wie es die Frau
Bundeskanzlerin bereits angesprochen hat. Im Kontext der Regelung der
Ukraine-Krise, bei der wir leider nicht vorankommen, möchten wir nochmals
die Alternativlosigkeit der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen betonen
und auch unsere Zusammenarbeit im Normandie-Format, die Bereitschaft, auch
weiterhin die OSZE-Monitoringmission zu unterstützen.

Wir haben also sehr viele Gesprächsthemen. Ich möchte mich nochmals bei der
Frau Bundeskanzlerin für die mir heute gebotene Möglichkeit des Gesprächs
bedanken.

Samstag, 18. August 2018

 * 

Quelle:

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und dem russischen Präsidenten Putin, 
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PRESSEKONFERENZ/1727: Regierungspressekonferenz vom 17. August 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 17. August 2018

Regierungspressekonferenz vom 17. August 2018

Themen: Personalien, Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des
russischen Präsidenten in Deutschland, Kabinettssitzung, Antrittsbesuch des
angolanischen Staatspräsidenten, Reise nach Georgien, Armenien und
Aserbaidschan; Tag der offenen Tür der Bundesregierung, Gespräch mit der
Bürgerinitiative "Pulse of Europe"), Besuch des Bundesaußenministers im
ehemaligen Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau,
Abschiebung von 46 Afghanen aus Deutschland, Masterplan Migration, geplante
Rücknahmeabkommen mit Griechenland und Italien, Fall Ashwaq Ta'lo, Fall
Sami A., Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung, Beendigung der
Geschäfte der Deutschen Telekom und der Deutschen Bahn mit dem Iran,
Fachkräftezuwanderungsgesetz, Fall Ilhami A., türkische Militäroffensive
auf Afrin, Vereinbarung zur Flüchtlingsrücknahme mit
Griechenland


Sprecher: StS Seibert, Westhoff (BMAS), Herb (BMFSFJ), Breul (AA),
Petermann (BMI), Malachowski (BMJV), Einhorn (BMWi), Fehling (BMF)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Westhoff: Ich wollte mich heute verabschieden, auch wenn von Wollen nicht
wirklich die Rede sein kann. Ich verabschiede mich heute. Ich tue das mit
einem lachenden und einem weinenden Auge. Ich war 13 Jahre lang in der
Pressestelle des Bundesarbeitsministeriums und auch knapp 13 Jahre lang
hier in der Bundespressekonferenz. Ich habe jetzt nicht gezählt, wie oft.
Ich weiß nur, dass es eine gute Zeit war, manchmal eine anstrengende, aber
vor allem eine erfüllende und gute Zeit.

Ich habe den Job in der Pressestelle gerne gemacht, was ja - 13 Jahre in
der Pressestelle eines Ministeriums - eher ungewöhnlich ist. Ich habe das
gerne gemacht, weil die Themen eigentlich immer interessant und auch
relevant waren, weil immer frischer Wind wehte und weil die Arbeit zwischen
den Fragen im Haus, dem Einbinden der Fachabteilungen und dem Sprechen nach
außen ziemlich vielfältig war, also als Scharnier zu wirken. Das hat mir
viel Freude bereitet.

In den 13 Jahren, in denen ich hierhin gekommen bin, gab es eigentlich auch
nur zwei hauptamtliche, erste Regierungssprecher, nämlich Ulrich Wilhelm
und Steffen Seibert. Es gab auch nur zwei Vorsitzende der
Bundespressekonferenz mit Werner Gößling und jetzt eben Gregor Mayntz. Das
kann man in Zeiten wie diesen auch als Zeichen der Stabilität werten. Ich
tue das jedenfalls gerne.

Ich habe hier einmal links und einmal rechts gesessen, und einmal vorne und
einmal hinten. Ich kenne insofern sozusagen zumindest diesen Platz hier
oben aus verschiedenen Perspektiven. Angespannt war ich dann eigentlich
immer noch ein bisschen, nicht mehr so wie am Anfang, egal, ob eine Frage
kam oder nicht. Aber ich glaube, diese Anspannung gehört auch dazu, wenn
man seine Rolle hier ernst nimmt. Ich habe das jedenfalls versucht.

Dass die Bundespressekonferenz eine ganz wichtige Rolle für die Vermittlung
von Politik, aber auch das Hinterfragen von Politik einnimmt, haben hier
schon viele bei Abschieden betont. Ich will mich dem einfach nur
anschließen.

Ich danke allen Verantwortlichen in der Bundespressekonferenz für den
jederzeit fairen und freundlichen Umgang, und auch bei allen
Journalistinnen und Journalisten, mit denen ich in der Zeit zu tun hatte,
hier oder am Telefon oder anderweitig im persönlichen Kontakt, bedanke ich
mich ebenso für den konstruktiven und professionellen Umgang.

Ich werde am Montag in das Bundesinnenministerium wechseln und dort nicht
mehr in der Leitung arbeiten, sondern in ein Fachreferat gehen, in dem Fall
in das Referat, das die Deutsche Islam Konferenz plant und durchführt.
Darauf freue ich mich. Darauf bin ich auch ein bisschen gespannt. Das ist
auch ein bisschen ein Sprung ins kalte Wasser. Aber nichtsdestotrotz sehe
ich dem mit Zuversicht und Tatendrang entgegen.

Ich danke noch einmal an dieser Stelle und wünsche Ihnen alles Gute,
beruflich und privat. Machen Sie es gut. Bis bald!

Herb: Ich möchte mich heute auch von Ihnen verabschieden. Ich habe nicht 13
Jahre auf dem Buckel. Es sind fünf. Das war auch eine schöne Zeit. Es war
meistens spannend und aufregend, manchmal auch ziemlich kräftezehrend. Ich
habe heute tatsächlich meinen letzten Tag im Ministerium und werde dann ab
dem 1. September die Leitung der Hamburger Landesvertretung übernehmen. Das
ist für mich ein bisschen wie "Zurück in die Zukunft". Wie vielleicht
einige wissen, war ich ja vorher für den Deutschlandfunk als
Landeskorrespondentin in Hamburg, werde jetzt auch wieder für Hamburg
arbeiten, dann aber in einer anderen Funktion. Darauf freue ich mich auch.
Es schließt sich also so ein bisschen der Kreis.

Ich habe das echt gerne gemacht. Ich habe in den letzten fünf Jahren viel
gelernt. Ich habe vor allen Dingen gelernt, dass es wirklich sehr hilfreich
ist, wenn man als Journalistin auch einmal die andere Seite kennenlernt.
Das kann ich also nur empfehlen, um auch einmal zu wissen, wie da so
gearbeitet wird. Das ist nämlich vielleicht manchmal ein bisschen anders,
als man es sich so vorstellt.

Wie dem auch sei: Ich bin mir sicher, dass wir - ich und der eine oder
andere - uns auch in meiner neuen Funktion noch einmal sehen werden. Darauf
freue ich mich. Ich freue mich jetzt auch auf die neue Aufgabe.

Ich verlasse das Familienministerium auch mit einem weinenden Auge. Ich
habe da sehr gerne unter drei Ministerinnen gearbeitet, freue mich jetzt
aber auch, etwas ganz Neues zu machen. Ihnen also alles Gute. Vielen Dank.
Es hat Spaß gemacht. Wir sehen uns!

StS Seibert: Ich habe keine persönliche Erklärung abzugeben, wünsche aber
beiden Kollegen von Herzen alles Gute!

Zu den öffentlichen Terminen der Bundeskanzlerin: Wir hatten Sie ja schon
darüber informiert, dass die Bundeskanzlerin am Samstagabend auf Schloss
Meseberg den russischen Präsidenten Putin zum Gespräch erwartet.

Ansonsten kann ich Ihnen für Mittwoch, den 22. August, ankündigen, dass es
zunächst um 9.30 Uhr, also zur üblichen Zeit, die Sitzung des
Bundeskabinetts geben wird.

Dann wird am Mittwoch der angolanische Staatspräsident João Lourenço zu
seinem Antrittsbesuch ins Kanzleramt kommen. Er wird deswegen auch mit
militärischen Ehren empfangen werden, und zwar um 12.30 Uhr. Man kann sich
vorstellen, dass es um die bilateralen deutsch-angolanischen Beziehungen,
die wirtschaftspolitischen Reformen, die der neue Staatspräsident dort
eingeleitet hat, sowie die politische Entwicklung in Angola und in der
Region gehen wird. Es wird dann gegen 13.45 Uhr eine gemeinsame
Pressekonferenz geben.

Von Donnerstag bis Samstag wird die Bundeskanzlerin in der südkaukasischen
Region auf Reisen sein und Georgien, Armenien und Aserbaidschan besuchen.
Die erste Station wird Tiflis in Georgien sein, dann geht es nach Jerewan,
Armenien, und nach Baku, Aserbaidschan. Dazu und zum genaueren Programm,
wenn Sie das interessiert, werden wir am Dienstag der nächsten Woche um 10
Uhr hier ein Briefing mit Herrn Hecker und Herrn Röller anbieten.

Dann sind wir auch schon beim nächsten Wochenende. Das steht wieder einmal
ganz im Zeichen des Tages der offenen Tür, schon das 20. Mal. Das kann man
wirklich eine Tradition nennen. Die Bürgerinnen und Bürger haben die
Möglichkeit, das Bundeskanzleramt, das Bundespresseamt und die
Bundesministerien hier in der Hauptstadt zu besuchen und auch mit vielen
Ministerinnen und Ministern ins Gespräch zu kommen. Ich glaube, auch hier
werden wir wieder eine Bürgerpressekonferenz machen, jedenfalls hoffe ich
das.

Vorsitzende Maier: Ja. Sie sind hoffentlich auch da!

StS Seibert: Darauf freue ich mich auch; das ist immer sehr schön.

Die Bundeskanzlerin wird - das ist auch schon traditionell - am
Sonntagnachmittag einen Rundgang im Kanzleramt machen und dann auch auf der
Bühne im Kanzlerpark im Gespräch mit Gästen sein.

Ebenfalls am Sonntag wird die Bundeskanzlerin um 17 Uhr Vertreter der
Bürgerinitiative "Pulse of Europe" im Kanzleramt zu einem Gespräch
empfangen. Das ist, wie Sie wissen, eine Nichtregierungsorganisation und
ein wunderbarer Fall von europäischem Bürgerengagement. Es wird um die
Zukunft Europas gehen. Das ist ein nicht presseöffentliches Treffen.

Breul: Ich habe auch eine Reise anzukündigen. Außenminister Maas wird am
kommenden Montag nach Auschwitz reisen. Er wird dort das ehemalige
Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau besuchen. Nach
seinem Besuch in Auschwitz wird er noch den polnischen Außenministers
Czaputowicz zu einem Gespräch über bilaterale und europapolitische Fragen
treffen.

Außenminister Maas wird von deutschen Anwärtern für den diplomatischen und
konsularischen Dienst begleitet. Mit diesen sowie deutschen und polnischen
Auszubildenden und Freiwilligen ist in der Internationalen
Jugendbegegnungsstätte eine Gesprächsrunde geplant.

Es ist die zweite Reise von Außenminister Maas nach Polen. Zuvor war er nur
wenige Tage nach seinem Amtsantritt in Warschau.

Frage: Herr Seibert, zu dem Treffen mit dem russischen Präsidenten morgen
Abend: Könnten Sie sagen, um was es konkret beim Thema Syrien geht? Geht es
dabei schon um den Wiederaufbau, oder erst einmal um die politische Lösung?

Zu dem Treffen auf Vierer-Ebene von Deutschland, Russland, der Türkei und
wer auch immer noch dabei war - ich weiß es nicht -, jedenfalls ohne die
USA, das für Anfang September im Gespräch war und möglicherweise verschoben
wird: Ergibt das noch einen Sinn?

Zum Thema Ukraine, um das es ja auch gehen soll: Ist da ein Gipfeltreffen
auf Vierer-Ebene im Herbst denkbar, nachdem das letzte 2016 stattfand?

StS Seibert: Eine Menge auf einmal! - Die Bundeskanzlerin freut sich,
Präsident Putin am Samstag auf Schloss Meseberg begrüßen zu können. Die
beiden werden ihre Gespräche sowohl zu den bilateralen Themen der deutsch-
russischen Beziehungen als auch zu den großen internationalen
Herausforderungen fortsetzen.

Sie wissen: Das letzte Treffen fand Mitte Mai in Sotschi statt. Es wird
auch immer wieder einmal am Telefon miteinander gesprochen. Russland ist
ein internationaler Akteur, ohne den die Lösung verschiedener Probleme
nicht denkbar ist. Dem, dabei voranzukommen, internationalen Prozessen der
Konfliktlösung zuzuarbeiten, dienen solche Begegnungen wie die in Meseberg,
und darin liegt auch ihr Wert.

Über konkrete inhaltliche Punkte kann ich Ihnen heute vor dem Gespräch noch
nichts sagen. Ich kann Ihnen aber auch keine weiteren Termine ankündigen;
das waren ja Ihre beiden weiteren Fragen.

Zusatzfrage: Herr Breul, habe ich richtig verstanden, dass der polnische
Außenminister bei dem Besuch von Herrn Maas in Auschwitz nicht dabei ist?

Breul: Richtig.

Frage: Herr Seibert, das Thema der Ostukraine wird auch angesprochen. Hat
die Bundeskanzlerin vor, das Thema der Uno-Friedensmission voranzutreiben?

Zum Thema der politischen Gefangenen: Es geht gerade um Oleg Senzow, den
ukrainischen Filmregisseur. Der französische Präsident hat sich für seine
Freilassung eingesetzt. Wird sich die Bundeskanzlerin dieser Forderung
anschließen?

StS Seibert: Also zwei verschiedene Fragen. Ich gebe trotzdem noch einmal
zu Bedenken, dass ich den Gesprächen am Samstag hier nicht vorgreifen will.
Das Thema Ukraine/Ostukraine wird sicherlich ein Thema sein. Ich denke, das
ist keine Überraschung. In den vergangenen Wochen und Monaten ist ja immer
wieder einmal über die Möglichkeit und vielleicht auch Notwendigkeit einer
Blauhelmmission gesprochen worden. Nach meinen Informationen ist noch keine
Gemeinsamkeit bei der genauen Formulierung des Mandats dieser
Blauhelmmission erreicht. Das heißt, daran bleibt weiter zu arbeiten. Aber
die grundsätzliche Sicht, dass das sinnvoll sein könnte, gibt es bei der
Bundesregierung. Dazu hat sich auch die russische Regierung schon geäußert.

Fragen der Menschenrechte spielen insgesamt immer wieder eine Rolle bei
deutsch-russischen Begegnungen, auch bei Begegnungen der Bundeskanzlerin
mit Präsident Putin. Über den konkreten Fall Senzow ist hier ja schon
gesprochen worden. Wie viele andere Regierungen auf der Welt, wie
beispielsweise auch die französische Regierung, wünschen wir uns, dass es
in diesem Fall zu einer humanitären Lösung kommt.

Frage: Herr Seibert, die Kanzlerin empfängt ja nachher den
Ministerpräsidenten von Montenegro. Deswegen die Anschlussfrage, ob nicht
nur die Ostukraine, sondern auch der Westbalkan und die immer wieder
kritisierten russischen Einflussnahmen in der Westbalkanregion Thema sein
werden.

Eine Kleine Zusatzfrage: Wie zuversichtlich ist die Kanzlerin, dass das
Treffen wirklich um 18 Uhr beginnt, weil Putin vorher anscheinend noch auf
der Hochzeit der österreichischen Außenministerin sein wird?

StS Seibert: Beide Seiten haben sich auf den Ablauf am Samstagabend
geeinigt. Wir arbeiten natürlich daran, dass das auch eingehalten wird.

Zu der ersten Frage: Die Bundeskanzlerin trifft in einer Dreiviertelstunde
den Ministerpräsidenten von Montenegro. Anschließend gibt es eine
Pressebegegnung. Ich würde Sie jetzt wirklich vertrösten wollen und nicht
eine Dreiviertelstunde vor dieser Begegnung dazu irgendetwas sagen.

Ich habe hier auch keine abschließende Aufzählung der Themen, die sie mit
Präsident Putin besprechen wird, vorzunehmen. Ich habe gesagt, dass es
sicherlich um das Thema Syrien, sicherlich um das Thema der Ukraine und um
energiepolitische Fragen gehen wird. Aber das ist nicht abschließend, und
weitere Themen sind möglich, werden jetzt aber von mir hier nicht
definiert.

Frage: Können Sie uns etwas zum Format des Gespräches zwischen der
Kanzlerin und Herrn Putin sagen? Putin führt ja manchmal auch
Spitzengespräche, bei denen nur zwei Personen plus Dolmetscher anwesend
sind. Gehe ich recht in der Annahme, dass in diesem Gespräch der übliche
Kreis der Experten aus den jeweiligen Regierungen mit dabei sein wird?

StS Seibert: Der Präsident reist mit einer Kleinen Delegation an. Die
Bundeskanzlerin wird auch in Begleitung sein. Dennoch kann ich Ihnen, weil
sich das an Ort und Stelle entscheidet, nicht sagen, ob ein Teil des
Gesprächs unter vier Augen läuft - das ist auch immer wieder vorgekommen -
oder ob man gleich im Delegationsgespräch zusammenkommt. Aber es wird ein
Kleiner Rahmen sein.

Frage: Noch eine Frage zum Ablauf: Wird der russische Präsident auch
angesichts der Schwierigkeiten seiner Anreise hier in Deutschland
übernachten, oder ist er an dem Abend noch in der Lage, wieder
wegzufliegen?

StS Seibert: Ich würde Sie bitten, die Fragen des Reiseplans des russischen
Präsidenten an die russische Botschaft zu richten.

Zusatzfrage: Ich formuliere es einmal anders: Für wie lang ist das Gespräch
intern bei Ihnen denn geplant?

StS Seibert: Es wird ein ausführliches Gespräch.

Frage: Ich weiß, dass Sie zu Inhalten nicht so viel sagen wollen. Aber wird
der Fall Skripal ein Thema für die Kanzlerin sein? Die Bundesregierung hat
sich ja recht festgelegt, wer dabei die Schuldigen sind.

StS Seibert: Ich habe zu möglichen inhaltlichen Elementen des Gesprächs
jetzt das gesagt, was ich zu sagen habe.

Zusatzfrage: Ist der Fall Skripal für die Kanzlerin ein sehr wichtiges
Thema?

StS Seibert: Wir haben zu diesem Fall hier über Wochen, fast schon, glaube
ich, über Monate ausführlich berichtet.

Frage: Ich habe eine Frage zur Polenreise des Außenministers. Herr Breul,
könnten Sie die Aufnahme von Auschwitz ins Programm des Außenministers ein
bisschen ausführlicher begründen? 73 Jahre nach Kriegsende ist es nicht
mehr selbstverständlich, auch nicht für deutsche Politiker, dass sie
Auschwitz zum Hauptpunkt eines Polenbesuches machen.

Breul: Ich denke, Herr Maas hat schon in seiner Antrittsrede im Auswärtigen
Amt deutlich gemacht, dass er auch eine durchaus persönliche Beziehung
beziehungsweise auch eine entscheidende politische Motivation aus der
Geschichte bezieht, und dabei insbesondere Auschwitz hervorgehoben. Das ist
mit Sicherheit auch eine persönliche Note, die Herr Maas setzen will.

Ich habe es erwähnt: Es geht nicht nur darum, dass er dieses Signal setzt,
sondern es geht auch darum, den Blick in die Zukunft zu richten und mit
jungen Leuten ins Gespräch zu kommen. Ich habe es gesagt: Er wird von
Deutschen begleitet und trifft dort auf polnische Jugendliche. Er will das
Gespräch zum Thema der Erinnerungskultur suchen, zu der Frage, wie wir das
bewahren können, was wir in den vergangenen Jahren erfolgreich praktiziert
haben.

Das (akustisch unverständlich) die Punkte. Ansonsten würde ich Sie gern auf
das Programm am Montag verweisen. Teile davon werden auch presseöffentlich
sein. Eine Pressedelegation wird den Minister begleiten. Es wird also genug
Gelegenheit geben, sich darüber noch einmal auszutauschen.

Zusatzfrage: Wird Herr Maas auch die Frage der Rechtsstaatlichkeit in Polen
ansprechen, und, wenn ja, wie wird er diesen Spagat meistern? Denn
einerseits warnt er immer wieder vor Belehrungen deutscherseits, während er
andererseits eine sehr klare Stellung in der Frage des Obersten Gerichtes
und der Rechtsstaatlichkeit in Polen hat. In Auschwitz wird es besonders
ungünstig sein, Kritik an Polen zu üben.

Breul: Ich habe schon gesagt, dass eine ganze Bandbreite internationaler
europäischer Themen auf der Agenda steht. Sie wissen, dass die Frage der
Rechtsstaatlichkeit Teil von Meinungsverschiedenheiten auch der
europäischen Institutionen und der polnischen Regierung ist. Von daher
denke ich also, dass auch dieses Thema angesprochen wird. Auf der anderen
Seite ist es jetzt nicht Ziel des Außenministers, die - wenn ich es einmal
so sagen darf - besondere Bühne Auschwitz zu nutzen, um von dort
innenpolitische Signale in Polen zu senden. Das ist nicht der Fall.

Petermann: Ein Nachtrag von Mittwoch: Wir sprachen hier über den
Rückführungsflug nach Afghanistan. Die Frage wurde gestellt, ob ich
bekanntgeben darf, welche Bundesländer beteiligt sind und wie viele
Personen sie zurückgeführt haben. Das kann ich gern an dieser Stelle
nachholen.

Brandenburg war mit drei Personen beteiligt, davon ein Haftfall, Berlin mit
einer Person - auch ein Haftfall -, Baden-Württemberg mit drei Personen und
drei Haftfällen, Bayern mit 25 Personen, davon sechs Haftfälle, Hessen mit
zwei Personen - zwei Haftfälle -, Hamburg mit einer Person, einem Haftfall,
Nordrhein-Westfalen mit fünf Personen und einem Haftfall, Rheinland-Pfalz
mit zwei Personen - kein Haftfall -, Schleswig-Holstein mit einer Person -
kein Haftfall -, das Saarland mit einer Person - kein Haftfall - und
Sachsen mit zwei Personen - kein Haftfall. Also insgesamt 46 Personen,
davon 15 Haftfälle. Bei insgesamt 22 Personen lagen rechtskräftige
Verurteilungen vor.

Frage: Zum Thema Masterplan Migration und Umsetzung: Im Masterplan ist die
Rede von dem Rückkehrbereich, der die Bundeszuständigkeiten ausweiten soll.
Ich wüsste gern, was sich davon schon in konkreter Umsetzung befindet,
beispielsweise eben im Bereich der Sammelabschiebungen.

Petermann: Wir haben im vergangenen halben Jahr eine ganze Reihe von
Maßnahmen zum Thema der Rückführung besprochen, auch mit den Ländern. Zum
Beispiel wurde bei der jüngsten IMK in Quedlinburg besprochen, dass der
Bund, wenn die Länder es wünschen, die Passersatzpapierbeschaffung
durchführen wird. Außerdem wurde im zweiten Koalitionsgespräch beschlossen,
dass die Rückführung von Dublin-Fällen aus den AnKER-Zentren durch den Bund
erfolgen soll. Die Frage der Rückführung durch den Bund hatten wir, meine
ich, hier auch schon einmal angesprochen. Ansonsten wiederhole ich es gern:
Der Minister hat durchaus Sympathie dafür zum Ausdruck gebracht.

Zusatzfrage: Ist das damit verknüpft, dass sich die abgelehnten
Asylbewerber in den AnKER-Zentren befinden, oder kann der Bund auch helfen,
wenn sie noch nicht dort, sondern zum Beispiel noch in der Kommune sind?
Gibt es dazu Gespräche mit den Ländern?

Petermann: Das weiß ich im Augenblick nicht. Den aktuellen Stand, inwieweit
es dazu Gespräche gibt, müsste ich nachfragen. Vorgesehen ist es für die
AnKER-Zentren. Ob es in anderen Fällen auch so ist, müsste ich nachliefern.

Frage: Frau Petermann, wie zufrieden sind Sie mit dem Echo auf die
Initiative AnKER-Zentren bei den Bundesländern außerhalb Bayerns? Sachsen
plant jetzt ja zwei AnKER-Zentren. Läuft das für Sie positiv an?

Petermann: Mit allen Ländern wurden und werden Gespräche geführt. Es gab
eine Staatssekretärsrunde, in der auch noch einmal dargestellt wurde,
inwieweit der Bund hierbei initiativ und tätig wird. Von verschiedenen
Seiten wurde uns ja - so will ich es einmal bezeichnen - vorgeworfen oder
gesagt, dass das Konzept fehle. Dazu haben wir immer wieder gesagt - ich
möchte es an dieser Stelle auch noch einmal betonen -: Der
Koalitionsvertrag nimmt hinreichend deutlich zu den AnKER-Zentren und deren
Ausgestaltung Stellung. Darüber hinaus haben wir nicht die Absicht, in die
Zuständigkeit der Länder einzugreifen. Das heißt also, wie ein AnKER-
Zentrum im Einzelfall in einem Bundesland ausgestaltet wird, hängt von den
Gesprächen, die mit dem Bundesland geführt werden, und den Wünschen des
Bundeslandes ab. Das wollen und das können wir auch nicht bestimmen, weil
die Bundesländer für die AnKER-Zentren zuständig sind und wir diese
Zuständigkeit natürlich respektieren.

Zusatzfrage: Die SPD-Innenminister hatten vor zwei Tagen ein Treffen in
Wiesbaden. Boris Pistorius hat erklärt, noch sei nicht erkennbar, wie sich
die Asylverfahren durch die AnKER-Zentren beschleunigen könnten. Haben Sie
gute Argumente, die Herrn Pistorius weiterhelfen könnten?

Petermann: Ich möchte das jetzt gar nicht auf Herrn Pistorius beziehen,
sondern ganz allgemein sagen: Bei den Gesprächen, die mit den Ländern
geführt werden, zeigt sich: Wenn man zusammenkommt und Einigkeit besteht,
welche Verfahrensschritte in den AnKER-Zentren durchgeführt werden sollen,
mit welchem Personal und natürlich auch, soweit der Bund dazu in der Lage
ist, mit durch das BAMF verstärktem Personal, dann wird es auch zu einer
Beschleunigung kommen.

Frage: Frau Petermann, ich möchte zum Stand der Abschiebeabkommen mit
Italien und Griechenland nachfragen. Gibt es dazu etwas Neues?

Petermann: Ich beginne mit Griechenland. Wir haben uns mit Griechenland
geeinigt. Die Innenministerien haben sich geeinigt. Der Abschluss steht
unmittelbar bevor. Es fehlt noch ein letzter Briefwechsel. Aber wir haben
uns geeinigt.

Zusatzfrage: Können Sie dazu ein paar Details nennen? Was würde in diesem
Briefwechsel enthalten sein?

Hat Griechenland Gegenleistungen verlangt? Gibt es irgendeine Form von
Gegenleistung?

Petermann: Ich bitte um Verständnis, dass wir natürlich sofort, sobald die
Unterzeichnung erfolgt ist, darüber und auch über die Inhalte informieren
werden, dass ich das aber an dieser Stelle noch nicht tun werde, bevor
nicht die Unterschrift darunter ist. Ich wollte nur das Signal in die Runde
geben: Wir haben uns geeinigt.

Zusatzfrage: Wird das heute noch der Fall sein?

(Frau Petermann zuckt mit den Schultern.)

Und Italien?

Petermann: Zu Italien: Wir sind weiterhin in Verhandlungen und in diesen
Verhandlungen sehr weit fortgeschritten. Dazu gibt es auch Gespräche auf
Ministerebene. Wir gehen davon aus, dass diese Vereinbarungen auch mit
Italien zustande kommen.

Zusatzfrage: Gehen Sie denn auch davon aus, dass ein Einschreiten und
Eingreifen der Kanzlerin, das sie ja durchaus angeboten hat, im
Zusammenhang mit Italien noch notwendig ist, oder meinen Sie, dass das
Innenministerium das mit Italien quasi auf eigene Faust hinbekommt?

Petermann: Eigentlich habe ich meine Antwort dazu gegeben. Wir sind weit
fortgeschritten und gehen davon aus, dass der Vertrag auch zustande kommt.

Frage: Herr Seibert, kennt die Kanzlerin das Abkommen mit den Griechen
schon?

StS Seibert: Die gleiche Frage wie am Mittwoch zu dem Abkommen mit den
Spaniern, und deswegen bekommen Sie auch die gleiche Antwort: Es war ja die
Bundeskanzlerin, die beim Europäischen Rat mit ihren europäischen Kollegen
Regierungschefs über die Möglichkeit solcher Vereinbarungen gesprochen hat.
Deswegen weiß sie natürlich genau, was wir mit diesen Vereinbarungen
erreichen wollen. Das ist das, was ich Ihnen dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Jetzt haben Sie die abstrakte Ebene erklärt. Ich möchte
konkret wissen, ob sie dieses konkrete Abkommen kennt und gut findet.

StS Seibert: Das ist ja nicht abstrakt, sondern das ist hoch konkret. Das
BMI hat hier in der vergangenen Woche auch sehr konkret gesagt, worum es
bei der Vereinbarung mit Spanien geht. Das wissen Sie konkret. Das ist
konkret genau das, was damit auch erzielt werden sollte.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesinnenministerium, und zwar geht es
um den Fall Ashwaq Ta'lo, ein jesidisches Mädchen, das in der Sindschar-
Region vom IS entführt und als Sklavin verkauft und missbraucht wurde. Sie
kam 2014 als Flüchtling nach Deutschland und hatte später einen anerkannten
Asylstatus. Ihr ist 2016 in Stuttgart ihr damaliger Entführer und, so
möchte ich sagen, Kinderschänder, da sie damals 15 war, begegnet. Sie hat
das der deutschen Polizei gemeldet. Die deutsche Polizei hat daraufhin so
reagiert, dass sie gegen den Mann namens Abu Humam nichts tun könne.

Ich wüsste vom Innenministerium gern, ob Ihnen dieser Fall bekannt ist,
inwieweit Sie diese Vorwürfe vielleicht verfolgen beziehungsweise wie Sie
darauf reagieren und ob Ihnen weitere ähnliche Vorfälle bekannt sind, in
denen Opfer von Gewalt, die im Ausland passiert ist, und die jetzt hier
Schutzsuchende sind, ihren Tätern, Vergewaltigern etc. gegenübertreten.

Petermann: Mir ist dieser Fall nicht bekannt. Ich denke, Sie haben auch
Verständnis dafür, dass mir nicht jeder Einzelfall bekannt ist, zumal in
der Bundesrepublik ja zunächst einmal die Länder für Polizeiangelegenheiten
zuständig sind. Aber ich will mich hier gar nicht im Detail zu Fragen der
Zuständigkeit einlassen. Ich kenne den Fall schlichtweg nicht. Ich nehme es
mit.

Zusatzfrage: Was könnte das Ministerium tun, um vor allen Dingen Opfer
solcher Gewalt in dem Fall zu schützen?

Eine Zusatzfrage auch an das Justizministerium: Welche rechtlichen
Möglichkeiten hätten denn Opfer wie Ashwaq und weitere, um ihre Verfolger
und Täter vielleicht in Deutschland zu rechtlichen Konsequenzen zu ziehen?

Petermann: Ich hatte schon auf die grundsätzlichen Fragen der Zuständigkeit
hingewiesen. Innerhalb der Bundesrepublik sind die Länder für polizeiliche
Angelegenheiten zuständig und nicht der Bund. Das ist alles, was ich jetzt
erst einmal dazu sagen kann.

Malachowski: Sie werden vielleicht verstehen, dass ich jetzt hier keinen
Rechtsbeistand leisten kann und auch den Fall nicht kenne. Aber so, wie Sie
es geschildert haben, gibt es, würde ich sagen, ein grundsätzliches Problem
der Anwendbarkeit von deutschem Strafrecht. Denn grundsätzlich würde ich
natürlich raten, eine Strafanzeige zu stellen. Die Frage würde hier
allerdings sein, inwiefern deutsche Strafermittlungsbehörden überhaupt
zuständig sind und ermitteln dürfen. Diese Fragen, inwiefern deutsches
Strafrecht auch auf Auslandsfälle anwendbar ist, werden in den ersten
Paragrafen des Strafgesetzbuches beantwortet. Das wäre hier durchaus
denkbar, aber ich kenne den Fall nicht und möchte ungern spekulieren. Zu
konkreten Fällen kann ich hier ohnehin nichts sagen.

Frage Schneider: Frau Petermann, ich würde gern eine Frage zum aktuellen
Stand beziehungsweise zur Diskussion über den Fall Sami A. stellen. Aus
Nordrhein-Westfalen wurden vom dort zuständigen Minister schwere Vorwürfe
gegen Herrn Seehofer erhoben, er sei sehr enttäuscht, man habe nicht die
nötigen Bemühungen angestellt, um die Antifolternote aus dem Heimatland von
Sami A. zu bekommen.

Gab es ein Versäumnis? Wie gehen Sie mit dieser Kritik um?

Damit verbunden ist die Forderung, dass das Bundesinnenministerium in
dieser Angelegenheit tätig werden solle. Wie ist der Stand der Dinge?

Petermann: Ich habe an dieser Stelle schon mehrfach gesagt, dass das BMI in
Fragen der Abschiebung nicht zuständig ist, sondern dass die Länder dafür
zuständig sind. Operativ konnten wir nichts tun. Dennoch haben wir beraten.
Wir haben den Vorgang begleitet, so kann man es durchaus sagen, und zwar
durchaus auch ständig.

Frage: Hat das Innenministerium das Außenministerium gebeten, dass eine
diplomatische Zusage von Tunesien übermittelt wird, dass es keine
Folterandrohung gegenüber Sami A. gibt? Das ist die erste Frage.

Im Zusammenhang mit dem etwas erweiterten Thema, dass es nach einer Antwort
der Bundesregierung auf eine Anfrage der Grünen in diesem Jahr bereits fünf
rechtswidrige Abschiebungen gegeben hat: Können Sie sagen, aus welchen
Bundesländern diese Fälle kommen und warum es in zwei Fällen noch keine
Entscheidung über eine Rückholung gegeben hat?

Petermann: Ich beginne mit der ersten Frage. Wir stehen innerhalb der
Bundesregierung und auch zu NRW in engem Kontakt.

Zusatzfrage: An das Außenministerium: Haben Sie vielleicht Kontakt mit
Tunesien gehabt?

Breul: Wir haben laufend Kontakt mit Tunesien, schließlich unterhalten wir
dort auch eine Botschaft. Aber ich kann für den Fall vielleicht noch einmal
betonen, dass das Auswärtige Amt an dieser Stelle im Rahmen der Amtshilfe
tätig wird und die Innenbehörden und Gerichte dabei unterstützt. Aber dies
ist eine unterstützende Funktion.

Zusatzfrage: Können Sie trotzdem inhaltlich etwas sagen? Gibt es schon
solch eine Erklärung der Tunesier, dass dem Menschen keine Folter droht?

Breul: Ich kann vielleicht einmal generell sagen, dass eine diplomatische
Zusicherung üblicherweise immer auf Grundlage eines gerichtlichen
Maßgabebeschlusses eingeholt wird, in dem das Gericht genau festlegt, wie
der Inhalt der geforderten Zusicherung auszusehen hat. Dies ist im Fall von
Sami A. bisher nicht erfolgt.

StS Seibert: Ich möchte vielleicht auch grundsätzlich sagen: Es ist ja
jetzt klar geworden, dass die beiden Häuser miteinander und natürlich auch
mit dem Land Nordrhein-Westfalen in Kontakt sind. Die Bundesregierung ist
über unsere Botschaft in Tunis natürlich mit den tunesischen Behörden im
Gespräch. Wir werden mit der tunesischen Seite den weiteren Weg
vertrauensvoll besprechen.

Ich bitte um Verständnis: Wir wollen nicht über, sondern wir werden mit der
tunesischen Regierung reden.

Zusatzfrage: Herr Breul, Sie sagen im Prinzip, Sie warten jetzt darauf,
dass das Gericht in Nordrhein-Westfalen eine genaue Formulierung findet,
damit Sie überhaupt an Tunesien herantreten können. Richtig?

Breul: Nein, das habe ich nicht gesagt. Ich habe das übliche Verfahren
dargestellt.

Zusatz: Das hat in diesem Fall noch nicht gezogen!

Breul: Genau. Das übliche Verfahren hat in diesem Fall nicht gezogen. Im
Weiteren gilt das, was Herr Seibert gesagt hat. Wir sind in engem Gespräch
mit der tunesischen Seite.

Man muss vielleicht auch noch einmal betonen, dass es natürlich um einen
tunesischen Staatsangehörigen geht. Daher gibt es im Gegensatz zu deutschen
Staatsangehörigen keine Auskunftspflicht oder etwas Ähnliches, worauf wir
uns berufen könnten. Der Fall ist also etwas anders gelagert als die
konsularischen Fälle, die wir hier sonst besprechen.

Nichtsdestoweniger sind wir dazu in engem Kontakt. Die tunesische Seite
bekommt natürlich auch mit, wie die Debatte hier läuft, und sieht unser
Interesse. Die Gespräche laufen.

StS Seibert: Nur zur Ergänzung: Das Oberverwaltungsgericht Münster hat in
seinem Urteil, das natürlich unbedingt zu respektieren ist, nicht
festgestellt, dass Sami A. in Tunesien Folter oder unmenschliche Behandlung
drohe. Diese Frage ist in dem Hauptsacheverfahren des Verwaltungsgerichts
Gelsenkirchen noch zu entscheiden.

Frage: Auch in Bezug auf die Zahl der von der Bundesregierung
festgestellten fünf offenbar rechtswidrigen Abschiebungen in diesem Jahr:
Auch wenn die absolute Zahl nicht so hoch erscheint, ist das deutlich mehr
als im Vorjahr. In den Vorjahren gab es, glaube ich, keine.

Ist der Bundesinnenminister besorgt über diesen Anstieg? Sieht er
Möglichkeiten, aus dem Ressort darauf hinzuwirken, dass
Verfahrensvorschriften zukünftig eingehalten werden? Denn jeder dieser
Fälle stellt ja sozusagen Rechtsstaatlichkeit infrage.

Ist das auch ein Thema für die Kanzlerin, Herr Seibert?

StS Seibert: Ich denke, da kann man nicht zwischen einzelnen Teilen der
Bundesregierung unterscheiden. Wir alle in der Bundesregierung sehen uns
natürlich in der Pflicht, rechtsstaatlich und gründlich zu handeln.

Petermann: Ich kann gern ergänzen. Die Zahl der Abschiebungen hat
zugenommen. Das kann eine Erklärung sein, dass dann auch die Zahl der
fehlerhaften zunimmt. Das kann ich aber im Augenblick nicht beweisen,
sondern das ist vielleicht eine Antwort, die sich aufdrängt.

Jeder einzelne Fall ist schlecht, ohne Frage. Sie wissen, die Länder führen
die Abschiebungen durch, oder sie führen sie uns zu, die dann durch die
Bundespolizei begleitet werden. Wir haben aus dem Fall des Afghanen, der zu
Unrecht abgeschoben wurde, gelernt, dass zukünftig Abgleiche mit laufenden
Gerichtsverfahren durchgeführt werden. Aber ich kenne jetzt nicht im
Einzelnen die Hintergründe der Fälle. Das müssen wir noch aufarbeiten.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, jeder einzelne Fall ist natürlich schlecht,
bedeutet das, dass es eine erhöhte Sensibilität des Innenministers und
vielleicht auch einen Kontakt mit den jeweiligen Landesbehörden darüber
gibt, dass verstärkt auf die Einhaltung rechtstaatlicher
Verfahrensvorschriften zu achten ist?

Petermann: Natürlich sollen Abschiebungen nur rechtmäßig erfolgen. Was wir
vonseiten des Bundes dafür tun können, das werden wir auch tun.

Frage: Es geht um das Thema Türkei, und es ist eine Frage sowohl an das
Wirtschafts- als auch an das Finanzministerium. Nachdem die türkische Seite
gestern bekanntgegeben hat, dass sich am 21. die Finanzminister beider
Länder treffen, möchte ich fragen, ob das auch von deutscher Seite
bestätigt wurde. Das Wirtschaftsministerium möchte ich fragen, ob es auch
einen Termin für ein Treffen der Wirtschaftsminister gibt.

Arbeiten Ihre Ministerien schon an einem Paket, wie man der Türkei in der
derzeitigen Zeit der Währungs- und Wirtschaftsturbulenzen helfen kann?

Einhorn: Was das Treffen angeht, dazu kann ich noch keine näheren Aussagen
treffen.

Ansonsten gilt mit Blick auf die Entwicklungen in der Türkei das, was der
Minister kürzlich in einem Interview gesagt hat und was wir hier auch schon
wiederholt haben, dass wir die Entwicklungen dort sehr genau beobachten,
aber uns jetzt nicht weiter inhaltlich dazu äußern. Unser Interesse ist
natürlich weiterhin, dass die Türkei ein stabiles und demokratisches Land
ist. Dazu tragen gute wirtschaftliche Beziehungen bei. Daran arbeiten wir
wie gewohnt.

Fehling: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Sie können das Treffen am 21. August nicht bestätigen?

Fehling: Ich gebe hier keine konkreten Daten bekannt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Finanzministerium und an Herrn Seibert
dazu: Es gab ja auch schon ein Telefonat. Könnten Sie vielleicht sagen, ob
darin das Thema Hilfen von deutscher oder europäischer Seite in irgendeiner
Art und Weise angesprochen wurde?

An Herrn Seibert habe ich noch eine Frage. Welche Rolle sehen Sie für den
IWF in der ganzen Frage der Türkei?

Fehling: Da kann ich anfangen.

Zu konkreten Inhalten des gestrigen Telefonats möchte ich hier keine
weitere Auskunft geben. Aber weil Sie es angesprochen haben: Über einen
möglichen Antrag eines IWF-Programms ist gestern nicht gesprochen worden.
Das wäre auch Sache des betreffenden Mitgliedstaates, darüber zu befinden.

StS Seibert: Dem schließe ich mich vollkommen an. - Den anderen Teil der
Frage an mich habe ich jetzt vergessen.

Zuruf : IWF.

StS Seibert: Dem, was der Kollege zum IWF-Programm gesagt hat, schließe ich
mich vollkommen an. Das Gespräch der Bundeskanzlerin mit dem türkischen
Staatspräsidenten war wie immer vertraulich. Wir haben danach nur eine
kurze Pressemeldung herausgegeben. Es ist allerdings auch bekannt, dass die
beiden übereingekommen sind, dass die Wirtschafts- und Finanzminister sich
vor dem Besuch des Präsidenten in Deutschland noch einmal treffen sollen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesarbeitsministerium, und zwar zum
Beitragssatz der Arbeitslosenversicherung. Herr Heil hat sich ja in einem
Interview geäußert und seine Bereitschaft erneut erklärt - wie Anfang Juni -
, den Beitrag um mehr als 0,3 Prozentpunkte zu senken. Ich hätte ganz gern
gewusst, nachdem es ja Forderungen aus der CDU und CSU gibt, den Beitrag um
0,6 Prozentpunkte zu senken, ob Herr Heil auch damit einverstanden wäre.

Westhoff: Ich kann und will dem, was der Minister im Interview gesagt hat,
jetzt nicht viel anfügen, etwas andichten oder irgendetwas in die Länge
interpretieren. Er hat es bewusst so gesagt, wie er es gesagt hat, nämlich
dass er den Beitrag gern um 0,3 Prozentpunkte - wie im Koalitionsvertrag
festgelegt - absenken möchte und er darüber hinaus Potenzial sieht.

Allerdings möchte er damit bestimmte Punkte verbunden wissen, die ihm
wichtig sind, zum Beispiel Hilfe in Sachen Qualifizierung. Gerade Kleine
und mittelgroße Unternehmen, die den digitalen Wandel mitgestalten müssen
und die beschäftigten Arbeitskräfte auf diesen Wandel mitnehmen wollen,
brauchen Unterstützung. Das ist das Eine.

Es gibt noch andere Punkte, die ihm wichtig sind. Da geht es um die
Absicherung von kurzfristig Beschäftigten. Das ist ja eine
Beschäftigungsform, die in den letzten Jahren - auch bedingt durch den
digitalen Wandel - zugenommen hat. Diese Beschäftigten, die mit ihrer
Beschäftigung keine Ansprüche auf Arbeitslosengeld erwirtschaften, möchte
er besser gestellt sehen. Je nachdem, ob und zu welchen Ergebnissen man bei
diesen beiden Punkten kommt, wird sich dann auch entscheiden, ob und in
welchem Ausmaß es Senkungspotenzial über die 0,3 Prozentpunkte hinaus gibt.

Zusatzfrage: Können Sie uns etwas zum Zeitpunkt sagen, also wann das
Ministerium plant, diese Einigung oder Senkung ins Kabinett zu bringen?

Zweitens. Wird das möglicherweise mit anderen Themen verknüpft, zum
Beispiel mit der Rentenreform?

Westhoff: Ein Zeitfenster oder einen möglichen Zeitpunkt für die
Kabinettbefassung kann ich jetzt hier heute schlecht nennen. Also es ist
schon das Anliegen des Arbeitsministers, das möglichst zügig zu machen.
Denn es ist ihm wichtig, dass es an der Stelle bald Klarheit gibt. Über
Verknüpfungen mit ganz anderen Themen kann ich hier nicht berichten. Ich
sage da nichts Neues: Es gehört irgendwie immer alles zusammen, und es hat
alles miteinander zu tun. Ob jetzt an irgendeiner Stelle über beides
gemeinsam in einem lockeren oder auch engeren Zusammenhang geredet wird,
das kann sein. Aber ich kann nicht darüber berichten. Es gibt keine aktive
Verknüpfung unsererseits, dieser beiden Themen jedenfalls.

Frage: Ich wollte zum Iran-Geschäft kommen. Frau Einhorn, Herr Seibert, die
Telekom und die Deutsche Bahn ziehen sich jetzt auf Druck der USA aus den
Iran-Geschäften zurück. Wie bewerten Sie diese Tatsache? Sieht die
Bundesregierung ihre Bemühungen, genau so etwas zu vermeiden, als
gescheitert an?

StS Seibert: Ich bewerte diese unternehmerischen Entscheidungen nicht.
Unsere Haltung zum Nuklearabkommen mit Iran hat sich nicht verändert und
auch nicht zu der Rolle der Wirtschaft.

Zusatzfrage: Ich hatte etwas anderes gefragt, Herr Seibert. Die
Bundesregierung hat sich ja bemüht, dass sich diese deutschen Unternehmen
nicht aus dem Iran zurückziehen. Jetzt tun sie das doch. Sehen Sie ihre
Strategie als gescheitert an? Wird es eine neue Strategie geben? Wie sieht
sie aus?

StS Seibert: Ich kann nur auf meine Antwort verweisen.

Zusatzfrage: Das hat aber nichts mit den unternehmerischen Entscheidungen
zu tun. Es geht um die Strategie der Bundesregierung.

StS Seibert: Sie wollten, dass ich unternehmerische Entscheidungen bewerte,
was ich hier nicht tue.

Zusatzfrage: Ja, und jetzt habe ich nach der Strategie der Bundesregierung
gefragt.

StS Seibert: Ich habe Ihnen gesagt, dass sie unverändert ist. Wir haben
unverändert die Überzeugung: Wir halten dieses Abkommen für ein wichtiges
Instrument, um eine nukleare Bewaffnung des Iran zu verhindern. Wir werden
deswegen auch weiter für seine vollständige Umsetzung eintreten. Wir
bedauern deswegen die Entscheidung der USA, sich aus dem Abkommen
zurückzuziehen. Wie auch die anderen Signatarstaaten setzen wir alles
daran, dass die mit dem Iran getroffenen Vereinbarungen vom Iran auch
eingehalten werden. Nach EU-Recht wollen wir weiterhin legale
Geschäftsbeziehungen mit dem Iran ermöglichen. Dazu sind wir im Austausch
mit unseren Partnern in Europa und darüber hinaus.

Einhorn: Ich kann dem jetzt nicht viel hinzufügen. Wie gesagt: Es sind
unternehmerische Entscheidungen, sich da eventuell zurückzuziehen. Das
liegt ja auch bei den Unternehmen zu entscheiden, in welchen Ländern sie
tätig sind, wann sie ihre Tätigkeit ändern oder auch beenden.

Wie Sie wissen, gilt seit dem 07.08. die aktualisierte Blocking-Verordnung
der EU. Hiernach gibt es keine Meldepflichten oder Sonstiges für
Unternehmen. Insofern ist das in Ordnung und entspricht weiterhin, wie
gesagt, unserer Strategie. Wir halten die Kanäle da möglichst offen. Wir
wollen, dass Unternehmen sich weiter im Iran engagieren können. Das gilt
weiterhin.

Frage: Auch eine Frage an Frau Einhorn und Herrn Seibert. Sehen Sie einen
Zusammenhang zwischen dem Rückzug deutscher Firmen aus dem Iran und dem
möglichen Saudi-Arabien-Geschäft? Wir hatten das ja immer mit Blick auf den
amerikanischen Markt diskutiert. Aber die saudische Regierung fordert ja
ebenfalls den Rückzug aus Iran und ist mit deutschen Firmen in den letzten
Monaten nicht sehr freundlich umgegangen. Also gibt es nach Ihrer Bewertung
diesen Zusammenhang zwischen dem Iran-Geschäft und dem Saudi-Arabien-
Geschäft?

Einhorn: Es steht mir nicht zu zu bewerten, warum Unternehmen bestimmte
Entscheidungen treffen oder welche Motive sie dazu gebracht haben. Das
müssten Sie bitte die Unternehmen selbst fragen.

Frage: Ich habe noch einmal eine Nachfrage zu Sami A. an Frau Petermann.
Sie haben ja gerade vorhin selbst gesagt: Das Innenministerium hat das Land
NRW beraten. Nun hat Joachim Stamp gestern im Interview gesagt, dass er,
als das Flugzeug mit Sami A. in der Luft war und schon tunesischen Luftraum
erreicht hatte, noch einmal überlegt hätte, das Flugzeug zurückzuholen. Das
Innenministerium hätte ihm später zu seiner Entscheidung gesagt, das das
die Richtige gewesen sei. - War das im Nachhinein ein Fehler? Hätte er das
Flugzeug noch zurückholen können?

Petermann: Dazu kann ich nichts sagen.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Nachfrage an Herrn Breul. Besteht noch die
Wiedereinreisesperre für Sami A.?

Breul: Das wäre eine Frage, die Sie an das BMI richten müssten.

Petermann: Ob die Wiedereinreisesperre noch gilt, die Frage bitte ich an
NRW zu stellen. Ich kenne dazu nur Informationen aus der Presse.

Frage: Im Zusammenhang mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz und den
Eckpunkten, die vorliegen, eine Frage an Frau Petermann oder an Herrn
Westhoff: Gibt es Vorstellungen, wann man ins Kabinett kommen möchte? Es
hieß ja, es sollte noch in diesem Jahr ein Gesetzentwurf vorliegen. Können
Sie ein paar Details sagen, wie weit man da ist?

Petermann: Vielleicht beginne ich, weil das Fachkräftezuwanderungsgesetz in
der Kompetenz des BMI steht und wir diesen Gesetzentwurf gestalten. Hierfür
entwickeln wir allerdings zurzeit gemeinsam mit dem BMAS und dem BMWi ein
Eckpunktepapier. Dieses Eckpunktepapier für den späteren Gesetzentwurf
Fachkräftezuwanderungsgesetz befindet sich derzeit in der
Ressortabstimmung. Deswegen kann ich zu den Inhalten im Augenblick nicht
detailliert Stellung nehmen.

Zusatzfrage: Ich nehme an, Herr Westhoff, Sie würden das auch nicht weiter
ergänzen?

Westhoff: Nein, in die fachlichen Details kann ich jetzt nicht weiter
gehen. Ich kann nur sagen, dass es uns sehr recht ist, dass es so einen
Ansatz jetzt gibt und der Weg in Richtung Fachkräfteeinwanderungsgesetz
beschritten worden ist. Wir wollen das möglichst zügig im Kabinett
beschließen, wenn das Eckpunktepapier dann reif ist. Der Minister hat dazu
auch einmal deutlich gemacht, dass es ihm recht wäre, wenn die
Gesetzgebungsarbeiten noch in diesem Jahr weit voranschreiten würden.

Zusatzfrage : Eine Nachfrage an den Regierungssprecher. Herr Seibert, was
ist denn die Haltung der Bundeskanzlerin? Fände sie es gut, wenn im
Zusammenhang mit der Fachkräfteeinwanderung auch der Spurwechsel zwischen
Asylrecht und Einwanderungsrecht geregelt würde?

StS Seibert: Unser Zuwanderungsrecht sieht ja unterschiedliche Regelungen
für Zuwanderung vor - aus humanitären Gründen einerseits und Zuwanderung zu
Arbeits- und Ausbildungszwecken andererseits. Bei dieser Trennung sollte es
grundsätzlich auch bleiben. In den nächsten Jahren - das haben die
Koalitionspartner ja gemeinsam im Koalitionsvertrag festgestellt - wird der
Fachkräftebedarf steigen. Deswegen erarbeiten wir ein solches Regelwerk zur
Erwerbsmigration, das sich dann am Bedarf unserer Volkswirtschaft
orientiert.

Zu der Frage, welche Änderungen sich aus diesem neuen Regelwerk im
Zuwanderungsrecht im Einzelnen ergeben könnten, dazu werden dann
Abstimmungen in der Bundesregierung stattfinden. Denen kann ich hier nicht
vorgreifen.

Petermann: Vielleicht kann ich noch darauf hinweisen, dass es auch derzeit
schon einige Möglichkeiten gibt. Ich hatte in der Regierungspressekonferenz
am Mittwoch mitgeteilt - das hatten wir hier schon besprochen -, dass es
den Fall der Ausbildungsduldung gibt. Es gibt darüber hinaus nach den
Paragraphen 25a und 25b Aufenthaltsgesetz für gut integrierte Geduldete die
Möglichkeit, nach dem Ablauf einer bestimmten Zeit, nämlich sechs oder acht
Jahre und bei Deutschkenntnissen usw., hier auch erwerbstätig zu sein. Es
gibt auch die Regelung für Heranwachsende nach einem Zeitraum von vier
Jahren, wenn sie hier erfolgreich einen Schulabschluss abgeleistet haben.

Frage: Hat der Bundesinnenminister eine Position für den sogenannten
Spurwechsel auch bei abgelehnten Asylbewerbern? Das wird ja innerhalb der
Bundesregierung kontrovers diskutiert.

Petermann: Wir sind für eine klare Trennung zwischen der humanitären
Aufnahme auf der einen Seite und der Arbeitsmigration auf der anderen
Seite. Wir wollen steuern, sowohl die humanitäre Aufnahme als auch über das
Fachkräftezuwanderungsgesetz die Arbeitsmigration. Würde man diese beiden
Bereiche miteinander verbinden, wäre eine Steuerung nicht mehr möglich.

Zusatzfrage: Das heißt, Herr Seehofer lehnt die Position von Frau Widmann-
Mauz ab, die so eine Möglichkeit vorsieht?

Petermann: Die Schlussfolgerungen müssen Sie ziehen. Sie haben mich nach
der Position des Innenministeriums gefragt.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt, noch einmal zum Komplex
Deutschland-Türkei. Herr Breul, können Sie uns über den Stand der Dinge im
Fall Ilhami A. berichten? Das ist der deutsche Staatsbürger aus Hamburg
kurdischer Herkunft, der seit Mittwoch in der Südosttürkei in Haft sitzt.
Der Vorwurf lautet Terrorpropaganda für die PKK.

Breul: Dazu kann ich eigentlich nur sagen, dass uns der Fall bekannt ist
und wir die konsularische Betreuung einleiten werden. Sie haben es ja schon
gesagt: Der Fall ist jetzt ein paar Tage alt. Die Festnahme war am 15.
August, die Verhängung der U-Haft am 16. August. Weitere Angaben zu dem
Fall können wir aus den bekannten Schutzgründen derzeit nicht machen.

Frage: Hat er schon konsularische Betreuung?

Breul: Wie gesagt: Der Fall ist erst ein paar Tage alt. Wir sind dabei, die
konsularische Betreuung sicherzustellen. Ein Haftbesuch oder dergleichen
hat noch nicht stattgefunden.

Frage : Auch zur Türkei, aber ein anderes Thema. Der Einmarsch der Türkei
in Afrin ist jetzt fast ein halbes Jahr her, Herr Breul. Sie haben uns hier
versprochen, dass wir irgendwann eine völkerrechtliche Bewertung der
Bundesregierung bekommen. Haben Sie sie dabei?

Breul: Zu Afrin habe ich heute keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Wann können wir damit rechnen?

Breul: Auch zu den Zeitabläufen haben wir hier wiederholt gesprochen. Dem
habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Wir sind ja noch innerhalb der Stunde. Deswegen möchte ich noch eine
Nachfrage an Frau Petermann stellen im Zusammenhang mit dem Abkommen mit
Griechenland. Geht es da auch - kann man das vielleicht schon sagen - um
die 48-Stunden-Regelung, wie zum Beispiel im Zusammenhang mit Spanien? Gilt
das beispielsweise für die Menschen, die in Griechenland schon einen
Asylantrag gestellt haben?

Petermann: Darum geht es. Das kann ich hier ohne weiteres sagen. Denn das
war ja der Auftrag aus der Koalition, dass - immer begrenzt auf die Fälle
an der deutsch-österreichischen Grenze - eine Zurückweisung für die
Asylsuchenden erfolgt, die schon in einem anderen Land einen Asylantrag
gestellt haben, die sogenannten EURODAC-Treffer der Kategorie 1. Es geht
immer um den Zeitraum von 48 Stunden. Denn nur innerhalb dieses Zeitraums
kann nach unserer Verfassung eine Zurückweisung erfolgen.

Zusatzfrage: Weil wir immer noch im Zeitrahmen von 60 Minuten sind: Wann
ist das Abkommen geschlossen worden? Gestern oder heute?

Petermann: Gestern Abend.

Freitag, 17. August 2018
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STANDPUNKT/792: Beyond Aid - Zehn Thesen für eine andere Hilfe (medico international)


medico international - 19. April 2018

Beyond Aid


Zehn Thesen für eine andere Hilfe

von Thomas Gebauer



Die Welt leidet nicht an zu wenig Hilfe, sondern an Verhältnissen, die
immer mehr Hilfe nötig machen.


1. Katastrophe

Zum trostlosen Zustand gegenwärtigen Politik gehört, dass sie immer wieder
erstaunt auf Missstände reagiert, die sie zuvor selbst befördert hat.
Das ist die Lehre aus dem multiplen Krisengeschehen der Gegenwart. Der
Klimawandel, die Finanzkrise, der Hunger, die dramatisch wachsende soziale
Ungleichheit, aber auch die vielen kriegerischen Konflikte, die heute
allerorten für Verheerungen sorgen, sind nicht zuletzt im Kontext jener
von Pierre Bourdieu beschriebenen "Politik der Entpolitisierung" zu sehen,
die sich mehr und mehr den Vorgaben des global entfesselten Kapitalismus
ergeben hat.

Von sozialem Ausschluss bedroht sind heute auch diejenigen, die mit der
neoliberalen Umgestaltung der Welt die Hoffnung auf persönliche
Entwicklungschancen verbunden haben. Längst lässt sich das Elend der Welt
nicht mehr in den Slums, Zusammenbruchregionen und vergessenen Kriegen
verstecken. Nicht zuletzt die millionenfache Flucht und Migration von
Menschen verweist auf das sich verfestigende multiple Krisengeschehen.
Das Versprechen, dass mit der Liberalisierung des Waren- und
Kapitaltransfers auch für alle etwas abfallen würde, hat sich als
Trugschluss erwiesen. Statt zu einem entwicklungspolitisch erhofften
"Trickle down"-Effekt kam es zu dessen Gegenteil: zu einer Umverteilung von
unten nach oben.

In deren Folge wurden die in vielen Teilen der Welt wenig entwickelten
Institutionen öffentlicher Daseinsvorsorge oftmals bis zur Unkenntlichkeit
ausgehöhlt .

Der Angriff auf die öffentlichen Institutionen aber ist noch nicht
abgeschlossen. Die aufgeblähten Kapitalvermögen drängen auf profitable
Investitionen, die sich heute nur noch durch Senkung der Produktionskosten
(Lohndumping bzw. Umgehung von Arbeits- und Umweltschutzauflagen) oder
durch Privatisierung, sprich: Enteignung des noch verbliebenen sozialen
Eigentums (Renten, Gesundheitswesen, aber auch Straßen etc.) erzielen
lassen.

Die gesellschaftlichen Folgen der Aushöhlung von Sozialstaatlichkeit sind
enorm: vielerorts sind es nur noch die Willkürregime von Warlords,
Oligarchen, Milizen und/oder kriminellen Netzwerke, die für soziale
Sicherung sorgen.


2. Enger werdende öffentliche Räume

Der Verfall demokratischer Institutionen ist weit vorangeschritten. Er
zeigt sich vordergründig in Wahlkämpfen, die zum gesellschaftlichen
Spektakel verkommen sind, vor allem aber darin, dass weitreichende
gesellschaftspolitische Entscheidungen (z.B. über globale Handelsabkommen,
internationale Steuerpolitik, Renten- und Gesundheitsfragen, etc.) unter
Ausschluss der Öffentlichkeit, mitunter selbst der Parlamente, getroffen
werden.

Der Öffentlichkeit kommt dabei nur noch die Rolle eines passiven
Beobachters zu. In dem Maße, wie reale Interessenskonflikte nicht mehr
öffentlich ausgetragen, sondern an technokratische Expertengremien
delegiert werden und schon das Nachdenken über Alternativen wahlweise als
Ideologie oder Illusion diffamiert wird, machen sich Gefühle von Ohnmacht
und Orientierungslosigkeit breit.


3. Unbehagen in der Globalisierung

Zu den tiefgreifenden Verunsicherungen, die im Zuge der neoliberalen
Globalisierung eingetreten sind, zählen nicht alleine die Angst vor
ökonomischer Verarmung, sondern gerade auch die Befürchtung, mit den
komplexer werdenden Verhältnissen der Welt nicht mehr zurecht zu kommen:
das Gefühl, nicht mehr ernstgenommen und bevormundet zu werden.

Die Reaktionen auf das wachsende Unbehagen in der Globalisierung sind
vielfältig. Zu ihnen zählt der identitäre Wahn rechtsextremer und
religiös-fundamentalistischer Bewegungen ebenso wir die selbstzufriedene
Ignoranz der Bessergestellten oder die konsumistischen Lebensstile breiter
Bevölkerungsschichten.

Der Egoismus als die vorherrschende Ideologie des Neoliberalismus
verfestigt sich in dem Maße, wie der Kampf aller gegen alle zunimmt und
sich Gesellschaftlichkeit in der Konkurrenz unternehmerisch handelnder
Individuen auflöst.

"Greed and Grievance", Gier und Frustration sind die maßgeblichen
Triebfedern vieler der gegenwärtig in der Welt ausgetragenen Konflikte.
Zumeist geht es um ein Drängen auf Teilhabe an verwehrten Rechten bzw.
Privilegien sowie um den Groll, den Menschen verspüren, wenn sie
feststellen, dass es für sie in keinen Platz zu geben scheint, dass sie
"überflüssig" sind.


4. Humanitär-industrieller Komplex

Mit humanitärer Hilfe ist diesen Umständen nicht beizukommen. Der gut
gemeinte Slogan "Tausend Fragen, eine Antwort, helfen!" ist durch die
Realität widerlegt. Inzwischen hat das Elend der Welt ein solches Ausmaß
angenommen, dass es durch Hilfe nur noch unzureichend gemildert werden
kann. Auf dramatische Weise übersteigt heute der Bedarf an Hilfe die
weltweit zur Verfügung stehenden Mittel. Selbst die großen UN-Hilfswerke
sind inzwischen überfordert. Die ungebremste Krisendynamik der letzten
Jahre hat das internationale humanitäre System gesprengt.

Aber auch die bestehende Entwicklungszusammenarbeit bietet kaum noch
Alternativen. Wo sie früher Ideen von Befreiung und struktureller
Veränderungen im Zentrum standen, herrscht heute ein affirmativer
Pragmatismus, der auf Anpassung zielt. Mehr und mehr ist die "Pädagogik
der Befreiung" (Paolo Freire) von Programmen einer "financial literacy"
(z.B. durch die GIZ) abgelöst worden (z.B. Entrepreneurship-Konzepte,
Manageralisierung sozialen Handelns, Finanzialisierung der Armut durch
Mikrokredite etc.).

Folge des tendenziellen Scheiterns von Hilfe sind Legitimationseinbußen in
der Öffentlichkeit. Der Zenit bürgerlicher Wohltätigkeit könnte schon bald
überschritten sein. Um die große Zahl von Bürgerstiftungen, Hilfsvereinen,
dem "Charitainment" von Schauspielern und Rockstars, den vielen Basare für
den guten Zweck, den Tafeln usw. wird es ruhiger werden.

Dafür drängen nun mit Nachdruck Unternehmen, Industriestiftungen und
"Philanthrokapitalisten", wie Bill Gates oder die Quandt Familie, in den
Hilfsmarkt. Durchaus mit guten Argumenten. Wenn sich Hilfsorganisationen
nur noch pragmatisch auf die technische Bereitstellung von Gütern
beschränken, sind Unternehmen im Vorteil.

Zu den Konturen des sich immer deutlicher abzeichnenden
Humanitär-industriellen Komplex zählt die Idee von Social Bonds
(Sozial-Anleihen), die in Deutschland u.a. von PHINEO propagiert werden
(kommerzielle Unternehmen, die in soziale Projekte investieren, werden bei
nachgewiesenem Erfolg aus Steuermitteln refinanziert).

Im September hat das IKRK in Genf die weltweit ersten
"Humanitarian-Impact-Bonds" auflegt, die 7% Rendite versprechen und so
humanitäre Hilfe für die Finanzmärkte interessant machen


5. Externalisierung von Gefahren und die Ver-Sicherheitlichung
von Hilfe 

Um den negativen Folgen der wachsenden sozialen Ungleichheit zu begegnen,
setzt die herrschende Politik auf Abschottung. Nicht sozialen Ausgleich
über Umverteilung und Regulierung hat sie sich auf die Fahnen geschrieben,
sondern die sicherheitspolitische Stabilisierung des Status quo, und sei er
noch so ungerecht.

Bestehende Gefahren werden abgewehrt, in dem sie im Süden verortet und so
"externalisiert" werden. Nicht die eigene "imperiale Lebensweise" mit all
ihren negativen Folgen für die Lebensumstände von Menschen im Süden ist das
Problem, sondern dass sich Menschen auf den Weg machen, dass die Gewalt
zunimmt, dass Epidemien drohen etc.

Während eine Politik des Ausgleichs Räume für demokratische Beteiligung
schafft, fördert Abschottung autoritäre Formen von Gesellschaftlichkeit
(Einschränkung von Bürgerrechten, Skrinking Spaces, staatliche Repression -
jeweils nach innen und außen).

Wo die Sicherheit bedroht sei, müssten die Menschen- und Bürgerrechte
zurückgestellt werden, heißt es heute mitunter völlig unverblümt. Vorbei
die Zeiten, in denen noch der Versuch unternommen wurde,
Weltordnungspolitik und -kriege menschenrechtlich zu rechtfertigen. Niemand
mehr würde heute in der NATO einen bewaffneten Arm von amnesty
international sehen, und doch hält sich das Mantra, das Sicherheit die
Voraussetzung für Entwicklung sei.

In all den Überlegungen zu einer "vernetzten Sicherheit" aber geht es nicht
um die Schaffung von Entwicklungsvoraussetzungen, sondern um die Frage, wie
sich die privilegierte Welt vor den zunehmenden Gefahren schützen lässt.
Dabei geraten auch Entwicklung- und Menschenrechtspolitik zu Instrumenten
von Sicherheitspolitik.

Nicht mehr die präventive Bekämpfung von Fluchtursachen ist das Ziel,
sondern die Flüchtlingsabwehr und der Aufbau vorgelagerter
Grenzkontrollregime. Gleiches gilt für den Umgang mit dem Ausbruch von
Pandemien, die mit Blick auf die prekärer werdenden Lebensumstände zunehmen
werden. Nicht um "Health for all" geht es, sondern um "Health Security".
Gesellschaftlichkeit, deren Fundamente im Zuge wachsender Ungleichheit ins
Wanken geraten, aber lässt sich nicht über sicherheitspolitisches Handeln
dauerhaft retten. Weder zusätzliche Mauern, noch eine Politik des
Wegschließens und auch nicht die Ausweitung von Sicherheitsapparaten sind
dazu imstande. Mit Sicherheitspolitik wird die soziale Ungleichheit nicht
beseitigt, sondern nur zementiert.


6. Mythos Alternativlosigkeit

Die "Politik der Entpolitisierung" ist deshalb so unwidersprochen
geblieben, weil sie sich mit der Aura ökonomischer Zwangsläufigkeit umgeben
konnte. Wie Mehltau hat sich das Diktum der Alternativlosigkeit auf das
Denken von Menschen gelegt hat. Mit der fatalen Konsequenz, dass sich
inzwischen eine Mehrheit eher den Untergang der Welt vorstellen kann, als
das Ende des Kapitalismus.


7. Gegenentwurf: "Die Welt ist groß und Rettung lauert
überall"

Die Lage wäre hoffnungslos, gebe es nicht weltweiten Einspruch: einen
Einspruch, der meist nicht lärmend von sich reden macht, sondern im Leiden
der Leute zum Ausdruck kommt. Dieses Leiden beredt werden zu lassen, sei
die Bedingung aller Wahrheit, so Theodor W. Adorno.

Und so liegt die Hoffnung nicht in einem boomenden Markt für
Sicherheitsdienstleistungen und therapeutischer Sozialtechnik, nicht in
zweifelhaften Resilienz Programmen oder dem Charitainment in den
Massenmedien, sondern in lokalen Initiativen, die auf Veränderung drängen,
z.B. die der brasilianischen Bewegung von Wohnungslosen, die leer stehende
Hochhäuser in Wohnraum umwandeln. Oder im Bemühen afghanischer
Studierender, sich inmitten von Krieg und Krise mit Kritischer Theorie
auseinanderzusetzen.

Sie wird bewahrt von Geflohenen, die ihr Leid und ihre Wünsche in Gedichten
zu Papier bringen. Und sie wird behautet von sozialen Bewegungen, die sich
weltweit zusammengeschlossen haben, um für die regulative Einhegung des
Kapitalismus zu streiten (UN-Treaty on Business and Human Rights).
Das Verbindende solcher Initiativen ist die Idee einer andern Globalität,
einer Lebensweise, die sich nicht auf Konkurrenz und Zerstörung stützt,
sondern auf Mitgefühl, Neugier und Kreativität. Noch sind all diese
Initiativen nicht untereinander vernetzt; noch fehlt eine gemeinsame
Strategie. Es ist höchste Zeit darüber nachzudenken, was "Global denken,
lokal handeln" für den Bereich der Sozialpolitik meinen könnte.


8. Gegenentwurf: Ideologiekritik

Und so ist es vornehmliche Aufgabe kritischer Hilfe deutlich zu machen,
dass es auch anders geht. Notwendig ist die Formulierung einer
gesellschaftlichen Vision, die mit den Menschenrechten ernst macht und
(welt-)gesellschaftliche Verhältnisse aufscheinen lässt, die nicht die
einen privilegieren und die anderen entrechten.

Dabei gilt es sich ideologiekritisch mit Lösungsvorschlägen
auseinanderzusetzen, die auf fatale Weise in die Irre führen (z.B.
Resilienz-Konzepte, die die Verantwortung für die Bewältigung von
Katastrophen ins Private abschieben).

Aber auch die viel gepriesenen SDGs sind höchst zweischneidig. In den 17
Ober- und 169 Unterzielen der Agenda 2030 findet zwar jeder Ausschnitt der
globalen Krise, jede Zielgruppe, jedes Thema Berücksichtigung, doch mangelt
es an Konsistenz untereinander. Vor allem das "Kleingedruckte", die "means
of implementation", in denen die Mitteln zur Umsetzung der Zielen
aufgelistet sind, steht den guten Absichten entgegen.

Nicht über eine gerechte Verteilung der vorhandenen Ressourcen sollen die
Ziele verwirklicht werden, sondern über ökonomisches Wachstum. Wobei für
die Billionen Dollar, die gebraucht würden, die Länder (auch die Länder des
Südens) jeweils selbst aufkommen sollen - selbstverständlich unter
Respektierung auch jener Freihandelsabkommen, die ihnen kaum politischen
Handlungsspielraum lassen.

Neue Regeln, z.B. zur Bekämpfung von Steuerflucht und Korruption, sind am
Veto der mächtigen Industriestaaten gescheitert. Eklatant der Rückschritt
in der Frage des Umgangs mit den Schulden. Hieß es in früheren globalen
Vereinbarungen noch, dass beide Seiten, die Schuldner wie die Gläubiger,
gemeinsam Verantwortung tragen, sind es nun der in erste Linie die
Schuldner.

Das fundamentale Problem der SDG-Agenda ist ihre Widersprüchlichkeit. Die
so weit geht so, dass sich ihre Ziele gegenseitig aufheben. Wie sollen
Klima und Umwelt geschützt werden, wenn die Mittel, die für die
Finanzierung solche Maßnahmen notwendig sind, über das Wachstum einer
zerstörerischen Produktionsweise generiert werden? Wie soll zugleich mehr
und weniger realisiert werden? Wie die Armut bekämpft werden innerhalb
eines Systems, das Armut immer wieder systematisch produziert?


9. Gegenentwurf: Rechte, Regulierung, Redistribution, Resistance


Grundlegend für eine alternative Strategie sind vier "R":

• ein politischer Menschenrechtsbegriff, der in den Rechten der
Menschen einklagbare Rechtsansprüche und somit gesellschaftliche
Verpflichtungen sieht;

• eine wirksame supranationale Regulation von Unternehmen;

• die systematische Umverteilung von Ressourcen sowohl zwischen, als
auch innerhalb von Ländern und - last not least -

• die Schaffung einer unabhängigen transnationalen Öffentlichkeit, die
alleine imstande sein wird, solche Veränderungen durchzusetzen.

Konkret geht es dabei um die Ausweitung der Idee einer sozialen
Infrastruktur ins Globale (z.B. durch Schaffung eines Internationalen Fonds
für Gesundheit), um regulative Eingriffe in die globalen
Produktionsverhältnisse (z.B. UN-Treaty on Business and Human Rights), um
das Drängen auf eine globale Verfassung (wie sie in Artikel 28 der
Menschenrechtserklärung gefordert wird).


10. Beyond Aid

"Wohltätigkeit ist die Ersäufung des Rechts im Mistloch der Gnade", befand
Pestalozzi, ein Zeitgenosse der Französischen Revolution. Um der heute zu
beobachtenden Re-Feudalisierung von Gesellschaft und Hilfe zu entgegen,
reicht es nicht mehr, Hilfe nur verschieden zu interpretieren. Es kommt
darauf an, sie zu überwinden.

Veröffentlicht am 19. April 2018

 * 

Quelle:

medico international - 19. April 2018

https://www.medico.de/zehn-thesen-fuer-eine-andere-hilfe-17038/

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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SCHACH-SPHINX/06659: Fall von sturem Gedankenklau (SB)


Auf dem Turnier zu Mar del Plata 1949 ereignete sich ein auf hoher
Großmeisterebene seltener Fall von sturem Gedankenklau. Auf weißer
Seite saß Erich Eliskases, der österreichische Meister, der 1939 auf
der Schacholympiade in Buenos Aires als Mitglied der großdeutschen
Mannschaft vom Ausbruch des Zweiten Weltkrieges überrascht worden war
und in Argentinien blieb. Sein Kontrahent Arturito Pomar hatte an
diesem Tag keine sonderliche Lust, sich den Kopf über eigene Züge zu
zerbrechen. In seiner Faulheit kopierte er einfach alle Züge von
Eliskases bis zum 12. Zuge, ein Verfahren, das nicht besonders beliebt
ist und für den Kopisten in aller Regel mit einer derben Niederlage
endet. Der Vorteil des Anzugsrechts wächst bekanntlich in
symmetrischen Stellungen von Zug zu Zug. Je weiter sich die Partie
entwickelt, desto empfindlicher hängt die spiegelnde Gegenseite an den
Zügen des Originals. Mit dem 13. Zug allerdings sprang Pomar vom
Trittbrett und ging seinen eigenen Weg, gerade rechtzeitig, denn hätte
er den Spaß ein wenig zu bunt und länger getrieben, so wäre er rasch
unter Eliskases' Räder gekommen. Statt dessen verging sich nun der Ex-
Österreicher an den Schachregeln und opferte drei Züge, um einen
Bauern zu gewinnen. Daß er mit einem blauen Auge davonkam, verdankte
er vielleicht der anfänglichen Denkfaulheit seines Kontrahenten, der
im heutigen Rätsel der Sphinx mit 1...Dd8-h4 fortsetzte, was nach
2.Tf1-e1 Ta8-g8 3.Lc1-d2 Tg8xg3+! 4.Df2xg3 Dh4xg3+ 5.h2xg3 Th6-h1+
6.Kg1-f2 Th1-h2+ 7.Kg2-f1 Th2-h1+ zum Dauerschach führte. Im
Stellungsdiagramm hatte Eliskases auf 1...Sd4-f3+ 2.Df2xf3 Lb7xf3
3.Tf1xf3 gehofft. Für die Dame hätte er dann genügend Material gehabt.
Indes stand Pomar, wenn er etwas länger in die Stellung
hineingeforscht hätte, neben dem Damenzug 1...Dd8-h4 durchaus eine
andere vielversprechende Zugfolge zur Verfügung, Wanderer.
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Eliskases - Pomar

Mar del Plata 1949


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Armer Drachen, so abgehäutet sah man ihn selten. Aber nach 1...Lg7-f8?
2.Se4xf6+! Sd5xf6 3.Dd2xg5+ Lf8-g7 - 3...Kg8-h8 4.Lc5xf8 - 4.Lc5-d6
Dc7-f7 5.h6xg7 e5-e4 6.Ld6-e5 blieb Schwarz angesichts der Möglichkeit
6...Sf6-d7 7.Th1xh7! Kg8xh7 8.Dg5-h4+ Kh7-g6 9.Dh4-h5# keine andere
Wahl, als sich zum Sterben niederzulegen.



Erstveröffentlichung am 20. August 2005

19. August 2018
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